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Editorial

Strafe muß sein

Nach Theodor Mommsen (1817 -1903) war die größte
Leistung des antiken Roms nicht die Beherrschung
des damaligen Mittelmeerraumes und darüber hinaus
die der gesamten, damals bekannten Welt. Die größte
Leistung Roms war die Schaffung des römischen
Rechts! Mommsen mußte dies wissen, denn er war
nicht nur Historiker, sondern ursprünglich Jurist und
kam erst durch die Beschäftigung mit dem römischen
Recht und seiner Entwicklung zur Geschichtswissen-
schaft. Als Historiker war er nicht weniger bekannt als
der etwas ältere Leopold von Ranke (1795 - 1886).
Während dieser sich mehr mit der Geschichte der
Neuzeit befaßte, mit der Geschichte Preußens, Frank-
reichs, Englands und der Geschichte der römischen
Päpste, war Mommsen zunächst Professor für römi-
sches Recht in Leipzig, danach 1852 in Zürich und
1854 in Breslau, um schließlich 1858 Professor für alte
Geschichte in Berlin zu werden. Aber Weltruhm er-
langte Mommsen dann durch sein Werk „Römische
Geschichte", welches in einem solch glänzenden
sprachlichen Stil geschrieben ist, daß er dafür 1902
den Nobelpreis für Literatur erhielt, den zweiten in der
Geschichte der Literaturnobelpreise überhaupt. Zuvor
noch war 1899 Mommsens Werk „Römisches Straf-
recht" erschienen.

Die Unverzichtbarkeit der Strafgesetzgebung
Seit Schaffung des römischen Rechts gilt in allen Kul-
turstaaten dieser Welt als unumstößliche Grundlage
jeder Gesetzgebung, der Rechtspflege und der
Rechtssprechung diese Erkenntnis: Strafe muß sein!
Deshalb ist es seit dem antiken Rom Allgemeingut je-
der Zivilisation: Ohne Strafgesetzgebung, ohne Straf-
androhung und ohne Strafvollzug ist eine soziale Ord-
nung in keinem Staat dieser Welt aufrecht zu halten!
Noch nie in der gesamten Rechtsgeschichte wurde an
dieser Auffassung je gerüttelt. Nur in unseren Tagen, -
erst in den letzten drei Jahrzehnten, nachweislich be-
ginnend mit der Einführung der sogenannten „Pille"
zur Kontrazeption - soll dies nicht mehr gelten und das
ausgerechnet beim allerhöchsten Rechtsgut des
Menschen: dem Recht auf sein Leben und seine kör-
perliche Unversehrtheit. In den Verfassungen aller
Kulturstaaten dieser Welt wird das Recht des Men-
schen auf sein Leben garantiert und durch Androhung
allerhöchster Strafen durch den Staat geschützt.
Wenn aber die Gesetzgebung eines Staates.für auch
nur eine Phase menschlichen Lebens, und seien es
nur die ersten drei Monate des vorgeburtlichen Le-
bens, auf staatlichen Schutz durch Strafandrohung
verzichtet, so ist dies letztlich nichts anderes als eine

Rechtsbeugung durch den Staat selbst, eine Perver-
tierung des Rechts durch den Staat, die diesen Staat
vor seinen Bürgern unglaubwürdig macht und damit
die staatliche Autorität auf's schwerste erschüttert.

Die Pervertierung des Rechts
Die Pervertierung des Rechts sollte und dürfte in ei-
nem Rechtsstaat, der diesen Namen beansprucht,
nicht möglich sein. Dies gilt in ganz besonders hohem
Maße für das wiedervereinigte Deutschland mit seinen
so negativen geschichtlichen Erfahrungen in der Zeit
der nationalsozialistischen Diktatur wie auch in der
Zeit der kommunistischen Diktatur in der früheren
DDR, in denen menschliches Leben nichts galt, wenn
es einer „minderwertigen" Rasse angehörte oder,
wenn ein Mensch dem Unrechtsstaat der früheren
DDR durch Stacheldraht und Minenfelder oder über
die Berliner Mauer zu entkommen suchte. Die Lehren
aus der wenig ruhmreichen deutschen Geschichte
von 1933 bis 1945 und aus der kläglich zusammenge-
brochenen Geschichte der früheren DDR müßten
doch gerade die sein, daß menschliches Leben abso-
luten Schutz durch den Staat erfahren muß und auch
nicht ein einziges Menschenleben, mit welcher Be-
gründung auch immer, zur Disposition gestellt werden
darf. Oder haben wir den verbrecherischen Umgang
der Diktaturen unserer jüngsten Geschichte mit
menschlichem Leben schon wieder vergessen?! Sind
etwa die Gegner der Nazidiktatur nicht selten in den
Tod gegangen, daß wir heute - ihrer Opfer und ihrer
Leiden nicht mehr eingedenk - erneutes Unrecht an
menschlichem Leben und dies am allerschwächsten
und damit schutzwürdigsten, dem Leben der Unge-
borenen, tolerieren und dies aus oft niederen und
selbstsüchtigen Motiven wie dem „Selbstbestim-
mungrecht der Frau", welches angeblich höherwertig
sein soll als menschliches Leben?! Eines ist sicher: Mit
dem Verzicht auf Strafandrohung zum Schutz vorge-
burtlichen menschlichen Lebens verliert unser Staat,
gerade der deutsche mit seiner geschichtlichen Ver-
gangenheit, den Anspruch, ein Rechtsstaat zu sein!

Die normative Kraft des Rechts
Der Rechtsbereich ist Teilbereich des Sittlichen, der
Umsetzung des Dekaloges, der zehn Gebote, für das
menschliche Leben, für die Entfaltungsmöglichkeit
des Menschen in Ehe, Familie, Staat und Gesellschaft.
Recht und Moral sind deshalb unlösbar miteinander
verbunden. Das Recht ist ethisches Minimum und da-
her unverzichtbar in seiner Anwendung und Durchset-
zung für die soziale Ordnung in Staat und Gesell-
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schaft. Nur die Übereinstimmung des Rechts mit der
sittlichen Ordnung, mit den zehn Geboten, verleiht
dem Recht seine verpflichtende Kraft. Deswegen be-
sitzt die Gesetzgebung auch eine normative Funktion.
Auf eben diese Funktion der Strafgesetzgebung zu
verzichten, kann nicht ohne Folgen bleiben. Streicht
man nur eines der Menschenrechte aus der Rechts-
ordnung - und das Recht auf Leben ist das höchste al-
ler Menschenrechte, noch vor dem Recht auf Eigen-
tum, dem Recht auf Ehe und Familie, dem Recht auf
freie Meinungsäußerung und dem Recht auf freie Reli-
gionsausübung -, dann werden alle anderen Men-
schenrechte dadurch tangiert und nach kurzer Zeit
durch die Menschen auch nicht mehr respektiert. Das
Recht auf Leben ist so überhaupt die Voraussetzung
aller übrigen Menschenrechte. Ignoriert man dieses
erste und grundlegende Menschenrecht, so sind alle
anderen nicht mehr zu halten. Es droht dann ein
Chaos im menschlichen Zusammenleben, in der so-
zialen Ordnung der Gesellschaft, die dann auch von
einem Staat, eben weil er den Rechtsschutz durch die
Strafgesetzgebung vernachlässigt hat, nicht mehr ge-
währleistet werden kann. Dies führt zu nichts anderem
als zu fortschreitender allgemeiner Kriminalisierung.
Denn wenn man ohne Strafe töten darf, warum sollte
man nicht auch stehlen dürfen, was man gerade
braucht, und lügen dürfen, wann immer dies Vorteile
bringt? Recht und Ordnung hängen also zusammen.
Sie bedingen sich gegenseitig. Und zur Durchsetzung
von Recht und Ordnung bedarf es der Strafgesetzge-
bung, der Strafandrohung, der Strafverfolgung und
des Strafvollzuges durch den Staat. Verzichtet der
Staat darauf, gibt er langfristig sich selbst auf und ver-
liert in letzter Konsequenz seine eigene Existenz. Darf
aber ein Staat sich selbst aufgeben, sich selbst in
Frage stellen? Dies darf doch nicht wahr sein und nie
Wirklichkeit werden!

Die Fundamente der abendländischen Kultur
Europa, das Abendland, seine Kultur ist gegründet
und groß geworden auf drei Säulen: Der griechischen
Philosophie, dem römischen Recht und dem Chri-
stentum. Mit Recht wies daher der Würzburger Philo-
sophie-Historiker Hans Meyer in seinen Vorlesungen
immer wieder darauf hin: Daß allein Plato, Aristoteles
und die Bibel den Geist des Abendlandes geformt hät-
ten. So konnte der in Frankfurt am Main lebende Philo-
soph Walter Hoeres in seinem Buch „Der Aufstand ge-
gen die Ewigkeit" im Christiana-Verlag Stein am Rhein
schreiben: „Obwohl sie Heiden waren, entfalteten be-
reits die beiden großen griechischen Philosophen
Plato (427 - 347 v. Chr.) und Aristoteles (384 - 322 v.
Chr.) die Grundlagen der späteren christlich-abend-
ländischen Weltanschauung, sodaß man ihr Denken
mit Recht als „Advent des Christentums" bezeichnet
hat." Die Synthese von griechischer Philosophie und
römischer Rechtsweisheit mit der aus dem Alten und
Neuen Testament der Bibel überlieferten und durch
Generationen hindurch im Christentum hochgehalte-
nen und immer auch postulierten Moral prägten das
Bild Europas in seiner Jahrhunderte alten Geschichte
trotz allen menschlichen Versagens Vieler in dieser
langen Zeit.

Die Zerstörung der Fundamente unserer Kultur
Wollen wir heute dieses Europa, sein reiches kulturel-
les Erbe, seine Kinder und damit seine Zukunft verra-
ten und sogar verspielen durch die leichtfertige und
geradezu fahrlässige Aufgabe, ja Zerstörung seiner
tragenden Fundamente? Denn eben dies bedeutet die
Streichung des Rechtsschutzes ungeborener Kinder
durch die geplante Liberalisierung der Gesetzgebung,
die jedem Kind in seinen ersten drei Lebensmonaten
sein ihm zustehendes und verfassungsrechtlich ga-

rantiertes Lebensrecht nicht nur nicht strafrechtlich
schützt, sondern in einer erschreckend großen Häu-
figkeit sogar nimmt. Ohne Strafandrohung und ohne
Strafschutz wird das ungeborene Kind seiner Men-
schenwürde, seines Lebensrechtes und seiner späte-
ren Selbstverwirklichung beraubt, worauf doch Er-
wachsene heute so besonders großen Wert legen. Es
ist doch paradox, Selbstverwirklichung nur für Er-
wachsene zu fordern, diese Möglichkeit zur Selbstver-
wirklichung aber Kindern schon in seinen ersten Le-
bensmonaten zu verweigern. Das ungeborene Kind
wird so zu einer Ware, zu einem Wegwerfartikel degra-
diert.

Unsere Aufgaben als Ahnen des zukünftigen Euro-
pas
Wir Menschen sind nicht nur Erben, sondern mehr
noch als dies auch Ahnen. Wir sind Ahnen für das Ge-
sicht und die Gestalt vom Europa der Zukunft. Dürfen
wir als Ahnen des zukünftigen Europas eines der tra-
genden Fundamente unseres Kontinentes, die aus
dem römischen Recht hervorgegangene Rechtsord-
nung, die die Kultur Europas mitgeprägt hat, einfach
ersatzlos streichen? Ist uns der Tod von ca. 300.000
Kindern in jedem Jahr in den alten Bundesländern und
von ca. 100.000 Kindern in den neuen Bundesländern
so gleichgültig geworden, daß wir es hinnehmen, daß
alljährlich im wiedervereinigten Deutschland 400.000
Kinder, einer Zahl, die der Einwohnerzahl der Groß-
stadt Bochum im Zentrum des Ruhrgebietes ent-
spricht, widerrechtlich getötet werden?!

Ziehen wir keine Konsequenzen aus den Verbre-
chen der Nationalsozialisten?
Wenn wir dies weiter zulassen, dulden wir in unserem
eigenen Volk genau dies, was während des vergange-
nen Krieges der Reichsführer der SS Heinrich Himmler
in den Direktiven für die besetzten Ostgebiete durch
einen Dr. Wetzel formulieren ließ und in denen es wört-
lich heißt: „In den Ostgebieten müssen wir eine be-
wußt negative Bevölkerungspolitik betreiben. Mit allen
propagandistischen Mitteln, insbesondere in Presse,
Rundfunk, Filmen, Schriften, Broschüren und Vorträ-
gen muß der russischen Bevölkerung eingehämmert
werden, daß eine große Kinderzahl schwere Lasten
bedeutet. Gleichzeitig ist ein großer und mächtiger
Propagandaapparat zugunsten empfängnisverhüten-
der Produkte in Gang zu setzen. Weder die Verbrei-
tung noch der Verkauf empfängnisverhütender Er-
zeugnisse noch die Abtreibung dürfen gesetzlich ver-
folgt werden. Sondereinrichtungen für die Abtreibung
sind zu gründen, Geburtshelfer und Krankenschwe-
stern sind hierfür auszubilden. Ärzte müssen ohne Be-
einträchtigung ihrer Ehre daran mitwirken. Auch frei-
willige Sterilisation ist von der Propaganda zu empfeh-
len." Soweit der Text des Herrn Dr. Wetzel.

Dieser Text war keine Einzelerscheinung. Die deut-
sche Reichsakademie und das Ministerium für die be-
setzten Ostgebiete arbeiteten mit kleinen Varianten an
entsprechenden Objekten. Aus diesen geschichtli-
chen Tatsachen, die Pierre Chaunu, der Ordinarius für
Neuere Geschichte an der Sorbonne in Paris in seinem
Buch „Die verhütete Zukunft" zitiert, ist doch klar er-
sichtlich, daß große Teile des deutschen Volkes nur
wenig aus der bestimmt nicht ruhmreichen neueren
deutschen Geschichte gelernt haben. Sonst wären
diese Teile des deutschen Volkes doch heute bereit,
aus der verbrecherischen Geschichte des Nationalso-
zialismus die gebotenen Konsequenzen zu ziehen und
würden jetzt nicht das Gleiche planen und dies noch
mit dem eigenen Volk, was die Nazis mit den Ostvöl-
kern vorhatten.

Die ersten Versuche zur Streichung des § 218
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Seit der Aufklärung wurde die Strafandrohung für Ab-
treibung immer mehr gemildert, blieb aber bis zum
Jahre 1976 bestehen. Zwar wurde von sozialistischer
Seite, heute aber noch mehr von der liberalen Seite,
immer wieder versucht, den § 218 zu streichen. Dies
war seit Karl Marx Programmpunkt aller sozialisti-
schen Parteien. Der Heidelberger Strafrechtslehrer
Gustav Radbruch (1878 -1949), langjähriges Reichs-
tagsmitglied der SPD-Fraktion in der Weimarer Repu-
blik und 1921/22 sowie 1923 Reichsjustizminister, war
ein besonders eifriger Vorkämpfer für die Straffreiheit
der Abtreibung. Doch alle seine Anstrengungen, den §
218 noch in der Weimarer Republik zu streichen,
scheiterten immer. Es gab in der gesamten Zeit-
spanne der Weimarer Republik dafür nie eine parla-
mentarische Mehrheit.

Die Gesetzgebung der sozial-liberalen Koalition
Erst die sozial-liberale Koalition vermochte es, die Ge-
setzgebung 1976 so zu ändern, daß für das noch nicht
geborene Kind praktisch keinerlei Lebensschutz mehr
besteht. Wer abtreiben will, findet heute in jedem Fall
eine Beratungsstelle, die eine stattgefundene Bera-
tung in zwei kurzen Sätzen bescheinigt. Und eine sol-
che Bescheinigung genügt laut Gesetz zur straffreien
Abtreibung. Ärzte, die bedenkenlos und leider auch
gewissenlos Abtreibungen durchführen, findet man in
jedem Fall. Fast gleichzeitig mit der Änderung des
Strafrechtes zum Schutz des ungeborenen Kindes li-
beralisierte man auch die strafrechtlichen Bestim-
mungen zum Schutz der Ehe mit allen nachfolgenden
Auflösungstendenzen dieser Urzelle der Gesellschaft
und eines jeden Volkes. Und jetzt plädiert der deut-
sche Bundesjustizminister auch noch für die Strei-
chung des § 175! So bestätigt auch dieser Vorschlag
wieder erneut, daß man, wenn man auch nur ein Ge-
bot nicht mehr hält und respektiert, dann sehr rasch
auch die anderen aufgibt. Denn wenn man straflos un-
geborene Kinder töten darf, warum sollte man dann
nicht auch Unzucht treiben dürfen? Ist auch nur ein
Stein aus dem Fundament der Rechtsordnung gebro-
chen, dann bricht eben mit letzter Konsequenz der ge-
samte Bau der Strafgesetzgebung zusammen und
führt unaufhaltsam zu einer fortschreitenden Krimina-
lisierung des menschlichen Zusammenlebens. Dieb-
stahl, Mord und Totschlag, Vergewaltigungen und alle
anderen Straftaten vermehren sich dann ins nicht
mehr Kontrollierbare und von der Polizei nicht mehr
Beherrschbare. Wissen dies unsere Gesetzgeber
nicht?!

Die Irreführung mit der „sozialen" Notlage
Die größte Irreführung von Seiten der Befürworter für
Kindestötung in den ersten drei Monaten dürfte die
Begründung der sozialen Notlage als Rechtfertigung
zur Abtreibung sein. Unsere Gesetzgeber wissen es
doch genau, daß die bisherige Bundesrepublik
Deutschland zu den reichsten Ländern der Welt ge-
zählt wird und daß man bei einem Volk mit den ver-
gleichsweise höchsten Urlaubsausgaben für Aus-
landsreisen in der gesamten Welt überhaupt nicht von
sozialen „Notständlern" sprechen kann, besonders
dann nicht, wenn am 17. April 1991 die Privat-Depe-
sche in Bonn mitteilte, daß in Deutschland die 3,7 Mil-
lionen Hunde für 3,5 Milliarden DM Hundefutter ver-
schlingen und die 4,2 Millionen Katzen für 1,5 Milliar-
den DM gefüttert werden. Sollen bei diesen Summen
für Hunde- und Katzenfutter aus angeblich sozialen
Gründen Kleinkinder nicht ernährt werden können?

Dem Gesetzgeber dürfte auch bekannt sein, daß in
den alten Bundesländern 800.000 Menschen medika-
mentenabhängig sind und daß 120.000 Menschen
rauschgiftsüchtig sind. Auch dafür werden Milliarden-

betrage ausgegeben.

Unwahre Argumentation
Der Gipfel der Unwahrhaftigkeit und Unaufrichtigkeit
dürfte jedoch der sein, daß man die Liberalisierung der
Strafgesetzgebung zum Schutz ungeborener Kinder
damit begründet, Strafe und auch Strafandrohung
verhindern überhaupt nicht die Abtreibung, sondern
treibe die Frauen in die Hände von nicht genügend
Ausgebildeten bzw. ins Ausland. Dazu ist zu sagen:
Ich habe in meiner Praxis bis 1976 von Abtreibungen
so gut wie nie etwas erfahren, nach 1976 fast jede Wo-
che. Tötungen ungeborener Kinder waren früher
durch die Strafandrohung für alle Beteiligten selten
möglich. Mit der Änderung des § 218 im Jahre 1976
wurden sie von Jahr zu Jahr immer häufiger.

Verschärfung der Gesetzgebung zum Schutz von
Tieren und Pflanzen
Wie wenig überzeugend die Behauptung ist, mit Straf-
androhungen verhindere man keine Tötung ungebo-
rener Kinder, ist besonders die Tatsache zu werten,
daß der Deutsche Bundestag am 12. März 1987 mit
anschließend erfolgter Zustimmung des Bundesrates,
also der Länderkammer und damit der Deutschen
Bundesländer, das Bundes-Naturschutzgesetz be-
schlossen hat. In diesem Bundes-Naturschutzgesetz
werden Strafen bis zu 5 Jahren Freiheitsentzug ange-
droht bei vorsätzlichen Handlungen gegen den Fort-
bestand gefährdeter Tiere und Pflanzen. Nicht vor-
sätzliche Handlungen werden als Ordnungswidrigkei-
ten geahndet und mit Bußgeldvorschriften bis zu
100.000 DM Bußgeld belegt. Wenn Strafen zum
Schutz vorgeburtlichen menschlichen Lebens nichts
nützen sollten, warum dann solch strenge Strafen bei
vorsätzlichen Handlungen gegen Tiere und Pflanzen,
die vom Aussterben bedroht sind. Auch das Landes-
naturgesetz des Landes Baden-Württemberg aus
dem Jahre 1976 regelt in seine § 29 den pfleglichen
Umgang des Menschen mit Tieren und Pflanzen. Da-
nach dürfen z. B. von Ende März bis 31. Oktober keine
Bäume gefällt werden. Außerdem sind kommunale
Behörden ermächtigt, den Fortbestand von Bäumen
und Pflanzen in ihrem Bereich durch Verordnungen zu
sichern. Den Fortbestand von Menschen, insbeson-
dere dessen Lebensrecht in seinen ersten drei Le-
bensmonaten, interessiert den Gesetzgeber eigent-
lich nicht, wenn er ausgerechnet bei Verstößen gegen
deren Lebensrecht Strafen nicht mehr verhängen will,
weil sie angeblich nichts nützen. Daß der Gesetzgeber
sich selbst widerspricht, geht ja auch aus der Tatsa-
che hervor, daß die Strafandrohung in der Straßenver-
kehrsordnung, im Außenhandelsgesetz, beim Waffen-
export usw. ständig erhöht werden. Warum denn
diese Strafmaßerhöhungen, wenn Strafandrohungen
nutzlos sein sollen. Der Gesetzgeber gibt doch damit
zu, daß er von der Bewußtseinsbildung durch die
Strafgesetzgebung durchaus überzeugt ist. Hier kann
es doch keine Ausnahmen geben und dies doch ganz
bestimmt nicht beim höchsten Rechtsgut überhaupt,
dem menschlichen Leben.

Die sexuelle Revolution
Bei dieser paradoxen Rechtslage - einerseits Straf-
maßerhöhungen zum Schutze von Pflanzen und Tie-
ren, andererseits sogar Verzicht auf jede Strafandro-
hung in den ersten drei Monaten menschlichen Le-
bens - erhebt sich die Frage nach den Ursachen dieser
unheilvollen Rechtsentwicklung. Schon das genaue
zeitliche Zusammentreffen der Forderungen nach
Strafrechtsänderungen zum Schutze des ungebore-
nen menschlichen Lebens kurz nach der Einführung
der sogenannten „Pille" zur Kontrazeption weist in die
richtige Richtung - die sexuelle Revolution. Es ist keine
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Frage, daß die Pille die sexuelle Revolution ausgelöst
hat mit allen ihren negativen Folgen im Verhalten des
Menschen in der Gesellschaft. Diese sexuelle Revolu-
tion führte zu einer ungeahnten, in der Geschichte der
Menschheit bisher nie dagewesenen sexuellen Frei-
zügigkeit, die zu ihrer Absicherung die Abtreibung als
Fluchtweg aus der Verantwortung für ein Kind benö-
tigt. Überall in der Welt sind diese Zusammenhänge
festzustellen: Die Pille verhindert keine Abtreibungen,
mit ihr wurden die Forderungen nach Freigabe der Ab-
treibung in allen Staaten des westlichen Kulturkreises
parlamentarisch erst durchsetzbar. In keinem Land
gab es vor der Einführung der Pille zur Kontrazeption
parlamentarische Mehrheiten zur Änderung in der
Strafgesetzgebung zu Ungunsten der noch nicht ge-
borenen Kinder.

Die Verantwortung der Ärzteschaft
Eine Tatsache darf im Zusammenhang mit der Proble-
matik um den Schutz der noch ungeborenen Kinder so
wenig verschwiegen werden wie die Schuld der ver-
änderten Strafgesetzgebung, nämlich: Die ungeheuer
große Schuld von Teilen der Ärzteschaft, die ihr Be-
rufsethos - dem Leben zu dienen und den Tod zu be-
kämpfen - um Geldgewinn verraten und den Eid des

Hippokrates „Niemals einer Frau zu einer Abtreibung
zu verhelfen" brechen. Wenn alle Ärzte sich einig wä-
ren, niemals und unter keinen Umständen sich für die-
ses Töten herzugeben, es gäbe keine Abtreibungen,
nicht bei uns und nicht in der übrigen Welt. Daß es
nicht so ist, ist eine Schande für die Ärzteschaft, für
den sonst so angesehenen und für jeden Arzt persön-
lich auch befriedigenden Beruf. Dies empfinden viele
Ärzte ebenso, aber leider eben nicht alle. Doch unter
den zwölf Aposteln gab es auch einen, der um der Sil-
berlinge wegen ein Verräter wurde. Mit dieser Bela-
stung, die für unseren Berufsstand wirklich eine ist,
müssen wir leben. Sie zwingt uns zur Bescheidenheit,
zur Demut und läßt keinen Raum für Überheblichkeit,
Stolz und Standesdünkel. Wir Ärzte sind keine „Halb-
götter in weiß", sondern Menschen wie jeder andere
auch, nur mit noch viel größerer Verantwortung und
damit auch mit Schuld belastet.

Ich schließe mit dem Ende des Psalms 11,7:

„Gott ist gerecht
und fordert unter Menschen Gerechtigkeit.
Und wer das Recht liebt, wird ihn schauen."

Alfred Häußler

WDR-Interview mit Kardinal Meisner

WDR: Das Gipfeltreffen der Kardinale beim Papst ist
beendet. Kardinal Meisner, was war für Sie der wich-
tigste Punkt, als Sie von Köln nach Rom fuhren?

Kardinal Meisner: Ich habe mehrere Wünsche ge-
habt als ich nach Rom gefahren bin. Der erste ist, daß
ich die Kollegen aus aller Welt einmal wiedersehen
kann und fragen, wie es ihnen geht. Ich habe jetzt das
3. Kardinalstreffen miterlebt und je häufiger man sich
trifft, desto mehr kommt man sich persönlich nahe.
Man teilt einander die Sorgen und Freuden mit und
das ist eine wichtige Erfahrung von Kollegialität. Die
Kollegialität, wenn sie effektiv sein soll, muß auch af-
fektiv erlebbar sein. Und das ist bei einem solchen
Kardinalstreffen immer gegeben. Man hat etwas Zeit,
man kommt ins Gespräch miteinander und auch mit
dem Papst. Es spielt immer eine große Rolle - mehr
noch als die Beratung - die Pausen in der Cafeteria.
Der Papst lädt uns zu Tisch und das schafft eine Atmo-
sphäre des Vertrauens, in der man sich sehr nahe
kommt.

WDR: Von außen her gesehen hieß es nach dem Tref-
fen, Papst Woitila sei es gelungen, die Kardinale doch
jetzt in gar überwältigender Mehrheit auf seine Linie
einzustimmen. Auch auf seine Linie bei der Frage: Wie
werden wir uns in der Frage der Abtreibung, wie wer-
den wir uns in der Einstellung zum Leben in Zukunft
auch in der Öffentlichkeit äußern?

Kardinal Meisner: Das ist von außen gesehen sicher
ein Trugschluß. Der Papst hat sich gar nicht bemüht,
uns auf eine Linie zu bringen. Er hat uns Fragen vorge-
legt, er hat nie in die Diskussion eingegriffen, er hat zu-
gehört. Er hat zugehört und wir haben sehr ernst mit-
einander beraten im Plenum und dann in den Sprach-
zirkeln, sodaß bei solchen Konsistorien oder bei den
Bischofssynoden nie der Eindruck entsteht, daß uns
der Papst beeinflußt. Er sitzt immer dabei als ein Hö-
render, nie als einer, der in die Diskussion eingreift.

WDR: Unterscheidet sich denn die Position der ande-

ren Kardinäle in der Welt von Ihrer, von der Position
Kardinal Meisners, bei der Einschätzung: Die katholi-
sche Kirche und die Abtreibungspraxis?

Kardinal Meisner: Wir waren uns in dieser Frage völ-
lig einig. Ich habe eine Menge dazu gelernt, weil ich ja
noch nicht allzu lange in der sogenannten freien Welt
lebe und mir ein Großteil Welterfahrung fehlt. Ich bin
ein einziges Mal in meinem Leben in einem Entwick-
lungsland gewesen und da sind ja spezielle Probleme,
sodaß ich gerade von den Kardinalen aus den Ent-
wicklungsländern eine ganze Reihe lernen kann, was
ich aus der eigenen Erfahrung noch nicht wußte.

WDR: Sie hatten ja im Vorfeld schon deutlich gemacht
- im Vorfeld auch hier der deutschen Einigung - daß für
Sie sehr viel auf dem Spiel steht. Sie haben gegenein-
ander gewichtet: Wie halten wir es hier in Deutschland
in Zukunft mit der Frage der Abtreibung, ist das die
deutsche Einigung wert, müssen Sie an dieser Posi-
tion - an dieser sehr harten Position etwas relativie-
ren?

Kardinal Meisner: Ich glaube nicht. Ich glaube, daß
ich bestätigt worden bin in meiner Prognose, die ich ja
sehr früh gestellt habe und die mir auch viel Kritik ein-
gebracht hat. Die haben gesagt: So wird sich die
Frage nie stellen. Es hat sich leider bestätigt. Wissen
Sie, die Vereinigung Deutschlands hat uns ja - auf's
Ganze gesehen - ein Absinken des christlichen
Grundwasserspiegels, also des Wertespiegels ge-
bracht und das zeigt sich ganz besonders in der Frage
der Abtreibung. Ich sehe das sehr realistisch aber gar
nicht pessimistisch. Hier sind wir als Kirche besonders
herausgefordert, nicht nur in dieser Frage, in vielen an-
deren Fragen auch. Das heißt, wir werden als Kirche
im gesamten Deutschland in Gegenwart und Zukunft
eine immer größere Aufgabe bekommen.

WDR: Bei einer möglichen Änderung des Paragra-
phen 218, wo sind da Ihre Verbündeten? Haben Sie
die Verbündeten denn in der heutigen parlamentari-
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schen Situation überhaupt z. B. auch bei der CDU/
CSU oder steht die katholische Kirche nicht sehr al-
leine da?

Kardinal Meisner: Ich fürchte das Letztere was Sie
sagen. Aber ich möchte auf der anderen Seite folgen-
des sagen: Wenn wir als Kirche immer wieder zu die-
sem Thema Stellung nehmen, wissen wir, daß uns das
keine Sympathien einbringt, sondern Antipathien und
wir tun es trotzdem. Das heißt, wir tun hier nichts pro
domo für uns selbst, sondern die Kirche weiß sich hier
in Pflicht genommen gegenüber Gott und den Men-
schen. Und hier hat sie zu sprechen, sei es gelegen
oder ungelegen. In dieser Frage kommen wir uns oft
wie der einsame Rufer in der Wüste vor. Auch was Sie
im Hinblick auf die politische Bühne sagen, ich glaube
nicht, daß selbst Parteien, die sich christlich nennen,
mehrheitlich noch hinter unserer Position stehen.

WDR: Was bedeutet das nun in der Konsequenz? Die
Kirche ist ja nicht nur ein rufendes, ein sprechendes
Unternehmen, sondern auch ein politisch handelndes.
Sie wollen sich ja letztlich für Ihre Position auch Mehr-
heiten verschaffen. Wie wollen Sie das praktisch an-
stellen? Wird denn eine mögliche Enzyklika, ein Lehr-
schreiben des Papstes, Ihnen dabei behilflich sein
können?

Kardinal Meisner: Die Frage haben wir in Rom sehr
deutlich besprochen. Der Papst hat uns gefragt:
a) Soll diesbezüglich ein Schreiben kommen?
b) Welche theologische Qualifikation soll es haben?
c) Wie soll es vorbereitet werden, durch eine außeror-
dentliche Bischofssynode, durch eine ordentliche Bi-
schofssynode, durch eine schriftliche Befragung des
ganzen Weltepiskopates?
Und wenn sich der Episkopat dann entschieden hat
und der Papst dann die Zustimmung gegeben hat, ist
dann die Frage der Rezeption. Es geht nicht an, daß
die Enzyklika geschrieben wird und daß man sie dann
in den Bücherschrank stellt wie alle anderen Lehr-
schreiben auch. Ein Kardinal machte den Vorschlag,
es wäre eigentlich zu wünschen, wenn diese Enzyklika
so etwas ähnliches würde wie „rerum novarum" vor
hundert Jahren. Ich bin ein wenig skeptisch, ob eine
solche Enzyklika heute noch eine solche Wirkung er-
zielen kann. Vor hundert Jahren bei „rerum novarum"
gab es noch keine Medien in dem Sinne wie heute. Ob
da noch eine Enzyklika so eine Wirkung haben könnte
wie damals, ist eine objektive Frage, die sich auch von
außen stellt. Das heißt: Die Kirche wird sicher zur
Frage der Verteidigung des Lebens - und zwar mit Ak-
zent des Lebensanfanges und des Lebensendes ein
Lehrschreiben in irgendeiner Weise in der nächsten
Zeit herausbringen.

WDR: Sie haben es schon selber angedeutet, was
man mit einem Lehrschreiben machen kann, und die
katholischen Bischöfe in Deutschland waren ja in der
Vergangenheit ein gutes Beispiel dafür - siehe „Huma-
nae Vitae", anders bekannt geworden als die „Pillen-
enzyklika" - wo es damals ja als Kommentierung aus
Deutschland hieß, auch Lehrschreiben könnten feh-
lerhaft sein. Wird denn eine neue Enzyklika dasselbe
Schicksal hier bei den deutschen Bischöfen haben in
der Frage der Abtreibung?

Kardinal Meisner: Ich weiß nicht, ob Ihre Analyse im
Hinblick auf Humanae Vitae stimmt. Eine Enzyklika hat
in der katholischen Kirche ein besonderes Gewicht
und die haben wir zur Kenntnis zu nehmen, ob uns das
immer so paßt oder nicht, und ich bin schon der Mei-
nung, daß ein Lehrschreiben, was der Verteidigung
des Lebens dient, nicht ad akta gelegt werden kann.

WDR: Nur Humanae Vitae gibt es als Lehrschreiben.
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Ist die Kirche da nicht selbst sich jetzt im Wege; wenn
Sie auf der einen Seite jetzt auftritt für den Schutz des
Lebens, auf der anderen Seite Humanae Vitae dekla-
riert: künstliche Empfängnisverhütungsmittel, damit
wollen wir nichts zu tun haben?

Kardinal Meisner: Ich glaube, die Enzyklika Huma-
nae Vitae wird einfach verkürzt wenn man sie auf das
Thema „Pille" reduziert. Humanae Vitae - wie schon
das Wort sagt - will die Würde des menschlichen Le-
bens verteidigen. Der Mensch ist ja nur gültig zu defi-
nieren, wenn man seine theologische Dimension be-
rücksichtigt. Guardini sagt: „Nur wer Gott kennt, kennt
den Menschen." Oder im „Vater unser" haben wir
gleichzeitig eine Faustregel für unser menschliches
Verhalten: „Wie im Himmel so auf Erden" und der En-
zyklika Humanae Vitae geht es um die Verteidigung
menschlichen Lebens gegen die menschliche Mach-
barkeit. Wir befinden uns doch heute in einer Situa-
tion, daß unsere Zivilisationen entnaturalisiert sind,
von der Natur immer weiter entfernt sind. Das bedeu-
tet, wenn ein Stadtkind heute ein Pferd oder eine Kuh
sehen möchte, muß es in den Zoo gehen. Oder wenn
wir unberührte Natur erleben wollen, erleben wir unbe-
rührte Natur nicht mehr von Gottes Gnaden, sondern
von Menschen Gnaden, etwa in einem Nationalpark.
Die modernen Zivilisationen beruhen alle auf dem Ge-
setz der Machbarkeit, der menschlichen Machbarkeit.
Davon ist auch nicht der Mensch von der Weitergabe
des Lebens ausgenommen. Es werden Kinder ge-
macht, es werden Kinder weggemacht, es werden
Kinder in der Retorte gemacht und es wird auch alt ge-
wordenes Leben dann einfach weggemacht. Die
grüne, die ökologische Bewegung, hat ja einen sehr
richtigen Kern, sie sagt nämlich: „Der Mensch ist nicht
ein Gegenüber der Natur, sondern ein Teil der Natur."
Er ist zwar - christlich gesagt - die Krone der Schöp-
fung, aber er ist nicht der Gott der Schöpfung. Das Zu-
rück zur Natur bedeutet auch ein Zurück zur Schöp-
fung und damit ein Zurück zum Schöpfer. Nur würde
ich mir wünschen, daß die grüne Bewegung den Men-
schen davon nicht ausnimmt. Man schützt Frösche
und ich weiß nicht was alles, aber man schützt nicht
das ungeborene Kind.

WDR: Das, wo Sie gerade sagten, hier soll nicht redu-
ziert werden, versuche ich jetzt trotzdem mal: Die Po-
sition der katholischen Kirche zur Pille, zur künstlichen
Empfängnisverhütung. Ist das nicht auch ein Bau-
stein, wenn da etwas verändert würde, könnte mög-
licherweise die Situation in der Frage der Abtreibung
anders aussehen, hätte man es ganz konkret auch
nicht vielleicht mit soviel Abtreibungen zu tun, wie
denn in der Tat?

Kardinal Meisner: Das ist zunächst ein plausibler Zu-
sammenhang, aber die Erfahrung zeigt etwas ganz
anderes.-Das war für mich auch ein großes Aha-Erleb-
nis, im Erfahrungsaustausch beim Konsistorium, daß
mit zunehmender Empfängnisverhütung auch die Ab-
treibungen zunehmen. Da gibt es auch einen inneren
Zusammenhang. Hier geht es eigentlich darum, daß
der Mensch sich nicht allein als Individuum verstehen
kann, sondern als ein Geschöpf, daß in einem großen
Schöpfungszusammenhang steht. Das Problem -
theologisch gesagt - der Sünde bedeutet ja (das sagt
schon das Wort Sünde: Sonderung, Absonderung,
Trennung, Separierung), indem der Mensch sich von
Gott separiert und von den Mitmenschen und von
dem Schöpfungszusammenhang, wenn er sich auto-
nom deklariert zum Herrn und Gott, der selbst be-
stimmt was gut und böse ist, dann kommt es zu die-
sen Vorgängen, die wir hier beklagen in dem Zusam-
menhang, daß eine zunehmende Empfängnisverhü-



tung auch eine zunehmende Abtreibungspraxis zur
Folge hat. Das ist statistisch nachzuweisen.

WDR: Wie wollen Sie das, was jetzt in Rom bespro-
chen worden ist, was ja wohl auch ein Lehrschreiben
des Papstes zur Folge haben wird, hier im Erzbistum
Köln den Gläubigen in der Praxis klarmachen; denn es
hat sich in den vergangenen Jahren mehr und mehr
gezeigt wie die Schwierigkeiten der Verkündigung die,
die Sie erreichen wollen, sich so nicht mehr erreichen
lassen?

Kardinal Meisner: Hier muß man einfach sagen: Die
Wahrheit wird uns frei machen und hier hat auch ein
Bischof nur die Möglichkeit, die jeder Seelsorger hat
im Einzelgespräch, bei der Verkündigung in Predigten,
in Hirtenschreiben, durch unsere Beratungsgremien,
Beratungsstellen unserer charitativen Dienste, durch
unsere Krankenhäuser. Daß wir den Menschen von in-
nen her gewinnen, weil diese Fragen ja den Menschen
in seiner Würde bestätigen. Das sind ja keine men-
schenfeindlichen Maßnahmen oder Ideen, sondern
sie machen den Menschen frei von der Machbarkeit
und die ihn in seiner Gott-Ebenbildlichkeit, in seiner
Würde bestätigen, sodaß wir hier in einer positiven
Position gegenüber dem einzelnen Menschen sind.

WDR: Was sagen Sie denn dazu, wenn als Reaktion
auf das, was wir gerade besprochen haben, zum Bei-
spiel von Frauenseite der Hinweis kommt: Da haben
wieder einmal in Rom die alten Herrschaften, die alten
Männer, zusammengesessen und sich wieder einmal
die alten Gedanken über das gemacht, was eigentlich
im wesentlichen gerade die Frauen angeht?

Kardinal Meisner: Das ist in der Tat ein Argument,
das wir immer wieder hören, das wir auch sehr intensiv
bedacht haben. Das ist das, was mich mit tiefer Sorge
erfüllt: Wenn wir unsere Frauen dafür nicht gewinnen,
dann können wir auch kein Kind retten; denn nach der
Schöpfungsordnung ist das ungeborene Kind der
Frau zuerst anvertraut und wenn wir sie für unsere
Werte nicht gewinnen, können wir auch keine Kinder
gewinnen. Sowohl ich als auch die anderen Bischöfe
stehen mit unseren Frauengremien auch in lebendi-
gem Kontakt und in einer Diskussion, sodaß wir nicht
Leute sind, die gerade zu dieser Frage vom Mond
kommen.

WDR: Ihr holländischer Kollege Simonis hat nach die-
sem Treffen gesagt, für die Niederlande ist ein Ende
der Abtreibungs-Toleranz gekommen, wir wollen in
den Niederlanden jetzt Gesetzesänderungen. Schlie-
ßen Sie sich dem denn auch für die Bundesrepublik
an?

Kardinal Meisner: Ja, und zwar im Hinblick, daß die
ungeborenen Kinder auch durch die Gesetze ge-
schützt werden - das Leben der Kinder geschützt
wird.

WDR: Nun noch mal: Ist das nur noch einmal ein pla-
katives Auftreten, ein plakatives Position zeigen? Wo
sehen sie überhaupt eine Chance für eine Realisierung
in dieser Bundesrepublik?

Kardinal Meisner: Ich sehe in der Vernunft des Men-
schen einen positiven Ansatz. Menschen können auf
Dauer hin die Wahrheit oder die Wirklichkeit nicht ver-
drängen und ich glaube, daß der Mensch sich nicht
auf die Dauer gegen die Wahrheit zur Wehr setzen
kann. Der Mensch als Ebenbild Gottes wird die Frage
nach Gott und nach sich selbst nicht los. Er müßte sich
gleichsam die Haut abziehen um die Gottesfrage und
die Frage nach ihm selbst loszuwerden. Ich sage noch
mal, was ich anfangs gesagt habe, was Guardini sagt:

Nur wer Gott kennt, kennt den' Menschen. Selbst
wenn der Mensch Gott losläßt, Gott läßt den Men-
schen nicht los. Eigentlich gibt es von daher gesehen
gar keine gottlosen Menschen. In dem Punkt, wo Gott
jeden Menschen hält, ist immer der Ansatzpunkt für
die Verkündigung der Kirche auch in dieser schwieri-
gen aber lebenswichtigen Frage für unser Volk und für
die Kirche.

WDR: Angst davor, daß Sie selbst ein einsamer Rufer
sind, daß Sie niemand hören will, haben Sie die nicht?

Kardinal Meisner: Nein. Sehen Sie, ich komme laut
meiner Biographie aus einem Land, wo wir Christen
nie große Zahlen hatten. Kleine Zahlen können auch
große Dinge bewirken. Das ist übrigens auch die Er-
fahrung der Heiligen Schrift und ich hoffe, daß man in
einigen Jahrzehnten der Kirche für diesen demütigen
Dienst danken wird, der uns nur auf die Anklagebank
schiebt. Dafür bekommen wir keinen Beifall, sondern
dafür werden wir eigentlich nur beschimpft oder ern-
ten bestenfalls Kopfschütteln.

WDR: Die andere Möglichkeit, in einigen Jahrzehnten
eine so kleine, eine so geschrumpfte katholische Kir-
che zu haben, daß sie im Rahmen der Gesamtgesell-
schaft kaum mehr wahrgenommen wird, kalkulieren
Sie die mit ein?

Kardinal Meisner: Das ist die Sache, die Gott mit sei-
ner Kirche vorhat. Der kleine David hat auch den gro-
ßen Goliath zur Strecke gebracht. Die Zahlen spielen
eigentlich im theologischen Kalkül nicht eine große
Rolle. Ich habe in der Heiligen Schrift den Eindruck,
daß es geradezu der Ehrgeiz Gottes ist, mit kleinen
Zahlen Großes zu bewirken. Wenn Sie schon auf Zah-
len ansprechen, sehen Sie, im Neuen Testament geht
das Christentum mit zwei Leuten los. Dann sind es sie-
ben, dann sind es zwölf, dann sind es Ostern fünfhun-
dert, Pfingsten dreitausend und dann spricht die Apo-
kalypse von 144.000 am Ende, das heißt: Die Zahl der
Vollkommenheit. Wir haben unseren Dienst zu tun und
zwar in aller Redlichkeit und in aller Ehrlichkeit und das
andere haben wir Gott zu überlassen.

WDR: Danke.

Die Fragen stellte Johannes Kaul im III. WDR-Fernse-
hen vom 17.4.91

Es gehört zu den erfreulichsten Erfahrungen eines lan-
gen ärztlichen Berufslebens, immer wieder feststellen
zu dürfen, daß gerade die Menschen oftmals ein be-
sonders hohes Alter erreichen, die lebenslang an einer
chronischen Krankheit zu leiden hatten oder durch
Verwundungs- oder Unfallfolgen schwer behindert
waren. Dies ist auch ein Beweis dafür, daß jedes Le-
ben, auch das kranke und das durch Behinderung ein-
geschränkte, seinen besonderen Wert haben kann.

Bedeutende Lebensleistung trotz Behinderung er-
brachte in ganz besonders hohem Maße auch der Ne-
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stor der deutschen Pathologie, Professor Dr. med.
Franz Büchner in Freiburg i. Br. Er starb am 9. März
1991 wenige Wochen nach Vollendung seines 96. Le-
bensjahres in der Stadt, der er trotz vieler Berufungen
an andere Universitäten, auch des Auslandes, treu
blieb, und die er zusammen mit einer unerschrocke-
nen Freiburgerin am Ende des Krieges vor weiterer
Zerstörung beim Einmarsch französischer Truppen
bewahrte und deren Ehrenbürger er deswegen war.

Daß Krankheit und Behinderung nicht immer ein Un-
glück für den betroffenen Menschen sein muß, zeigt
auch das Leben von Prof. Büchner. Am 20. Januar
1895 in Boppard am Rhein geboren studierte Büchner
zunächst Philosophie und klassische Philologie in
Straßburg im Elsaß und wurde dann nach Ausbruch
des Ersten Weltkrieges von Straßburg aus, wie da-
mals die meisten Elsässer, nach Niederschlesien zur
militärischen Ausbildung eingezogen. Die beiden
Straßburger Semester waren für den jungen Büchner
aber von grundlegender Bedeutung, war doch zur da-
maligen Zeit gerade die Universität Straßburg mit
ganz bedeutenden Lehrstuhlinhabern besetzt und war
es eben kein geringerer als der damalige Bischof von
Speyer und der spätere Erzbischof von München und
Freising Michael Kardinal von Faulhaber, der im De-
zember 1913 den Rat zur Wahl von Straßburg als Stu-
dienort gab, an deren Universtität er selbst bis zu sei-
ner Wahl als Bischof von Speyer Professor der Theo-
logie und der Exegese des Alten Testamentes war.

Mehr noch als die Universität Straßburg prägten den
jungen -Büchner seine rheinische Heimatstadt Bop-
pard, die schon in der Staufer-Zeit freie Reichsstadt
war und deren Geist seinen Bürgern nicht nur rheini-
sche Lebensart, sondern auch stolzes Freiheitsbe-
wußtsein verlieh, was sich auch darin widerspiegelt,
daß unter den wenigen Frauen, die im Widerstand zum
Nationalsozialismus ihr Leben opferten, die am
7.6.1910 in Boppard geborene Maria Terwiel beson-
ders herausragt. Während Sophie Scholl, geboren am
9.5.1921 in Forchtenberg am Kocher im Hohenlohe-
kreis, und ihr Bruder Hans, geboren am 22.9.1918 in
Ingersheim an der Jagst, in Verbindung mit C. Muth,
Th. Haecker und K. Huber die Widerstandsgruppe
„Weiße Rose" in München bildeten und dafür ihr Le-
ben ließen, stand Maria Terwiel in Verbindung zur Wi-
derstandsgruppe des Hauptmanns Harald Schulze-
Boysen in Berlin. Sie verbreitete die Nachdrucke der
Predigten des Bischofs von Münster, des Grafen von
Galen, und beschaffte Pässe für von der Deportation
in ein Vernichtungslager bedrohte Juden. Dafür wurde
sie mit ihrem Verlobten, dem Zahnarzt Helmut Himpel,
vom Reichskriegsgericht zum Tode verurteilt und am
5. August 1943 in Berlin-Plötzensee im Alter von 33
Jahren hingerichtet.

Rechtschaffenheit, Gesinnungstreue, Wahrhaftigkeit
und Tapferkeit in der Meisterung seines Lebens-
schicksales und im öffentlichen Vertreten seiner Über-
zeugung kennzeichneten den Lebensweg von Prof.
Büchner bis in sein hohes Alter. Nach einem Unteroffi-
zierslehrgang auf dem Truppenübungsplatz Neuham-
mer in Niederschlesien führte der erste Fronteinsatz in
der Champagne im August 1916 zu einer schweren le-
bensbedrohlichen Verwundung in Form eines Ober-
schenkelschußbruches links, der nicht nur durch
schweren Blutverlust einen Kreislaufkollaps zur Folge
hatte, sondern durch lang anhaltende septische Tem-
peraturen wegen einer Osteomyelitis mehrmals den
möglichen Tod signalisierte. Die Erfahrungen um Tod,
Krankheit und schließlich lebenslange Behinderung
durch eine 13 cm lange Beinverkürzung links bewo-
gen den jungen Kriegsversehrten zu einem Fakultä-

tenwechsel. Er studierte nach seiner Genesung trotz
Behinderung Medizin und schloß nach nur sieben Se-
mestern dieses Studium ab. So führten Verwundung,
Todesnähe und lebenslange Behinderung nicht nur
zum Studiums- und Berufswechsel, diese waren viel-
mehr Motor einer besonders erfolgreichen Berufslauf-
bahn und eines in allem gelungenen Lebens, auch pri-
vat eines sehr glücklichen Familienlebens mit fünf
Söhnen und einer Tochter.

Glückliche Umstände nach einjähriger Assistentenzeit
in innerer Medizin ermöglichten den Eintritt in das pa-
thologische Institut der Universität Freiburg i. Br., des-
sen Leitung der nach Virchow wohl bedeutendste Pa-
thologe der Neuzeit, Geheimrat Ludwig Aschoff, inne-
hatte. Die glänzende Ausbildung bei diesem weltbe-
rühmten Pathologen garantierte einen erfolgreichen
wissenschaftlichen und beruflichen Aufstieg, der
schließlich nach dreijähriger Tätigkeit als Direktor des
pathologischen Institutes des Krankenhauses am
Friedrichshain der Stadt Berlin zur Nachfolge auf den
Aschoff schen Lehrstuhl in Freiburg führte.

Obwohl Büchner als „politisch nicht tragbar" im Kul-
tusministerium geführt wurde, erscheint es auch
heute noch fast wie ein Wunder, daß er trotzdem am 4.
Oktober 1936, also zu einem Zeitpunkt, da Adolf Hitler
auf dem Höhepunkt seiner Macht stand, die Nach-
folge seines Lehrers Aschoff antreten konnte. Doch
bereits nach seiner Antrittsvorlesung „Medizin als
Wissenschaft" kam es zu den ersten Konflikten mit
den damals herrschenden politischen Stellen, bei de-
nen ein Bibelzitat aus dem Neuen Testament in dieser
Vorlesung Ärgernis erregte. Als der Film „Ich klage an"
1941 durch die deutschen Kinos lief, in dem für Eutha-
nasie an unheilbar Kranken geworben wurde, hielt
Büchner am 18. November 1941 seinen berühmt ge-
wordenen Vortrag über den „Eid des Hippokrates" im
großen Hörsaal der Universität Freiburg, der in Auszü-
gen durch ganz Deutschland und an die Fronten ging
und die Freiburger Medizinstudenten spontan dazu
bewog, durch Demonstrationen die weitere Auffüh-
rung des Filmes „Ich klage an" in Freiburg unmöglich
zu machen.

Unter Büchner's Leitung entwickelte sich das Freibur-
ger pathologische Institut, das seit dem Tode
Aschoffs den Namen „Ludwig Aschoff-Haus" trägt, zu
einem weit über die Grenzen Deutschlands herausra-
genden Institut der Grundlagenforschung, insbeson-
dere des Sauerstoffmangels lebenswichtiger Organe,
und wurde so zu einem Wegbereiter der modernen
Kardiologie. Bahnbrechend waren die experimentel-
len Arbeiten zur Genese des Magen- und Zwölffinger-
darmgeschwüres, die auch heute noch ihre Gültigkeit
haben, sowie die Erkenntnisse über den schädigen-
den Einfluß des Sauerstoffmangels auf die Entwick-
lung der Embryonen von Wirbeltieren, der zu Mißbil-
dungen und Chromosomenanomalien führen kann.

Bis 1963 waren Büchner nach dem Wiederaufbau des
im Krieg total zerstörten Institutes fruchtbare Jahre in
Forschung und Lehre geschenkt. Zu seinen Schülern
zählen viele heute bekannte Kliniker und allein sieben
Lehrstuhlinhaber für Pathologie an namhaften Univer-
sitäten. Mehr noch als durch seine fachspezifischen
wissenschaftlichen Erfolge ragt sein Name weit her-
aus aus dem Durchschnitt medizinischer Lehrstuhlin-
haber durch seine kompromißlose Haltung zu Eutha-
nasie und Schwangerschaftsabbruch, die für ihn im-
mer als ärztlich-ethisch absolut nicht vertretbar wa-
ren.

So war Büchners Überzeugung und jederzeit öffent-
lich vertretene Auffassung zur ärztlichen Standesethik

8 MEDIZIN & IDEOLOGIE SEPTEMBER 91



immer vollständig identisch mit der Intention der „EU-
ROPÄISCHEN ÄRZTEAKTION in den deutschspra-
chigen Ländern", die sich vollinhaltlich dazu bekennt,
was Büchner in seiner Rede in der Universität Freiburg
1941 ausführte:
„Der einzige Herr, dem der Arzt zu dienen hat, ist das
Leben. Der Tod ist... der große Gegenspieler des Le-
bens wie des Arztes. Würde man aber dem Arzt zumu-
ten, die Tötung unheilbar Kranker anzuregen und
durchzuführen, so hieße das, ihn zu einem Pakt mit

dem Tode zu zwingen. Paktiert er aber mit dem Tode,
so hört er auf, Arzt zu sein."

Wie sein Lehrer Ludwig Aschoff auf seinem Grabstein
ein Wort des Neuen Testamentes hinterlassen hat, so
stand auch auf der schlichten Todesanzeige der Fami-
lie Büchner über den Tod des Mittelpunktes der Fami-
lie das gleiche Bibelwort: „Der Friede Gottes ist höher
als alle Vernunft."

Alfred Häußler,6.Juli1991

Thesen zur Abtreibungswirklichkeit
für das Podium in der Carolinenkirche am 15.7.1991

- ein Versuch, Informationsdefizite abzubauen -
E. Th. Maier

Die meisten Menschen verhalten sich bei der Diskussion
um den Abtreibungsparagraphen 218 wie jene „Drei Af-
fen" im shintoistisch-buddhistischen Abwehrzauber, die
beim Koshin-Fest über die Menschen berichten: „ Wir se-
hen, wir hören, wir sprechen nichts Böses". Sehr viele
von uns aber sehen, hören, erkennen die Realität und
sprechen und entscheiden trotzdem gegen das wehr-
lose ungeborene Kind.

A. Sie wollen nichts sehen
1. Der Staat sieht nicht hin; er schützt das Lebensrecht

der Ungeborenen nur unwirksam und übersieht ge-
flissentlich derzeitige Mißbrauchs-Tatbestände,
weil die rechtliche Mißbilligungspflicht des Unrechts
der Tötung ungeborener Kinder „derzeit politisch
nicht durchsetzbar" ist;
weil pflichtgemäße Kontrolle der Abtreibungswirklich-
keit karriereschädigend ist.

2. Die Wortführer(innen) der 218-Diskussion sehen nicht
hin, nicht einmal bei eigenem verletzten Gewissen,
und wollen die Untat zu einem normalen Vorgang ma-
chen,
weil sie eine gesellschaftliche Absolution oder Selbst-
erlösung von ihrer Schuld wollen;
weil sie durch Privatisierung der Tötung ein Recht auf
Abtreibung durchsetzen wollen.

3. Die Ärzte wollen bei zusammenbrechender Binnen-
moral nicht hinsehen,
weil weniger als 1 Prozent der Ärzte mehr Menschen-
leben beenden, als 99 Prozent im gleichen Zeitraum
zu erhalten in der Lage sind;
weil in unserer Gesellschaft der „risikolose" Ge-
schlechtsverkehr als hohes Konsumgut gilt und höher
gestellt wird als das Lebensrecht eines Kindes im
Mutterleib.

B. Sie wollen nichts hören
1. Die Stimme der ungeborenen Kinder wird nicht ge-

hört,
weil in aller Regel die Ablehnung des Kindsvaters die
betroffene Mutter stumm macht;
weil man nicht hören will, daß die von einer Abtrei-
bung hauptbetroffene Person das ungeborene Kind
ist, das dabei ums Leben gebracht wird;
weil das „ungewollte Kind", wie Ergebnisse der Kon-
fliktberatung häufig zeigen, so ungewollt oft gar nicht
ist, dann aber unter dem Druck von Ansprüchen zur
Bedrohung wird, die nur noch durch Tötung beseitigt
werden kann (Abtreibung - Austreibung - Befreiung).

2. Die Stimme der praktischen Vernunft wird nicht ge-
hört,
weil man sich mit der De-facto-Straflosigkeit der Frau
seit dem 22.6.1976 (Inkrafttreten der 218-Reform)
nicht mehr zufrieden geben, sondern jetzt auch schon
die „weiße Weste", eine gesellschaftliche anerkannte
Schuldlosigkeit will.

3. Die Stimme des christlichen Bekenntnisses wird nicht
gehört,

weil man von „Schuldzuweisung" und nicht von einer
Verletzung des Gebotes Gottes spricht, als gäbe es
keine persönliche Schuld mehr, die der Vergebung
durch Christus bedarf und als gäbe es bereits einen
automatisch geregelten Anspruch auf Vergebung die-
ser „Schuld vor Gott", frei nach der irrigen Ansicht,
daß man auf Vergebung hin schuldig werden dürfe;
weil das Tötungsproblem auch innerkirchlich als
Machtfrage verkannt wird (die ,letzte Entscheidung'
liegt bei der Frau), obwohl „mit unserer Macht nichts
getan ist" und die Tötung eines wehrlosen Kindes nie-
mals ein Weg zum Leben sein kann.

C.Sie wollen nichts „Böses" über die Menschen
sprechen,
das heißt nichts von der kritischen Wahrheit spre-
chen, weil die normgebenden Kräfte sich schon
längst zum kleinsten gemeinsamen Nenner hin orien-
tieren, die Dämme der gültigen Werteordnung bre-
chen und Standfestigkeit wie Verantwortungsbereit-
schaft in gesellschaftstragenden Berufen abknickt:

1. Politiker sprechen nichts Wahrhaftiges zum Lebens-
recht der ungeborenen Kinder,
weil sie entweder desinformiert sind oder gar nicht
mehr wissen wollen, als sie wissen könnten;
weil sie wiedergewählt werden wollen und Wahlbür-
gern nach dem Munde reden.

2. Pfarrer(innen) sprechen nicht von Gottes Wort zum 5.
Gebot (2. Moses 20,13 und Math. 5, 22),
weil sie argwöhnen, aus dem Glauben an Gott er-
wachse nicht die Überzeugung vom unbedingten
Wert menschlicher Freiheit, sondern ihre Unterdrük-
kung;
weil eine im Glauben resignierende Kirche zur Sekte
wird, die allenfalls noch religiöse Bedürfnisse befrie-
digt und sich schließlich als Kirche auflöst.

3. Die effektiven Abtreibungsärzte sprechen nicht viel,
sondern sie leben vom Töten (ohne jede Rücksicht
auch auf ihre „Kollegen" von der Lebenserhaltung).

Zusammenfassung: Zu wenige sprechen hilfreich Nor-
matives in kritischer Wahrheit, weil sie ihr Mitwissen und
oftmals ihre Mitschuld an der täglichen Barbarei der Ab-
treibung leugnen, unreflektiert eigenen Pessimismus auf
das ungeborene Kind übertragen, mitunter sogar den ei-
genen Selbstmord auf ihre Nachkommenschaft ver-
schieben, die durch Abtreibung getötet wird; die Verkeh-
rung von Liebe und Barmherzigkeit. Viele sind mit der
Durchsetzung ihrer eigenen Humanitätsansprüche voll
beschäftigt und deswegen nicht mehr zum entschlosse-
nen Widerstand bereit, wenn das Recht des Stärkeren
gegen den Schwächeren im Namen des Fortschritts ein-
geführt werden soll.

Der Glaube an Gott erweist sich als Entscheidung für den
Menschen, für seine Freiheit und Würde, für das gebo-
rene und ungeborene, das gesunde und behinderte, das
heranwachsende und das sterbende Leben.

Dr. Ernst Th. Mayer
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Das Kind zwischen Retorte und Abtreibung
Heribert Berger

Die folgenden Ausführungen sind getragen von der
Sorge um das Kind und unserer derzeitigen Einstel-
lung zum Kind, denn in ihrer Einstellung zum Kind hat
unsere Gesellschaft schon lange einen Zustand er-
reicht, der nicht nur große menschliche Unsicherheit
verrät, sondern einen bedenklichen Egoismus und
sehr oft eine Würdelosigkeit, die man durchaus als
verhängnisvoll bezeichnen muß. Nicht nur hat die Zahl
der Geburten in Österreich in den letzten knapp 25
Jahren von 134.000 im Jahre 1963 auf 87.440 im
Jahre 1985 abgenommen - vor 100 Jahren waren es
noch 170.000 - auch war die Geburtenbilanz laut „Sta-
tistisches Handbuch für die Republik Österreich"
noch nie so lange negativ, kommen doch bereits seit
12 Jahren weniger Kinder zur Welt als Menschen ster-
ben. Lediglich in den Jahren während der beiden
Weltkriege und während der Wirtschafskrise der Drei-
ßiger-Jahre gäbe es für kürzere Perioden auch eine
negative Geburtenbilanz. Dieses Geburtendefizit be-
trifft vor allem die Bundesländer Wien, Niederöster-
reich und Burgenland, Kärnten wies 1965 noch einen
geringen Geburtenüberschuß von 1,6 auf 1.000 Ein-
wohnerauf. Auch die Eheschließungen haben in ganz
Österreich von 60.000 im Jahre 1961 auf 44.867 abge-
nommen, die Ehescheidungen dagegen im gleichen
Zeitraum von 8.045 auf 15.460 zugenommen. Heute
wird statistisch gesehen praktisch jede dritte Ehe wie-
der geschieden. - Im Jahre 1985 zählte man in Öster-
reich 2.052.600 Familien und 1.355.600 Kinder im Al-
ter von unter 15 Jahren. Bereits mehr als die Hälfte al-
ler dieser Familien, nämlich 1.233.600 hatte zu diesem
Zeitpunkt überhaupt kein Kind mehr unter 15 Jahren,
437.500 lediglich ein Kind dieses Altersabschnittes.
Für Kärnten lauten die entsprechenden Zahlen:
144.400 Familien und 102.700 Kinder unter 15 Jahren,
81.200 Familien ohne Kinder unter 15 Jahren, 33.100
Familien haben in Kärnten 1 Kind. - Von den Eheschei-
dungen waren in Österreich 1985 insgesamt 16.619
Kinder betroffen.

Warum ist dies so?
Auf die Frage, warum Herr und Frau Österreicher im
Durchschnitt nur 1 - 2 Kinder haben und der größere
Teil eben gar keines, erhält man gewöhnlich als Ant-
wort: wir können uns kein oder kein Kind mehr leisten.
Diese Antwort widerspricht - wenn damit die finan-
zielle Seite des Problems gemeint ist - allerdings den
Behauptungen von Politik und Wirtschaft, wonach ge-
rade in der zur Diskussion stehenden Zeit der letzten
20 Jahre, die wirtschaftliche und soziale Lage nicht so
schlecht gewesen sei. Es spricht aber auch ein weite-
rer Umstand eher dagegen, da etwa die Hälfte aller
Haushalte in Österreich, mit oder ohne Kinder, über ei-
nen eigenen Grundbesitz verfügen und rund 80 % ein
eigenes Auto besitzen, aber nur die Hälfte ein oder
mehr Kinder. Das soll nun nicht heißen, daß man auf
kinderreiche Familien hinsichtlich der Sozialbelastun-
gen, oder noch besser, hinsichtlich der Sozialentla-
stungen nicht besonders im Sinne einer Hilfe Rück-
sicht nehmen soll, im Gegenteil, denn sie sind es ja
schließlich auch, die den größten menschlichen Bei-
trag für die Gemeinschaft eines Volkes leisten. Sie
sind es, die eine solche Gemeinschaft letztlich vital er-
halten und dies in mancherlei Hinsicht. Aber auch im
Wirtschaftlichen leistet die jeweils nachrückende Ge-
neration den Hauptanteil für die Gemeinschaft. Die
jetzt laufende Diskussion um die Pensionsreform und
finanzielle Versorgung der zunehmend zahlreicher

werdenden älteren Leute kann schließlich nur von ei-
ner gesunden, auch zahlenmäßig gesunden jüngeren
Generation gewährleistet werden. Man weiß, daß ge-
sunde Verhältnisse erst dann vorliegen, wenn etwa ein
Drittel der Bevölkerung sich aus jungen Menschen un-
ter 20 Jahren zusammensetzt, in Österreich, aber
auch in anderen Industriestaaten, sind es nur noch ein
Fünftel. Prof. Pierre CHAUNU von der Pariser Univer-
sität Sorbonne bezeichnet diesen Fruchtbarkeitsrück-
gang in den Industrienationen in seinem interessanten
Untersuchungsbericht als „Die verhütete Zukunft".
Tatsächlich fragt man sich, was in die Menschen und
ihre politischen Vertreter gefahren ist, warum sie sich
so gegen eigene Nachkommen und gegen Kinder ein-
stellen? Man versteht es eigentlich nicht. Für mich
sind nach den Erfahrungen, wie ich sie mache, vor al-
lem drei Gründe maßgebend:
I. Ein sonderbarer ideologisierter Egoismus vieler
Menschen in einer weitgehend säkularisierten areli-
giösen Welt mit einer materialistischen Weltanschau-
ung, ein Egoismus, der weder seinen Blick, noch sein
Herz dem offenen, unschuldigen Menschen, dem
Kind öffnen kann, in der Angstvorstellung, mit diesem
Kinde teilen zu müssen und so nicht mehr auf seine
Richtung zu kommen.
II. Das moderne grobe Mißverständnis über die Rolle
der Geschlechter, besonders in ihren zwischen-
menschlichen Beziehungen, ihr sexuelles Fehlverhal-
ten, das massiv verarmt fast nur noch körperliche Lust
sucht und etwaige zwangsläufige Folgen eines sol-
chen Fehlverhaltens schamlos vertuscht oder nach-
träglich ebenso verantwortungslos beseitigt, etwa ein
gezeugtes, unerwünschtes Kind.
III. Die tragische Situation, die aus einer angeborenen
oder krankhaft erworbenen oder gar bewußt gewoll-
ten und operativ herbeigeführten Unfruchtbarkeit ent-
steht, wenn sich nachträglich oder überhaupt die leid-
volle Vorstellung einstellt, kein der menschlichen Na-
tur nach vollwertiger Mann oder keine vollwertige Frau
mehr zu sein und die Sehnsucht bzw. der Wunsch
nach einem Kind so unbändig wird, daß jeder Manipu-
lation kritiklos zugestimmt wird, nur um in den Besitz
eines solchen Kindes zu kommen, noch dazu in der
Verkennung der Tatsache, daß unsere Kinder nicht
unser Besitz, sondern jeweils Geschenke für uns sind,
die wir liebevoll annehmen und für die wir da sein sol-
len, wenn wir über genügend normale innere Größe
verfügen.

Zum Punkt I. Ideologisierter Egoismus in einer sä-
kularisierten materialistischen Welt
Gesundes Selbstbewußtsein aus der erlebten Freude
über sein Dasein ist gut und notwendig, aber nicht
möglich ohne das Du der eigenen Eltern und ohne das
Du des göttlichen Schöpfers, der uns alle wollte und
deshalb schuf. Aus dieser eigenen Kindschaft heraus
müßte es eigentlich nicht schwer sein, sich über das
Dasein anderer Menschen, gerade auch über Kinder
zu freuen. Ich muß in diesem Zusammenhang immer
wieder auf die Meditationsskizzen von Heinrich SPAE-
MANN aufmerksam machen, die uns unter dem Titel
„Orientierung am Kind" helfen, Kinder und ihre Weise
Mensch zu sein besser zu verstehen und damit auch
uns selbst und das richtige Menschsein überhaupt.
Lassen Sie mich einmal mehr einige seiner Gedanken,
die ich nur voll bejahen kann, ausführen: „Kinder sind
voll Erwartung im Vertrauen, ja in der Gewißheit, das
ihnen gegeben wird; ihr Erwarten ist absichtslos. Kin-
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der haben Vertrauen auf das Du, auf die Mutter, auf
den Vater, auf den, den sie kennen und der sie nicht
täuscht. Kinder sind spontan. Kinder empfinden auch
uns als Geschenk und danken uns dies, indem sie uns
ohne Einschränkungen annehmen. Sie bringen uns
zum Lächeln und zum Lieben; sie helfen uns, uns
selbst ein wenig zu vergessen. Ein Kind kennt die Lüge
nicht, es erlebt die Wirklichkeit vorbehaltslos und be-
jaht sie. Wenn ein Kind uns bei einer Unwahrhaftigkeit
ertappt, dann überschweigt es diese nicht, sondern
deckt sie auf, ohne uns beschämen zu wollen, was et-
was Bekehrendes und Erlösendes für uns hat. In sei-
ner Bejahung der Wirklichkeit hat das Kind auch trotz
seiner Schutzlosigkeit ein Ja zum unverschuldeten
Leid. Das Kind nimmt das Wort, das ihm gesagt wird,
wie es gemeint ist und gehorcht ihm in Einfalt und Ver-
trauen. Es ist unbefangen. Das Kind ist konkret, es
empfindet ganzheitlich, liebt das Unerwartete und das
bleibend Gültige, es liebt selbst das Ungewisse und
das Wagnis. Es versteckt sich, um gefunden zu wer-
den, und sucht, um zu finden. Es ist schöpferisch und
in Liebe erfinderisch. Das Kind ist materiell arm und
dankbar für das, was wir ihm in Liebe geben, auch für
ein trockenes Brot. Das Kind sorgt sich nicht, daß ihm
morgen nichts mehr gegeben, und fürchtet sich auch
nicht, daß ihm alles wieder genommen würde. Es brei-
tet daher seine Schätze vor uns aus und freut sich an
unserer Mitfreude. Das Kind hat Zeit und verschenkt
seine Zeit. Es ist jeweils mit dem ihm zugewiesenen
Platz zufrieden. Es sucht und liebt über alles Verbun-
denheit; alles Sein ist für das Kind ein Mit-Sein; es ist
allen Geschöpfen verbrüdert. Es weint mit den Wei-
nenden und lacht mit den Fröhlichen. Es schließt sich
nicht ab und nicht ein. Ein Kind fürchtet sich nicht vor
dem Sterben, wohl aber vor dem Allein-Gelassen-
sein."

So jedenfalls ist das Kind, solange es unverdorben
und ohne große Schuld ist. Es kommt uns vor wie ein
Stückchen Paradies. Wohl wegen seiner Unschuld,
die uns Erwachsene so für es einnimmt, als hätten wir
Erwachsene unbewußt Sehnsucht nach der eigenen
Unschuld, die wir nach und nach oder immer wieder
verloren haben. Es ist kein Zweifel, und Kinder lehren
uns das, daß ein Mensch ohne große Schuld sich
menschlich viel richtiger verhält und daß ein Mensch
in Schuld dann überzeugend menschlich handelt,
wenn er seine Schuld bekennt und umkehrt, um zu
versuchen, die Unschuld wiederzufinden. So können
Kinder allein durch ihr Da-Sein und So-Sein uns Er-
wachsenen helfen besser Mensch zu sein. Man muß
die Verwandlung so mancher Erwachsener in Gegen-
wart von Kindern erleben. In Oscar WILDE's Erzählung
vom "Selfish Giant", vom selbstsüchtigen Riesen, ge-
lingt es einem Kind sogar einen solchen zu bekehren.

Um ein solches, um dieses Menschsein geht es also,
getragen von den erwähnten beiden Säulen eines Du,
dem Du der Mitmenschen und dem göttlichen Du.
Erinnert dies nicht an das Hauptgebot des christlichen
Evangeliums, an das der Gottes- und Nächstenliebe
mit den unendlichen Möglichkeiten ihrer Entfaltung,
Phantasie und Urteilskraft vorausgesetzt? Die soge-
nannte moderne Gesellschaft aber, in ihrer hochmüti-
gen Selbstsucht, hat diese beiden Säulen zerstört
oder versucht sie zu zerstören. Man hat zuerst ge-
trachtet, die tragfähigere Säule umzulegen und die
Falschmeldung ausgegeben: „Gott ist tot"! Und man
hat dazu erklärt, dies geschehe „zur Befreiung des
Menschen". Und dieser vom göttlichen Du befreite
Mensch werde jetzt die Natur beherrschen. Und was
nicht ausbleiben konnte, ist bereits eingetreten: dieser
neue Typus wissenschaftlicher Naturbeherrschung
macht nun auch vor dem Subjekt dieser neuen Herr-

schaft, vor dem Menschen selbst, nicht halt, sondern
hat schon längst begonnen, sich seiner auf unheimli-
che Weise zu bemächtigen. Aus dieser Mentalität her-
aus werden uns Kinder nicht mehr im Akt der lieben-
den Zeugung geschenkt - denn schließlich wissen wir
ja jetzt, wie das mit dem Kinder-machen geht - son-
dern sie werden nach Plan produziert, solche mit Pro-
duktionsfehlern werden ausgemerzt und bei Überpro-
duktion das „Zuviel" beseitigt. Zahl und Qualität der
Nachkommen werden von dieser neuen Herrscher-
Clique bestimmt, jedenfalls ist dies das Programm,
aber auch bereits an vielen Orten und in vielen Län-
dern Wirklichkeit.
Zum Punkt II. Das Mißverständnis über die Rolle der
Geschlechter und unser sexuelles Fehlverhalten
Daß Mann und Frau in ihrem Menschsein gleicher
Wert, gleiche Würde und gleiche Rechte, aber auch
gleiche Verantwortung zukommen, ist eine Binsen-
weisheit, übrigens eine Binsenweisheit wie diejenige,
daß die beiden natürlicherweise Menschen verschie-
dener Art sind. Diese Artverscheidenheit stellt eine
Quelle weiterer großartiger Möglichkeiten einer Vielfalt
des Menschlichen dar, über die wir uns ebenfalls nur
freuen und nicht, wie dies heute vielfach geschieht,
rechthaberisch zanken sollten. Freuen sollten wir uns
aber auch darüber, daß diese Artverschiedenheit von
Mann und Frau auch an eine ganz besondere Weise
der gegenseitigen Zuneigung und Liebesfähigkeit ge-
bunden ist, die den beiden Liebenden im Dienste der
Zeugung eines neuen Menschen, ein Kind, ihr Kind zu
schenken vermag. Ein freudiges Ereignis - so nennen
wir es normalerweise zurecht - ein Ereignis aus liebe-
voller Verantwortung. Wird es heute mehrheitlich noch
so gesehen? Wollen viele Menschen heute nicht viel
mehr Lust als verantwortete Liebe? Geschweige denn
ein Kind? Verantwortete Liebe ist in großem Umfang
ersetzt worden durch „freie Liebe", durch Untreue,
durch Rücksichtslosigkeit, durch Brutalität, durch fal-
sche Sexualerziehung der Jugendlichen selbst in den
Schulen, durch Pornographie und Prostitution. In
Schwedens höheren Schulen können sich Burschen
vom Condomautomaten bedienen lassen, über 14-
jährigen Mädchen wird auf Wunsch von einer Schul-
schwester ein Pessar eingesetzt! Diesem sexuellen
Ausverkauf der „befreiten Gesellschaft" ist das Kind in
erschreckender Weise geopfert worden. Nach dem
Pillenknick der Geburtenzahl in Österreich um das
Jahr 1963 folgte das nochmalige massive Absinken
der Geburtenrate mit dem Einführen der „Fristenlö-
sung" im Jahre 1975. Die sexuelle und moralische Be-
freiungsideologie hält nun ihre Ernte. Gut eine Million
Kinder wurden in den 13 Jahren seit Beschlußfassung
der „Fristenlösung" im Nationalrat von graduierten
Medizinern umgebracht, weil das gezeugte Kind uner-
wünscht war und nicht geboren werden „durfte".
Diese Untat darf laut Gesetz in den ersten 12 Wochen
der Schwangerschaft geschehen, also in den ersten
drei Lebensmonaten des Kindes, vom Zeitpunkt sei-
nes Lebensbeginnes an gerechnet.
Diese Massentötung von ungeborenen Menschenkin-
dern im Schoße ihrer Mütter und der vom Gesetzgeber
ausgesprochenen Straffreiheit dieser Tötung gehört
zu den beschämendsten Kapiteln unserer Ge-
schichte. In einer Zeit, in der weltpolitisch dauernd von
Menschenrechten die Rede ist, wo eine Organisation
wie Amnesty International laufend Gewalttätigkeiten
in den verschiedenen Ländern aufzudecken sucht und
ankreidet, wo man von den großen sozialen Errungen-
schaften redet und dartut, wieviel man noch für die
Menschen leistet, ist es unerträglich zu wissen, daß
sich Tag für Tag Mediziner bereitfinden, diese un-
schuldigen Kinder auf brutale Weise vorsätzlich zu tö-
ten und zu eliminieren. Man versteht es nicht, weil vor
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allem diese Mediziner wissen müßten, wann individu-
elles menschliches Leben beginnt, nämlich im Augen-
blick der Befruchtung der mütterlichen Eizelle durch
die väterliche Samenzelle und natürlich auch der Ge-
setzgeber weiß, daß Abtreibung den Tatbestand einer
vorsätzlichen Tötung darstellt und im Grunde natürlich
auch die Eltern eines solchen Kindes und viele Er-
wachsene. Durch diese Abtreibungen wird das Leben
dieser Kinder rücksichtslos den Interessen der Betrei-
ber einer solchen Abtreibung geopfert. Es gibt keinen
Grund, der ausreichend wäre, dem Kind sein Recht
weiter zu leben abzusprechen, selbst bei der klassi-
schen medizinischen Indikation, also im Falle einer le-
bensgefährlichen Erkrankung der schwangeren Mut-
ter, wird jeder gewissenhafte Arzt versuchen, das Le-
ben der Mutter und ihres Kindes zu retten, auch wenn
dies nicht immer gelingt.

Wir haben wirklich keinen Grund, auf unseren Fort-
schritt im Menschlichen und Sozialen stolz zu sein. Es
handelt sich durchwegs um unglaubliche Rück-
schritte. Die Politiker, die dazu den Grundstein gelegt
haben, sollen endlich zugeben, daß ihre gesetzgeberi-
schen Entscheidungen falsch waren. Da werden die
Körper von abgetriebenen Kindern verkauft, ganz ver-
wertet oder einzelne Organe, auch für Transplantatio-
nen, für die kosmetische oder Pharmaindustrie. Es
gibt an manchen Orten Baby-Farmen, wo Frauen ge-
wonnen werden, sich schwängern zu lassen, Kinder
auszutragen, um sie dann zu verkaufen, an Adoptiv-
willige oder als Organspender u. ä. Das ist alles derart
skandalös und unglaublich, wie ein moderner Skla-
venhandel, besonders, wenn man bedenkt, wie wenig
dagegen geschieht.
Es wäre eine politische Großtat erster Ordnung, wenn
ein Land wie Österreich, das ein solches Gesetz ge-
gen das Leben des ungeborenen Kindes geschaffen
hat, aber auch die Länder mit sogenannter Indika-
tionsregelung, die genauso zu verwerfen ist, aus Ach-
tung vor dem Recht des Kindes zu leben und aus Ach-
tung vor dem menschlichen Leben überhaupt, diese
Gesetze endlich wieder abschaffen würde, um sie
durch menschenwürdige zu ersetzen. Was soll man
denn von den Gesetzgebern in einem Rechtsstaat hal-
ten, wenn sie ein Gesetz wie die Fristenlösung schaf-
fen und nicht zu ändern bereit sind, in dem gleichen
Staat aber der Wiener Landtag ein Gesetz vom 24.
Juni 1987 über den Schutz von Tieren beschließt, das
in diesen Tagen veröffentlicht wurde und wo es im § 1
heißt: „dieses Gesetz dient dem Schutz des Lebens
und des Wohlbefindens von Tieren ..." und im § 4 (1):
„Niemand darf ein Tier in qualvoller Weise oder mut-
willig töten, ihm unnötige Schmerzen, Qualen, Verlet-
zungen oder sonstige Schäden zufügen oder es unnö-
tig in schwere Angst versetzen. Die Tötung eines Tie-
res ist dann mutwillig, wenn der damit angestrebte
Zweck den guten Sitten zuwiderläuft." Ich bin durch-
aus für ein derartiges Tierschutzgesetz, aber wo ist
das Kinderschutzgesetz, das den guten Sitten nicht
zuwiderläuft und die volle Achtung vor der Würde
menschlichen Lebens zum Ausdruck bringt, die Ach-
tung vor unseren eigenen Kindern?!
Nein, bevor nicht auch die ungeborenen Kinder den
vollen Rechtsschutz für ihr einmal begonnenes Leben
erhalten, bleibt der Gesetzgeber unglaubwürdig, was
ich für ein politisch äußerst bedenkliches und gefährli-
ches Faktum halte. Sicher müssen wir alle den unge-
wollt Schwangeren helfen, zu ihrem Kind zu finden. Si-
cher müssen wir Vieles tun, daß ungewollte Schwan-
gerschaften erst gar nicht entstehen, vor allem mit
Hilfe einer Sexualerziehung, die diesen Namen ver-
dient. Ich meine eine charakterlich wertvolle Erzie-
hung, die gesunde, aus Rücksichtnahme stammende

moralische Vorstellungen kennt und auch anwendet.
Freiheit heißt nicht Willkür, auch nicht im Sexuellen,
menschliche Freiheit meint persönliche Entscheidung
in Verantwortung für das Gute und für das Richtige.
Man kann nur hoffen, daß die neuen Generationen den
derzeitigen Irrweg verlassen und wieder auf den rech-
ten Weg finden. Für die heute verantwortliche Genera-
tion ist dies erst recht höchste Verpflichtung.

Zum Punkt III. Unfruchtbarkeit und Retortenbaby
Die Unfruchtbarkeit ist zweifellos für nicht wenige
Menschen ein schwerwiegendes Problem. Es gibt
eine solche beim Mann und bei der Frau. In manchen
Fällen ist die Ursache unbekannt, in anderen führen
Indikationen zum Verschluß der Wege für Ei- und Sa-
menzellen, auch andere schwere Entzündungen und
Fehlbildungen können dies tun und ein sehr großer
Teil der Frauen und Männer hat sich freiwillig oder
durch Überredungskunst von einem Mediziner durch
Unterbindung von Eileiter oder Samensträngen un-
fruchtbar machen lassen, aus verschiedenen Grün-
den, sicherlich, aber eben auch um später keine Kin-
der oder keine Kinder mehr zu bekommen. Besteht
dann später doch Kinderwunsch, wird eine künstliche
Befruchtung überlegt, von der zu wissen ist, daß sie
dem menschlichen Zeugungsakt in vieler Hinsicht gar
nicht entspricht. Immer sind diese künstlichen Be-
fruchtungen Eingriffe rein technischer Art, also Pro-
duktions-Manipulationen, die deshalb hinsichtlich ih-
rer Anwendung durchaus fragwürdig sind.
Bei der In-Vitro-Fertilisation, bei der Herstellung eines
sogenannten „Retortenbabys", ist für mich das Vorge-
hen nicht fragwürdig, sondern aus Achtung vor der
Würde der Mutter und des Vaters und wegen der Ge-
fährdung des Lebens der so hergestellten Kinder zu
unterlassen. Bei dieser Befruchtungsmethode, die nur
in 10, höchstens 20 % zum Erfolg führt, muß die Mut-
ter, wenn die Methode bei ihr überhaupt durchgeführt
werden kann, mit entsprechenden weiblichen Sexual-
hormonen soweit vorbereitet werden, daß in ihren Ei-
erstöcken genügend Eizellen-haltige Follikel = Eibläs-
chen heranreifen. Diese Eizellen werden gewöhnlich
durch Punktion abgesaugt, wobei eine Nadel durch
die Bauchwand der Frau durchgeführt wird. Es wird
versucht, mehrere Eizellen zu gewinnen, die dann in
entsprechend vorbereitete Reagenzgläser gemein-
sam mit den Samenzellen (des Kindes-Vaters) ge-
bracht werden. Nun hofft man, daß eine Befruchtung
eintritt, was nicht immer der Fall ist. Um diesbezüglich
eine größere Ausbeute zu bekommen, werden in der
Regel mehrere Eizellen gleichzeitig gewonnen und es
wird versucht, diese auch alle gleichzeitig zu befruch-
ten. Die befruchteten Eizellen werden dann wiederum
nach hormoneller Vorbereitung in die Gebärmutter-
höhle der Frau eingebracht, in der Hoffnung, daß sie
sich in die Gebärmutterschleimhaut einnisten und
dann das Kind heranwachsen kann. Um die Chance
des Gelingens der Befruchtung zu erhöhen, werden
gewöhnlich mehrere befruchtete Eizellen auf einmal in
die Gebärmutterhöhle eingebracht, was wiederum die
Möglichkeit mit sich bringt, daß auch mehrere sich
einnisten und dann Mehrlinge heranreifen mit allen Ri-
siken, die Mehrlingsschwangerschaften haben kön-
nen, aber es kann auch zu keiner Einnistung kommen.
Wegen des Risikos einer Mehrlingsschwangerschaft
werden andererseits wiederum nicht alle befruchteten
Eizellen zur Einnistung eingebracht, sondern nur ein
Teil, der Rest wird, wie man weiß, entweder für einen
späteren Einnistungsversuch tiefgefroren oder er wird
überhaupt weggeworfen oder für Experimente ver-
wendet, was wiederum gegen das Recht dieser klein-
sten Menschenkinder auf ihr Leben verstößt. Wegen
der Probleme der Mehrlingsschwangerschaften hat
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man auch bereits eine bestimmte Anzahl dieser Mehr-
linge in der Gebärmutter getötet, um nur eines oder
zwei Kinder zur Geburt zu bringen, oder man hat die
Schwangerschaft austragen lassen, ist dabei aber das
Risiko einer Frühgeburtlichkeit eingegangen, wobei
dann diese Kinder wiederum nicht immer lebensfähig
waren oder sind. Ich erinnere mich an ein Ehepaar,
das sich zweimal zu einer In-Vitro-Fertilisation ent-
schloß, wobei einmal 10 und das andere Mal 9 Eizellen
gewonnen und befruchtet wurden. Jedesmal wurden
vier befruchtete Eizellen zur Einnistung gebracht, je-
desmal kam es zu einer Drillingsschwangerschaft.
Was mit den restlichen befruchteten Eizellen in die-
sem Fall geschah, ist mir nicht bekannt. Bei der ersten
Drillingsschwangerschaft verstarben zwei dieser Kin-
der im Mutterleib, eines kam zur Welt und ist gesund.
Bei der zweiten Drillingsschwangerschaft kamen alle
drei als Frühgeburten sehr unreif zur Welt, sodaß sie
im Verlaufe von 11 Tagen nach der Geburt verstarben.
Das eine gesunde Kind, das geboren wurde, hatte so
18 tote Geschwisterchen überlebt. Man könnte aber
auch sagen: damit dieses eine Kind geboren werden
und leben konnte, wurde das Leben 18 seiner Ge-
schwister geopfert.
Dieses und viele andere Beispiele zeigen, daß die In-
Vitro-Fertilisation nicht angewendet werden soll. Die
Entscheidung, auf ein eigenes Kind überhaupt zu ver-
zichten, wenn einem Paar eine Zeugung verwehrt ist,
ist menschlich sicher der würdigere und richtigere
Weg.

Umkehr
Was sollen, was können wir tun, um aus dieser Situa-
tion wieder herauszukommen? Um unser Leben auch
in dieser Frage wieder richtig zu gestalten?
Sofern wir bisher den Weg der reinen Ichsucht gegan-
gen sind, sollten wir diesen aufgeben und rück- oder
umkehren. Dabei hilft uns wesentlich die Einsicht und

das Bekenntnis dieser Einsicht, daß eine Umkehr not-
wendig ist. Den neuen alten Weg geht man ja dann
nicht allein, sondern mit den beiden Du, dem göttli-
chen und dem menschlichen. Dieser doppelte Dialog
ist für das Gelingen unseres Lebens im buchstäbli-
chen Sinne einfach notwendig, auf uns allein gestellt,
letztlich eben selbst-isoliert, schaffen wir nur Not. Das,
was mit und gegen unsere Kinder geschieht, ist ein
Beispiel dafür. Ohne Religion gelingt dieses unser Le-
ben eigentlich nicht. Sie haben hier in der Diözese ei-
nen sehr guten Bischof. Gemeinsam mit ihm und sei-
nen Seelsorgern sollte die Umkehr und der neue Weg
gelingen. Das gleiche gilt, wie ich weiß, auch für die
evangelische Kirche. Sie feiern heuer in Kärnten au-
ßerdem auch ein großes Jubiläum zu Ehren der Lan-
desmutter, der Hl. Hemma von Gurk. Von ihr kann je-
der lernen, was richtige, menschlich würdige Lebens-
bewältigung heißt. Lesen Sie einmal ihre Lebensge-
schichte, etwa den schönen Roman von Dolores Vie-
ser. Dann: Überlegen wir uns erneut, was menschli-
che Sexualität ist und bedeutet. Daß sie ein großes
und schönes Geheimnis ist, das aber nicht banalisiert
werden darf, soll es nicht mehr Schaden als Freude
stiften. Durch ihre Kraft im Verein von Mann und Frau
kann sie neues Leben zeugen. Wer diese menschliche
Möglichkeit mißachtet, ruiniert sich und andere.
Schließlich freuen wir uns darüber, wieviel der
Mensch weiß und kann, über den Fortschritt, werden
wir aber nicht hochmütig. Hochmut bedeutet früher
oder später immer Absturz, auch endgültiger Absturz.
Er läßt sich vermeiden, wenn wir weniger haben wol-
len, aber dafür mehr sind. Wir haben Kinder nur, wenn
wir die Demut besitzen, sie als Geschenk dankbar an-
zunehmen. Wenn wir diesen Weg gehen, dann können
wir diese Wahrheit auch leben und weitergeben: im
Alltag, in der Familie, bei der Arbeit, für die eigene Hei-
mat und ihre Politik. Versuchen wir es doch!

Schwangerschaftsabbruch -
Gratwanderung zwischen Gesetz und Moral
Interview mit dem Vorstand der Innsbrucker Kinderklinik, Univ.-Prof. Dr. Heribert Berger

Seit jeher wurde die Abtreibung von ungewollten oder
unwillkommenen Kindern praktiziert. Doch früher war
die Durchführung dieses Eingriffs stets mit Strafe ver-
bunden, egal ob dies nun von Medizinern oder Laien,
den sogenannten „Hinterhofabtreibern", durchgeführt
wurde - beide hatten sie sich über die Gesetze der Na-
tur erhoben und den Boden der Legalität verlassen.
Was bis dahin heimlich und illegal vor sich ging, wurde
im Jahre 1975 legitimiert und wird seither von der Ge-
sellschaft gebilligt, ja oft sogar als notwendig erachtet.
Obwohl der Schwangerschaftsabbruch laut §218 des
StGB nach wie vor strafbar ist, eröffneten sich mit Ein-
führung der Fristenlösung Wege das juristisch Un-
mögliche, die Tötung noch ungeborenen Lebens,
möglich zu machen.
Anläßlich des ersten Todesfalles durch die Abtrei-
bungspille RU 486, der vorletzte Woche in Frankreich
bekannt wurde, führten wir mit dem Kinderarzt Univ.
Prof. Dr. Heribert Berger ein Gespräch über diese Pro-
blematik.

Unipress: „Wie stehen Sie im Allgemeinen zum
Schwangerschaftsabbruch?"
Dr. Berger: „Ich bin strikt dagegen. Der Grund ist ei-
gentlich klar: Wir haben kein Recht, menschliches Le-
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ben, das bereits begonnen hat, zu eliminieren sprich
zu beseitigen. Es gibt keinen echten Grund dazu!"
Unipress: „Sie kennen die Fristenlösung in Österreich
und die Diskussionen, die darüber geführt werden. Ab
wann beginnt für Sie das menschliche Leben?"
Dr. Berger: „Das ist biologisch eindeutig. Mit der Be-
fruchtung ist ein individuelles, neues Leben entstan-
den, welches sich ab diesem Zeitpunkt bis hin zum
Tode entwickelt."
UP: „Warum entschließen sich Frauen überhaupt zu
diesem Eingriff?"
Dr. B.: „Sicher gibt es sehr verschiedene Gründe. Man
müßte vor allem einmal Frauen selbst befragen. Mei-
stens ist das Kind aus sozialen Gründen unerwünscht.
Sehr oft steht die Frau auch unter Druck, den der Vater
des Kindes oder die Eltern ausüben. Nicht zu verges-
sen ist der gesellschaftliche Druck. Insgesamt sind
das Aussprüche über die man sich nur wundern kann.
Man spricht oft von seelischer Belastung und psychi-
schem Druck und vergißt dabei ganz, daß ein solcher
Eingriff dies erst recht mit sich bringen kann."
UP: „Wer trifft dann letztendlich diese Entscheidung?
Ist es nur die Frau alleine oder haben noch andere Per-
sonen darauf Einfluß?"
Dr. B.: „Sicher haben andere Personen einen großen
Einfluß auf diese Entscheidung. Wie schon erwähnt,
der Vater, Eltern und die Verwandten, eben die soziale
Linie."

„In der Praxis findet der Arzt immer einen Grund"
UP: „Welche psychischen und sozialen Probleme er-
geben sich nun sowohl für die Patientin als auch für
den behandelnden Arzt?"
Dr. B.: „Prinzipiell einmal ist das von Fall zu Fall sehr
verschieden, was eine allgemeine Formulierung er-
schwert. Für die Frau ergeben sich zweifelsohne eine
Reihe persönlicher Probleme. Persönlich kann ich mir
nicht vorstellen, einen solchen Eingriff durchzuführen,
da müßte man eigentlich einen Frauenarzt befragen.
Aber der Arzt ist verpflichtet, das Leben vom Moment
seiner Entstehung an zu erhalten. Ab diesem Zeit-
punkt hat er sich auch dafür einzusetzen, daß dieses
Leben erhalten bleibt.
Ein Mediziner ohne diese ärztliche Einstellung ist kein
Arzt sondern ein Techniker! Wie man sich in der Praxis
durch den Wunsch einer Frau umstimmen lassen
kann, ist kaum verständlich. Erklärbar ist es allerdings
damit, daß es Gesetze gibt, die einen solchen Eingriff
legitimieren. Dadurch fühlt sich dann der eine oder an-
dere Mediziner gedeckt, indem er das ausführt was
das Gesetz zuläßt, was die Frau will, und weil er einer
der Techniker ist, der dazu imstande ist."
UP: „Kurz zum Gesetz: Laut § 218 StGB ist der
Schwangerschaftsabbruch ja immer noch zulässig.
Doch gibt es verschiedene Gründe die Straffreiheit
gewähren."
Dr. B.: „Das sind nur juristische Spitzfindigkeiten. In
der Praxis findet der behandelnde Arzt immer einen
Grund.
UP: „Für Sie gibt es also keine Ausnahmefälle, die ei-
nen Schwangerschaftsabbruch rechtfertigen wür-
den?"
Dr. B.: „Nein. Früher, vor der Fristenlösung, gab es die
sogenannte medizinische Indikation. Gegeben war
diese, wenn die Frau an einer schweren Erkrankung
litt, und diese das Leben der Frau und des Kindes
ernstlich gefährdete. Zum Beispiel im Fall einer Tuber-
kulose, bei einem schweren Herzfehler oder bei Nie-
renversagen. Dies war aber eine rein ärztliche Angele-
genheit. Der Arzt mußte abwägen, ob er das Leben
beider erhalten konnte oder ob er das eine opfern
mußte, um das andere zu retten. Diese medizinische
Indikation erschien mir noch ärztlich begründbar.

Glücklicherweise hat die Medizin solche Fortschritte
gemacht, daß selbst in solchen Situationen die Gravi-
dität solange aufrechterhalten werden kann, bis man
das Kind z. B. durch einen Kaiserschnitt entbinden
und so das Leben beider retten kann."
UP: „Apropos Fortschritte der Medizin: Mittlerweile
besitzen wir die Möglichkeit der Pränataldiagnostik
(US, Amniozentese, Chorionbiopsie, etc.) und damit
auch das frühzeitige Erkennen von Chromosomen-
anomalien und genetischen Krankheiten. Welchen
Rat würden Sie einer Frau geben, die mit Sicherheit
ein behindertes Kind zur Welt bringen wird? Zum Bei-
spiel im Fall einer pränatal diagnostisch erwiesenen
Trisomie21?"
Dr. B.: „Ich würde mich sehr bemühen ihr klarzuma-
chen, daß auch ein krankes Kind ein Recht auf Leben
hat. Es gibt viele Frauen, die zu derselben Einsicht ge-
langt sind und die zu ihrem kranken Kind stehen, des-
sen Behinderung man auch mittels pränataler Diagno-
stik festgestellt hat; Frauen, die bereit sind, dieses Op-
fer auf sich zu nehmen - sicher eine der schönsten
menschlichen Handlungen überhaupt.
Die Frauen, die heute an ihren Möglichkeiten und ihrer
Verantwortung gegenüber einem behinderten Kind
zweifeln, gelangen unter der derzeitigen Gesetzeslage
leichter zu ihrem Entschluß, das Kind den Umständen
zu opfern."
UP: „Würden Sie diesen Rat sogar im Fall einer
schweren Behinderung, die zum frühen Tod des Kin-
des führt, geben? Ist für Sie also jedes Leben zu erhal-
ten?"
Dr. B.: „Ja, selbst in diesem Fall. Wir haben ein Leben
zu erhalten, solange wir dazu imstande sind. Sonst
könnten Sie ja auch dazu übergehen, das Leben eines
Kindes zu beseitigen, das - während der gesamten
Schwangerschaft gesund - durch Komplikationen bei
der Geburt einen Cerebralschaden erhalten hat, d. h.
schwer behindert sein wird. Desgleichen, wenn es zu
einem späteren Zeitpunkt an einer folgeschweren En-
zephalitis oder Menigoenzephalitis erkrankt und da-
durch dann einen Gehirnschaden erleidet.
Wir haben als Ärzte meiner Meinung nach nicht das
Recht zu sagen, dies ist der Zeitpunkt ab dem das Le-
ben nicht mehr lebenswert ist. Sondern wir haben viel-
mehr die Aufgabe den Menschen zu helfen wo und wie
es nur möglich ist."
UP: „Angenommen eine Frau wird nach einem sexuel-
len Mißbrauch schwanger. Vertreten Sie auch in die-
sem, vielleicht nicht alltäglichen Fall denselben Stand-
punkt?"
Dr. B.: „Diese Problematik kommt auch immer wieder
zur Sprache. Das Recht des Kindes, das jetzt entstan-
den ist, besteht auch in dieser Situation. Selbst, wenn
sich die Frau so gar nicht zu diesem Kind einstellen
kann bzw. die Situation aus der es entstanden ist,
nicht verkraftet, gibt es immer noch die Möglichkeit
der Adoption.
Erstaunlich viele Paare bekommen kein Adoptivkind,
das sie gerne aufnehmen würden. Einerseits ist die
rechtliche Lage sehr kompliziert, andererseits ist die
Zahl der Kinder, die zur Adoption freigegeben werden,
sehr gering."
UP: „Das heißt, Sie würden prinzipiell die jetzige Ge-
setzesregelung des Schwangerschaftsabbruches zu-
rückstellen und die der Adoption erweitern."
Dr. B.: „Ja, das wäre sogar sehr gut."
UP: „Was halten Sie,vom ersten Todesfall durch die
Abtreibungspille RU 486, der sich vorletzte Woche in
Frankreich ereignet hat?"
Dr. B.: „Sie meinen, der erste bekanntgewordene Fall.
Ich bin überzeugt, daß es auf diesem Gebiet schon da-
vor andere Erfahrungswerte gegeben hat. Die Me-
thode ist nur eine andere; der Unterschied zu den bis-
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herigen Verfahrensweisen besteht nur darin, daß es
sich hier um einen antihormonellen Eingriff handelt.
Zusätzlich wird die Austreibung des inzwischen abge-
töteten Kindes durch Gabe von Prostaglandinen ver-
stärkt. Das Ergebnis bleibt aber dasselbe, nämlich der
Tod des Kindes. Übrigens sind auch bei anderen Me-
thoden zahlreiche Todesfälle bekannt geworden."

„RU 486 als Verantwortungslosigkeit der Wissen-
schaft"
UP: „RU 486; Kompetenz- oder Verantwortungslosig-
keit der Wissenschaft?"
Dr. B.: „Sie steht in jedem Fall für die Verantwortungs-
losigkeit der Wissenschaft."
UP: „Welche Methoden würden Sie befürworten, um
ungewollte Schwangerschaft zu verhindern?"
Dr. B.: „Ich bin strikt gegen Verhütungsmittel, die die
Nidation der befruchteten Eizelle verhindern, wie zum
Beispiel die „Minipille" oder das Intrauterinpessar. Die
hormonelle Empfängnisverhütung, die schon die Be-
fruchtung verhindert, könnte man vom Gesichtspunkt
des Kindes aus bejahen. Man darf aber nicht verges-
sen, daß eine wichtige Funktion der Frau, nämlich die
der Mutterschaft, auf eine Weise beeinflußt wird, die
auch gefährlich werden kann. Denn wird nach länge-
rer Einnahme das Präparat abgesetzt, kann es zu einer
Amenorrhoe (= Ausbleiben der Regelblutung) kom-
men, die man durch eine hormonelle Stimulierung des
Ovars wieder behebt. In der Folge kann es zu einer
Überstimulierung kommen und damit zum Problem
der Mehrlingsgeburten. In solchen Fällen wird dann,
wie z. B. in Deutschland, der Fetozid gehandhabt, d. h.
die Abtötung eines oder mehrerer Embryos, je nach
Wunsch der Frau."
UP: „Vielen Dank für dieses Gespräch."
Die Fragen stellten:

Anton Ganthaler & Thomas Lahnsteiner
Neue Unipress, 3.5.91

duktion von RU 486 sowie adäquater Mittel und damit
auf ein zu erwartendes Milliardengeschäft zu verzich-
ten. „Ein solcher Verzicht", so Ramm, „hätte eine nicht
zu übersehende Signalwirkung auf andere potentielle
Tötungspillen-Produzenten."
Auf einem Transparent der französischen Delegation
wurde die Forderung erhoben: „Hoechst soll nicht für
den Tod produzieren". Diese Forderung wurde vom
Leiter der Gruppe, M. Leguil, so kommentiert: „Im Drit-
ten Reich ging der Holocaust für Europa von Deutsch-
land aus. Heute geht der Holocaust für die ganze Welt
von der deutsch-französischen Zusammenarbeit
aus."

Todesfall nach Einnahme der „Abtrei-
bungspille"
PARIS (AP) - In Frankreich ist erstmals eine Frau nach
Einnahme der vor einem Jahr eingeführten sogenann-
ten Abtreibungspille gestorben. Beamte des Gesund-
heitsministeriums teilten in Paris mit, das Opfer sei
eine 31jährige Frau, die bereits zum 13. Mal schwan-
ger gewesen sei. Todesursache sei offenbar die Wir-
kung des zusammen mit dem Mittel verabreichten
synthetisch hergestellten Hormons Prostaglandin ge-
wesen.
Bei der Einnahme der nur in Frankreich verkauften so-
genannten Abtreibungspille mit der Bezeichnung RU
486 wird zusätzlich der Prostaglandin-Wirkstoff na-
mens Nalador injiziert. Dabei wurden starke Rauche-
rinnen vor schädlichen Nebenwirkungen dieses Stoffs
gewarnt. Zu ihnen gehörte den Angaben zufolge auch
die verstorbene Frau. Eine Marketingmanagerin des
zum Hoechst-Konzern gehörenden Herstellers Rous-
sel Uclaf deutete an, daß die Abtreibungspille als Kon-
sequenz aus dem Todesfall künftig mit einem anderen
Prostaglandin kombiniert werden könne.

Der Tagesspiegel, 9.4.91

Europäische Lebensrechtsgruppen
protestierten vor Hoechst AG
- Aktion im Rahmen der bischöflichen „Woche für
das Leben" -
Frankfurt. Priester und Laien der Aktion Leben e.V.,
sowie befreundete europäische Lebensrechtsgrup-
pen demonstrierten anläßlich der bischöflichen „Wo-
che für das Leben" an drei Tagen vor der Hauptver-
waltung der Hoechst AG in Frankfurt. Sie verteilten
Flugblätter und diskutierten mit Firmenangehörigen
über die Fabrikation und den Vertrieb der „Abtrei-
bungspille RU 486", die im französischen Tochterun-
ternehmen Roussel Uclaf entwickelt wurde und pro-
duziert wird.
Nach Auffassung der Aktion Leben, der mitglieder-
stärksten gesamtdeutschen Lebensrechtsbewegung,
handelt es sich bei RU 486 um ein „Menschenpesti-
zid", da dieser neue Wirkstoff (Antiprogesteron) zur
vorgeburtlichen Kindstötung entwickelt und einge-
setzt wird.
Die Lebensrechtsbewegungen appellieren an die mo-
ralische Verantwortung der Hoechst AG, als Rechts-
nachfolgerin der IG-Farben - die im Dritten Reich Zy-
klon B zur Vergasung von Menschen herstellte - und
heute mit 51 % die Aktienmehrheit beim RU 486-Pro-
duzenten Roussel Uclaf besitzt.
Der Vorsitzende der Aktion Leben e.V., Walter Ramm,
forderte die Geschäftsleitung der Hoechst AG auf, aus
humanitären und moralischen Gründen auf die Pro-

Nein zu Abtreibungspille
(idea) - Gegen eine Einführung der Abtreibungspille
RU 486 in Großbritannien hat sich der Vorsitzende der
katholischen Bischofskonferenz von England und
Wales, Erzbischof Basil Hume (London), gewandt. In
einem Brief an die Hoechst AG (Frankfurt/Main), deren
französische Tochterfirma Roussel-Uclaf das Präpa-
rat produziert, äußerte er die Befürchtung, daß ein sol-
ches Abtreibungsmittel die Bereitschaft steigern
werde, den Schwangerschaftsabbruch als eine „leicht
handhabbare Form der Geburtenregelung" zu miß-
brauchen.

Für die Gegner der Abtreibung ein
später Erfolg
Verwaltungsgericht erklärt Weisung des Pariser
Gesundheitsministeriums für das Präparat RU 486
für ungültig .

Von Rainer Beckmann
Im Kampf gegen die Abtreibungspille „RU 486" haben
französische Lebensschützer vor Gericht einen spä-
ten Erfolg erzielt. Nach zweijähriger Verfahrensdauer
hat der oberste französische Verwaltungsgerichtshof,
der Staatsrat, die Weisung des Pariser Gesundheits-
ministeriums für ungültig erklärt, mit der die Hersteller-
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firma Roussel-Uclaf 1988 gezwungen worden war,
das Abtreibungsmittel auf den Markt zu bringen.
Die Firma hatte schon kurz nach der Einführung auf-
grund von Boykottdrohungen und Protesten von Fa-
milienverbänden, christlichen Organisationen und Ab-
treibungsgegnern den Vertrieb von RU 486 wieder
einstellen wollen. Daraufhin war vom Gesundheitsmi-
nister angeordnet worden, daß die Abtreibungspille im
Interesse der Volksgesundheit produziert und ver-
kauft werden müsse. Es war das erste Mal, daß ein
Unternehmen durch staatliche Weisung zur Herstel-
lung eines gesellschaftspolitisch und ethisch umstrit-
tenen Präparats gezwungen worden war.
Der französische Staatsrat bezeichnet das Vorgehen
des Ministeriums in seinem Beschluß als „Amtsmiß-
brauch". Gesundheitsminister Claude Evin hatte sich
auf eine wenig bekannte Bestimmung des Patentge-
setzes von 1962 berufen, das Laboratorien dazu ver-
pflichtet, ihre Entdeckung zu nutzen, wenn dies „im In-
teresse der Volksgesundheit" notwendig sei. In einem
Interview hatte Evin RU 486 auch als „moralisches Ei-
gentum der Frauen" bezeichnet. Der Verwaltungsge-
richtshof ist dagegen der Auffassung, daß es kein Ge-
setz gebe, mit dem die damalige Intervention des Ge-
sundheitsministers gerechtfertigt werden könne.
Ob das Gerichtsurteil dazu beitragen wird, die weitere
Verbreitung des chemischen Abtreibungsmittels zu
verlangsamen oder zu verhindern, ist fraglich. Die un-
ternehmenspolitische Situation der Herstellerfirma hat
sich gegenüber 1988 erheblich verändert. Roussel-
Uclaf vermarktet mittlerweile die Abtreibungspille in
bestem .Einvernehmen mit den Gesundheitsbehör-
den. Jede vierte von ungefähr 150.000 Abtreibungen
pro Jahr geschieht in Frankreich mit RU 486. In kombi-
nierter Anwendung mit Wehen auslösenden Prosta-
glandinen erreicht das Mittel eine Abbruchquote von
96 Prozent. Aufgrund des medizinischen und finan-
ziellen „Erfolgs" des Abtreibungsmittels scheint Rous-
sel-Uclaf die ethischen Argumente, die gegen eine
weitere Anwendung von RU 486 sprechen, heute
nicht mehr für so bedeutsam zu halten wie noch vor
drei Jahren. Statt nach dem Richterspruch des
.Staatsrates von neuem die Einstellung der Produktion
zu erwägen, denkt man über die weitere Verbreitung
des Abtreibungsmittels nach. In Kürze soll die Pille mit
der tödlichen Wirkung auch in Großbritannien einge-
führt werden. Den britischen Gesundheitsbehörden
hat die französische Firma vorgerechnet, daß bei Ein-
satz von RU 486 umgerechnet etwa 1,5 Milliarden
Mark gegenüber teureren Abtreibungsmethoden ein-
gespart werden könnten.
In Deutschland liegt ein Zulassungsantrag noch nicht
vor. Die Verantwortlichen des Hoechst-Konzern, der
mehr als fünfzig Prozent des Aktienkapitals von Rous-
sel-Uclaf hält, haben sich bislang nur zurückhaltend
geäußert. Der Vergleich des „Menschenvertilgungs-
mittels" RU 486 mit dem von der Hoechst-Vorgänge-
rin IG-Farben produzierten „Zyklon B", das im Dritten
Reich zur Vernichtung der Juden eingesetzt worden
war, ist für das Image des Chemie-Multis schädlich.
Wenn in den europäischen Nachbarländern mit RU
486 gute Gewinne gemacht werden können, ist je-
doch damit zu rechnen, daß über kurz oder lang auch
in der Bundesrepublik ein Zulassungsantrag gestellt
werden wird. Sollte sich bei Roussel-Uclaf oder
Hoechst aber doch die Achtung vor dem ungebore-
nen Menschen gegenüber wirtschaftlichen Gesichts-
punkten durchsetzen, wäre die Gefahr noch nicht
endgültig gebannt: mehrere andere Unternehmen der
Pharmaindustrie arbeiten ebenfalls an der Entwick-
lung chemischer Abtreibungsmittel.

Deutsche Tagespost, 23.3.91
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Gezeugt, nicht geschaffen!
In-vitro-Fertilisation (IVF)
Dr. med. Martin Reichlin, Luzern

Der Geburt des ersten «Retortenkindes» war eine
kaum vorstellbare, fieberhafte Forschungsarbeit vor-
ausgegangen. Es gibt Fachleute, welche die Versuche
für die ersten drei in vitro gezeugten Kinder auf 20.000
schätzen. Das scheint kaum übertrieben, wenn man
bedenkt, daß Embryonen äußerst zarte Gebilde sind.
Natürlich gezeugt, sind sie unsichtbar geborgen im
geschützten, wärmebeständigen und chemisch ange-
passten Milieu des Mutterleibes. Für mechanische,
chemische, hormonale, thermische und optische In-
sulte wie bei der IVF sind sie nicht prädestiniert. Das
erklärt die vielen Versager.
Die Geburt von Louise Brown, 1978, war rein wissen-
schaftlich betrachtet ein spektakulärer Erfolg, eine
perfekte Sensation. Dr. Pierre Girardot, Universität
Caen, ein Kenner der IVF-Problematik, schildert die
damalige Situation ungefähr so: Die Großtat der Wis-
senschaft galt als Verkörperung des Fortschritts, als
neue Art der Kinderzeugung und als Beginn einer fas-
zinierenden Entwicklung. Sie hat bei Forschern und
beruflich Interessierten durch die völlige Überra-
schung eine Art kollektive Besessenheit ausgelöst.
Die geistige Überrumpelung verbreitete sich mit der
Schnelligkeit einer Virusinfektion und hat die Kritikfä-
higkeit weitgehend lahmgelegt. In der Begeisterung
erlag man schon bald der Versuchung, die Regeln für
die Anwendung zu mißachten und die Indikationen
zeitlich auszuweiten. Ob die Behandlung der Un-
fruchtbarkeit oder die gentechnische Erforschung von
Embryonen primär das Hauptziel der IVF war, sei da-
hingestellt. Jedenfalls ist aufgrund von Erfahrungen
die Methode suspekt geworden. 1985 schrieb Souls,
der Direktor der Abteilung für Fortpflanzung an der
Universität Seattle in Kalifornien (in der Zeitung
«Fruchtbarkeit und Sterilität.» 43,511-513): «Laßt uns
ehrlich sein miteinander»; die Wahrheit über die bei
der IVF zu erwartenden Schwangerschaften sei lang
genug beschönigt worden, und zwar von den IVF-
Praktikern selbst.
Der Betrieb der Samenbanken ist technisch gesehen
problemlos, solange die Spenderanonymität gesi-
chert ist. Eine Auseinandersetzung entstand kürzlich
in Genf, als das Kantonsspital die Ansicht vertrat, ein
Samenspender sei künftig mit 1.000 (üblicherweise
60) Franken zu entschädigen («Journal de Geneve»,
24. Januar 90).
Es ist nicht uninteressant zu wissen, wer in den USA
die Kundinnen der Spermienbanken sind. Die Direkto-
rin der «Spermienbank von Nord-Kalifornien» hat der
Redaktion des «Wall Street Journal» erklärt, ein Drittel
der Kundschaft seien Frauen mit einem zeugungsun-
fähigen Partner, das zweite Drittel homosexuelle
Frauen, und das dritte Drittel bilden »professionelle
Junggesellinnen».
Schwieriger ist die Beschaffung von Eizellen. Schon
1984 haben Edwards und Steptoe, die Biotechniker
des ersten künstlich gezeugten Kindes, in England
Aufrufe zur Spendung von Eizellen gegen Gratissterili-
sation und Barentschädigung erlassen («Medical Tri-
bune», 7. September 84). In den USA werden heute
auch operative Unterbindungen der Eileiter als Gele-
genheit zur Gewinnung von Eizellen benützt. Kleine
Teile der Eierstöcke werden entnommen; reife Eier
werden verkauft oder befruchtet transferiert oder kon-

serviert. Frauen, die sich vor dem Eingriff hormonal
stimulieren lassen und die Eizellen für Experimente zur
Verfügung stellen, erhalten die Sterilisation kostenlos
und zusätzlich 900 bis 1200 Dollar.
Nach einer Statistik waren 1982 in den USA 25 Pro-
zent der Frauen im Alter zwischen 15 und 44 Jahren
chirurgisch sterilisiert. 21 Prozent hätten den Eingriff
allerdings bereut, und 12,7 Prozent hätten sich nach-
träglich doch Kinder gewünscht.

Schlagwort Leistungsfähigkeit
Eine Methode ist prinzipiell hundertprozentig lei-
stungsfähig, wenn jede Anwendung zum erwarteten
Ziel führt. Im Idealfall müßte die IVF nach jeder Über-
tragung eines Embryos zu einer Lebendgeburt führen.
1986 haben in den USA 3.055 Frauen nach IVF 311
Kinder geboren; ein Erfolg von scheinbar 10,2 Pro-
zent. Dieses Resultat wurde zum plakativen Aushän-
geschild der IVF. Gelegentlich hört man auch Zahlen
bis 15 oder mehr Prozent. Solche Zahlen dürfen nicht
als bare Münzen genommen werden. Täuschungs-
möglichkeiten sind zahlreich, meistens aber nicht
leicht durchschaubar. Damit man auf solche Zahlen
nicht hilflos und kritiklos hereinfällt, sind folgende
Überlegungen nützlich:
• Jede IVF bildet ein Ganzes. Sie erfolgt in verschie-
denen Etappen: der hormonalen Stimulierung, der
operativen Entnahme der Eizellen, Befruchtung und
Transfer der Embryonen, der Kontrolle der Schwan-
gerschaft und schließlich der Geburt eines lebenden
Kindes. Der Erfolg der IVF hängt vom Gelingen aller
Phasen ab. Mißlingt eine, ist die IVF als Ganzes miß-
lungen, und die Behandlung muß neu beginnen. Es ist
daher unzulässig, eine zwar hormonal nachweisbare,
aber nur kurzdauernde Schwangerschaft als erfolgrei-
che IVF zu publizieren. Teilerfolge sind für die Frau ein
geringer Trost.
• Methodisch ist nicht die Anzahl Frauen in Rechnung
zu stellen, sondern die Zahl der Behandlungsversu-
che. Tritt ein Erfolg erst nach dem 10. Versuch ein, ist
wohl der 10. Versuch geglückt, aber die IVF als Me-
thode war wegen der neun Versager nur 10 Prozent
erfolgreich. Bei den genannten 3.055 Amerikanerin-
nen, die im Jahre 1986 311 Kinder geboren hatten,
war die Erfolgsquote von 10,2 Prozent ein Irrtum; denn
die Nachkontrolle ergab, daß 4867 hormonale Stimu-
lationen durchgeführt, das heißt etwa 1.800 zusätzli-
che Behandlungen nötig gewesen waren. Der Erfolg
reduziert sich damit von 10,2 auf 6,4 Prozent.
Ein Bericht der Universitäts-Frauenklinik Basel ergibt,
daß 1988 bei 50 behandelten Frauen zwei Geburten
erfolgten. Damit wäre man geneigt von einem 4-Pro-
zent-Erfolg zu sprechen. Aus dem Bericht geht aber
hervor, daß Mehrfach-Behandlungen nötig waren.
Somit liegt die Erfolgsziffer 1988 unter 4 Prozent; wie-
viel läßt sich nicht ersehen, da die Zahl der Versuche
nicht angegeben ist. Es kommt also auf die Zahl der
Versuche und die erzielten Lebendgeburten an.
• Bei natürlicher Zeugung entsteht in der Regel ein
einziger Embryo. Bei IVF mit Übertragung mehrerer
Embryonen sind dagegen Mehrlingsschwanger-
schaften häufig. Eine IVF, die zu Mehrlingen führt, darf
aber methodisch nur als Einzelerfolg gewertet wer-
den; andernfalls werden übersetzte Erfolgsergebnisse
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vorgetäuscht.
• Die meisten publizierten Erfolgsquoten sind Spit-
zenwerte. Dr. med. Urban Wiesing (Institut für Theorie
und Medizingeschichte, Universität Münster) schreibt
(in «Ethik Med.», 1989, 1: 66-82): «Die besten 41 US-
Kliniken kamen auf eine Erfolgsquote von 6,3 Prozent
Geburten pro stimulierten Zyklus. Die zitierten Kliniken
stellen aber nur das erfolgreichste Viertel dar, wäh-
rend ungefähr die Hälfte aller Zentren noch keine ein-
zige erfolgreiche Geburt zu vermelden hatte.» Kanada
lag zwischen 0 und 5 Prozent. In der Bundesrepublik
Deutschland trat (1981 - 1985) «bei 100 Frauen, die
eine operative Punktion der Eierstöcke über sich erge-
hen ließen, nur in etwa 3,5 Prozent der Fälle eine Ge-
burt ein». Zudem zeige sich, daß die Zahl «seit 1984
ungefähr konstant geblieben ist». Für die erfolgreich-
sten Kliniken Australiens gibt Wiesing eine Quote von
7,9 Prozent an. Verschiedene Fachleute glauben
heute, daß ein IVF-Erfolg von vielleicht gegen 5 Pro-
zent der Wahrheit näher liege und sich kaum verbes-
sern lasse. Auch der «Amstad-Bericht» (212,1) hat als
Leistungsquotient 5 Prozent erwähnt.
• Hinzu kommt aber noch ein anderer und schwer-
wiegender Gesichtspunkt. In IVF-Statistiken wird
zwar die Anzahl der Behandlungen und Lebendgebur-
ten erfaßt, aber keineswegs die biologische Schädi-
gung der lebendgeborenen Kinder. 1988 hat De Mou-
zon (in der Revue «Empfängnisverhütung, Fruchtbar-
keit und Sexualität», 16,613) die durchschnittliche
Häufung solcher Schäden mit denen bei natürlich Ge-
zeugten verglichen. Einige seiner Beispiele sind im fol-
genden global zusammengestellt:
a) Kaiserschnittentbindungen sind nach IVF zweimal
so häufig wie nach natürlicher Zeugung.
b) Frühgeburten sind dreimal häufiger. Nach Prof. Re-
lier, Paris, ist die Zahl der nach IVF zur Intensivtherapie
eingelieferten Frühgeburten seit 1986 von durch-
schnittlich 6 Prozent bis auf 40 Prozent gestiegen. Von
ihnen sterben etwa 12 Prozent nach der Geburt oder
kurz darauf. Jedes dritte dieser Kinder ist unterge-
wichtig, 10 Prozent sogar unter 1.500 g. Sie sind daher
anfällig und leiden besonders an Hirnschäden, Lun-
genkomplikation, schweren Verdauungsstörungen.
Rückfälle sind auch später noch möglich. Bei Gewich-
ten unter 1.000 g bleiben die Kinder meist dauernd be-
hindert.
c) Mehrlinge sind nach IVF infolge Mehrfachtransfer
häufiger. Zwillinge sind 10mal, Drillinge etwa 100mal
und Vierlinge 300- 500mal häufiger. Da der Uterus
normalerweise nur für ein bis zwei Kinder genügend
Raum und Ernährung bietet, teilen Mehrlinge mei-
stens das Los der Frühgeburten. Prof. Helmut Hörn-
chen, Kinderklinik Aachen, sprach von einem «Fluch
der modernen Reproduktionsmedizin».
Neuestens hat man begonnen, «Überzählige» schon
in der Gebärmutter durch Kaliumchlorid-Einspritzun-
gen ins kindliche Herz zu töten. Diese Selektion ist ge-
schichtlich erstmalig. Ein erschreckender Fingerzeig,
wohin solche Techniken führen können.

Schwere Belastungen der Mütter
Nicht unerwähnt bleiben dürfen die oft schweren Be-
lastungen der Frauen: körperlicher und psychischer
Stress, Angst, Schmerz und Enttäuschung, Extra-ute-
rin-Schwangerschaft, Fehl- und Frühgeburten, Mehr-
lingsschwangerschaft, Kaiserschnitt, eventuelle
Schädigung der Ovarien durch HyperStimulation so-
wie Krankheit oder früher Tod der Kinder.
Die Juristin Barbara Fischer, Basel, hat an einer Ta-
gung erklärt, die IVF sei eine «zermürbende, enttäu-
schende Prozedur, eine unzumutbare Behandlung,
frauenfeindlich, kinderfeindlich und forscherfreund-
lich und ihr Erfolg deprimierend». In «Leben und Fort-

pflanzung» schrieb Stephane Barbeillon, Paris, «Kin-
derlosigkeit ist keine wirkliche Krankheit. Wird man
denn mit einem Kind gesund? Die meisten Frauen sind
zu Beginn des Programms bei guter Gesundheit und
hoffen, ein Problem zu lösen, nämlich das der Kinder-
losigkeit. Am Ende aber sind sie physisch und psy-
chisch krank und zu guter Letzt meistens erst noch
ohne Kind.»

Übertragung von drei Embryonen
Der sogenannte «simple case», bei dem nur ein Em-
bryo auf die Mutter übertragen wird, ist nicht nur un-
kontrollierbar, sondern wegen Zunahme des Misser-
folges eine Illusion. Auf die Behauptung «Bei uns wer-
den alle Embryonen transferiert» ist unkontrollierbar
und unsinnig, da bei Übertragung von mehr als drei
Embryonen auch die Mehrlingsschwangerschaften
entsprechend zunehmen und die Zahl der Fehlgebur-
ten fast um das Dreifache auf 60 Prozent ansteigt
(«Gynäkologie und Geburtshilfe», 1986,122).
Aus Erfolgsgründen werden heute bei der IVF mei-
stens drei Embryonen übertragen. Bei durchschnitt-
lich drei Behandlungen mit je drei Embryonen und ei-
nem Erfolg von zirka 5 Prozent ergibt sich ein Ver-
brauch von etwa 180 Embryonen pro Geburt.

Technologische Eigendynamik
Aus medizinisch-historischer Sicht stellt Urban Wie-
sing, Universität Münster, die Frage, warum die wis-
senschaftliche Medizin ihre Statistiken zu manipulie-
ren versuche. Er sieht «in der kurzen Geschichte der
IVF/ET (Embryonen-Transfer) ein Beispiel für die Ei-
gendynamik einer technologischen Entwicklung». Es
gehe «offensichtlich weniger um das Wohl der Patien-
ten, sondern um die Entwicklung einer Maßnahme,
um besonders gute Ergebnisse in der Gruppe konkur-
rierender Zentren und um Akzeptanz der Methode in
der Öffentlichkeit. Es geht der Medizin um die unge-
hinderte Entwicklung ihrer eigenen Technologie.»
(«Ethik Med.», Springer, April 1989, 72.) Von «Verfüh-
rung durch die Technik» und «Aggressives Ausgabe-
verhalten trotz geringen objektiven Nutzens» spricht
auch Prof. H. T. Engelhardt, Houston («Arzt/Christ»,
1990,2).

Die Kosten
Der finanzielle Aufwand steht im umgekehrten Ver-
hältnis zur Leistungsfähigkeit. Wie weit die für die Ko-
stenberechnung bekannten Zahlen einer Überprüfung
standhalten, läßt sich nicht mit letzter Sicherheit ent-
scheiden. Der Bericht Amstad (212,1) erklärt: «Aus
den verfügbaren Angaben ist zu entnehmen, daß sich
in der Schweiz die Kosten für IVF und ET pro Versuch
zwischen 3.000 und 6.000 Franken bewegen.» Wie
weit Medikamente, Spitalaufenthalte, Neugeborenen-
pflege darin enthalten sind, geht nicht hervor. Man
weiß auch, daß für bestimmte Situationen Zuschüsse
aus einem Fonds verwendet werden. Legt man die er-
wähnten Zahler zugrunde, ergäbe sich bei durch-
schnittlich drei Behandlungsversuchen und einem Er-
folg von etwa 5 Prozent pro Lebendgeburt eine
Summe von 180.000 bis 360.000 Franken (exkl. Fi-
nanzierung der Forschung).
Krankenkassen, die für die obligatorischen Leistun-
gen ständig die Prämien erhöhen müssen und vom
Bund Mehrleistungen erwarten, richten aus Konkur-
renzgründen freiwillig Leistungen an die IVF aus. Und
das, obwohl das Eidgenössische Versicherungsge-
richt 1987 die IVF als «experimentelle, nicht aner-
kannte Maßnahme» bewertet hat. Auch Marsden G.
Wagner, Arzt der Weltgesundheitsorganisation, hat
(im «The Lancet», 28.10.1989) die IVF als experimen-
tell, gesundheitlich risikoreich und nur für wenige wirk-
sam bezeichnet.

18 MEDIZIN & IDEOLOGIE SEPTEMBER 91



Geringe Erfolgsziffer
Zieht man alle Ergebnisse in Betracht, besteht wenig
Grund, auf die Anwendung der IVF stolz zu sein. Ge-
glückte Ausnahmen bestätigen die Regel des Mißer-
folgs. Sind 95 Prozent Versager nicht ein fast reines
Mißlingen? Und wiegen die Schäden nicht schwerer?
Von der Regierung Australiens, einem Pionierland der
IVF, wurde (nach Angaben von Dr. Girardot, «Finali-
tes», April 1990) in einem Bericht erklärt: «Es gibt kei-
nen Beweis, daß die IVF eine höhere Erfolgsziffer hat
als andere Behandlungsarten ... oder sogar als der
Verzicht auf Behandlung.»

Kinderlosigkeit
Während Kinderlosigkeit früher als Schicksal ertragen
oder durch Adoption und andere Ersatzaufgaben auf-
gewogen wurde, glaubt man heute, im Hinblick auf die
Machbarkeit, Kinder quasi als «Recht» fordern zu kön-
nen und ist, bei Unfähigkeit zu Verzicht, versucht, die
Beschränkung zu dramatisieren. Umgekehrt werden
gerade heute Kinder eigenwillig vernichtet, Fruchtbar-
keit unterbunden, und Sinn und Kultur der Familie in
Frage gestellt. Trotzdem verdient der Kinderwunsch
als natürliche, edle Aufgabe Verständnis und jede
Hilfe, soweit sich diese als wirksam und verantwortbar
erweist. (Vgl. C. Hölzle, Kinderlosigkeit als Krise; in: G.
Zipfel, Konkret Lit. Verlag, Hamburg, S. 23-50.)
Man schätzt die ungewollt kinderlosen Paare im fort-
pflanzungsfähigen Alter auf zirka 10 Prozent. Un-
fruchtbarkeit ist allerdings ein variabler Begriff. Sie be-
ruht nicht immer auf biologischer Sterilität. Nach Stati-
stiken aus Frankreich und Australien hatten 25 bis 45
Prozent der Frauen, die eine IVF gewünscht haben,
schon mindestens ein Kind.
Am diesjährigen Kongreß der Deutschen Gesellschaft
für psychosomatische Geburtshilfe und Gynäkologie
hat ihr langjähriger Präsident und Leiter der größten
Kinderwunsch-Beratungsstelle der Bundesrepublik,
Prof. Stauber, darauf hingewiesen, daß Unfruchtbar-
keit in 25 Prozent der Fälle nicht organisch bedingt sei,
sondern durch Lebensweise, Umwelteinflüsse, Part-
nerschaftskonflikte usw. verursacht werde. In der Ber-
liner Klinik wurden schon während der Zeit der psy-
chologischen Abklärung und der Psychotherapie von
1061 Frauen 757, also mehr als zwei Drittel, auf natür-
liche Weise schwanger. Zusätzliche therapeutische
Maßnahmen waren nur in einem Drittel der Fälle nötig
(Deutsches Bundesärzteblatt, 7, 358). Man darf auch
nicht übersehen, daß für eine Schwangerschaft eine
Wartezeit von zwei und mehr Jahren bei 20 Prozent
der Frauen nicht ungewöhnlich ist. Verhütungsmittel
und Geschlechtskrankheiten sind in einem Drittel der
Fälle die Hauptursache der Unfruchtbarkeit. Eine Sta-
tistik aus Boston belegt, daß nach Gebrauch von Ver-
hütungsmethoden eine Unfruchtbarkeit von ein bis
eineinhalb Jahren besteht, und nach Einnahme von
Ovulationshemmern sogar von zwei Jahren. Jeden-
falls ist es medizinisch verfehlt, vorzeitig und ohne
zwingende Indikation Frauen zur IVF zu ermuntern. Es
ist bedenklich, daß nach Aussage von Prof. Relier, Pa-
ris, IVF-Versuche schon bei 21jährigen durchgeführt
worden sind.

Grundlegende Werte
Die sachlichen Fakten und Erfahrungen der Methode
sind alarmierend. Zugleich geht es um den Rang des
menschlichen Embryos. Edwards und Steptoe haben
erklärt, Experimente mit Embryonen von Menschenaf-
fen seien finanziell unerschwinglich. So gilt der em-
bryonale Mensch als optimales und billigstes Rohma-
terial für die Forschung. Das heutige spektakuläre
Wissen über den Embryo hat aber nicht nur methodi-
sche Möglichkeiten eröffnet, sondern gleichzeitig ver-
pflichtende Grenzen erkennen lassen.

Aufgrund seiner menschlichen Herkunft und Anlage
ist der Embryo in allen Stadien seiner Entwicklung ein
Individuum der menschlichen Gesellschaft, einmalig,
einzigartig, mit personaler Würde und Grundrechten.
Diese Würde hat die Forschung zu achten. Der Em-
bryo darf seines Eigenzweckes nicht entfremdet, nicht
fahrlässig geschädigt oder vernichtet werden. Dem
Gewicht dieser Erkenntnis kann man sich heute, wie
der Philosoph Robert Spaemann sagte, nur «volunta-
ristisch», d. h. eigenwillig entziehen. Auch die Gesetz-
gebung hat sich nach Normen zu richten, die dem er-
kannten Wesen des Menschen angepaßt sind. Das
ungeborene Menschenleben ist rechtlich so gut wie
die Privatsphäre Erwachsener zu schützen. Auf dem
Altar der IVF sind ungezählte menschliche Embryonen
zum Opfer gefallen. Bei gentechnologischen Experi-
menten würden es nicht weniger sein. Auch humane
Ziele dürfen nur mit humanen Methoden verwirklicht
werden.
Der Pariser Gynäkologe Jean Cohen hat 1988 in «Gy-
näkologie und Geburtshilfe» geschrieben: «Hätte man
die Berechtigung der IVF aufgrund der Argumente be-
urteilt, die heute zur Verfügung stehen, wäre sie nie zu-
gelassen worden.» - Heute haben wir diese Argu-
mente, und die Frage ist uns gestellt. Prof. J. Testart,
Paris, Berater bei der Erzeugung des ersten Retorten-
kindes in Frankreich, hat in den Medien bekanntgege-
ben, er werde keine IVF mehr assistieren. Obwohl
Atheist, war er überzeugt, damit werde eine geheiligte
Grenze überschritten. (Sein Buch: «L'OEuf Transpa-
rent». Flammarion, 1986,142.)
Der Begriff «ultima ratio» setzt medizinisch einen
Sachverhalt voraus, bei dem zur Lebenserhaltung nur
noch eine einzige Möglichkeit besteht; so kann z. B.
die Amputation einer Gliedmaße aus vitaler Indikation
als ultima ratio nötig werden. Bei der IVF sind solche
Voraussetzungen nicht gegeben. Der Ausdruck ist da-
her unpassend. Die beiden lateinischen Worte dienen
hier mehr zur Tarnung eines fatalen Kompromisses.
Das Gesagte läßt sich kurz zusammenfassen: Eine
wissenschaftlich sensationelle Leistung; aber in der
Anwendung leider verfehlt. Die Ablehnung der IVF für
die Human-Medizin dürfte die einzige, sichere Chance
bieten, den embryonalen Menschen gesetzlich wirk-
sam zu schützen und die vielen möglichen, aber kaum
kontrollierbaren Mißbräuche an der gemeinsamen
Wurzel zu unterbinden.

Dr. med. Martin Reichlin, Luzern
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Ulm, den 22. Mai 1991

Den Mitgliedern der Landessynode der Evang.
Luth. Kirche in Bayern zur Kenntnis:

Von der „Rosenheimer Erklärung" der Landessynode
der Evang. Lutherischen Kirche in Bayern haben wir
mit tiefster Bestürzung, ja mit Abscheu Kenntnis ge-
nommen! Martin Luther würde einen solchen Verrat an
der Botschaft des Evangeliums und den Geboten und
Gesetzen Gottes mit Ausschluß aus der Kirche beant-
wortet haben. Gegen jene Schwärmer, die seine Zwei-
Reiche-Lehre damals verwarfen und die auch heute
wieder der Obrigkeit das Schwert, das ihr nach Römer
13 von Gott zur Strafe(!) gegen die Bösen verliehen
wurde, durch synodale Kampfabstimmung aus der
Hand schlagen wollen, schrieb er schon 1539 seine
Schrift „Gegen die Antinomer".
Denn der letztlich entscheidende harte Kern dieser
„Rosenheimer Erklärung" zwischen einer Menge von
frommen moralischen und sozialen Appellen über den
„Schutz" des „werdenden Lebens" (Als ob das unge-
borene Kind erst noch „Leben werden" müsse!) ist
und bleibt die Forderung auf die Entfernung des § 218
aus dem Strafgesetzbuch und die völlige Straffreiheit
„nach strengsten Maßstäben" (WELCHE??) bei der
Ermordung ungeborener Kinder in „aussichtslosen
Notlagen" (WELCHE??) nach Beseitigung des straf-
rechtlichen Schutzes ihres Rechtes auf Leben!
„Dabei kann die letzte Entscheidung der betroffenen
Frau von niemand abgenommen werden; sie muß sie
in ihrer Verantwortung vor Gott treffen!" Welch eine
bodenlose Heuchelei! Als ob eine Frau unter der Er-
pressung ihrer Umgebung und in der labilen seeli-
schen und körperlichen Situation der ersten Schwan-
gerschaftsmonate über Leben oder Tötung ihres Kin-
des „eine eigenständige Entscheidung" in der „Ver-
antwortung vor Gott" treffen könne, wenn man alle
bisherigen Entscheidungshilfen, wie das durch das
Strafgesetz geschaffene öffentliche und private Un-
rechtsbewußtsein, beseitigt hat, ja durch die Kranken-
kassenfinanzierung der Tötungen einen Rechtsan-
spruch auf Abtreibung mit Unterstützung durch Aus-
händigung kirchlicher Beratungsscheine geschaffen
hat und die Abtreibung zur sozialen Hilfe und zur „Ge-
wissensentscheidung" hochstilisierte, die die Frau al-
lein treffen soll!
Jesus nennt den Teufel einen „Lügner und Mörder von
Anfang an".
Eine Synodenmehrheit, die die Glieder der evang. Kir-
che mit solchen frommen Sprüchen belügt und sie da-
zuhin semantisch betrügt, indem sie den „Schutz" der
ungeborenen Kinder fordert und gleichzeitig den ein-
zigen wirklichen Schutz beseitigen hilft, nämlich das
Strafgesetz, ist von diesem „Geist" geführt. Denn alle
moralischen Appelle oder sozialen Unterstützungs-
maßnahmen und erst recht nicht Zwangsberatungen
mit Abtreibungserlaubnisscheinen geben dem unge-
borenen Kind einen „Schutz" gegen diejenigen die
seine Feinde sind und es töten wollen. Denn auch die

christlichste Beratungsstelle kann der schwangeren
Frau höchstens „Hilfen" anbieten, aber niemals dem
Kind „Schutz" gewähren! Sie muß ja nach der „Rosen-
heimer Erklärung" die Entscheidung über die Tötung
des ungeborenen Kindes der schwangeren Frau - die
damit aufhört „Mutter" zu sein - bez. ihren Erpressern
überlassen und darf deshalb nicht durch eine Strafan-
drohung in dieser „Entscheidungsfreiheit" beeinträch-
tigt werden!
Mit dieser „Schutz"behauptung (zu deutsch „Lüge"),
daß „Hilfe" gleichbedeutend mit „Schutz" sei, - den ja
nur das Strafrecht (und kein „Gesetz zum Schutz des
ungeborenen Lebens" ohne strafrechtliche Konse-
quenzen!!) gewähren kann -, hilft die Landessynode
der Evang. Luth. Kirche Bayerns in Wirklichkeit mit, die
Massenliquidation ungeborener Kinder dem „Mörder
von Anfang an" ungestraft zu ermöglichen.
Daß diese Erklärung abgefaßt wurde ohne daß sich
die Synode erst einmal - wie wir forderten - von den
besten wissenschaftlichen Fachleuten gründlich in-
formieren ließ, geht aus zahlreichen fehlerhaften For-
mulierungen hervor. Es beweist, daß es der Mehrheit
gar nicht um die ganze Wahrheit und Wirklichkeit des
Gesamtproblems ging, sondern vor allem um die
ideologische Unterstützung der SPD-FDP und Grü-
nenpolitikerinnen und Politiker, die wieder, wie im
Jahre 1974 bei der Fristenlösung, eine solche kirchli-
che Legitimation brauchten für ihre kommunistische
Gesetzgebung. Denn wer sonst in aller Welt war an ei-
ner solchen Erklärung interessiert? -
Mit der Rosenheimer Kampfabstimmung für die femi-
nistische Beseitigung des strafgesetzlichen Schutzes
des Lebensrechtes der ungeborenen Kinder und ihrer
Aufforderung zur Kontrazeption wird die Evang. Lu-
therische Kirche Bayerns durch ihr oberstes gesetz-
gebendes Organ zu einer Kirche gemacht, in der, wie
in Offenbarung 2, Vers 20 die „Lehren des Weibes Ise-
bel geduldet" werden, „die sagt, sie sei eine Prophetin
und verführt meine Knechte zur Hurerei..." Denn jeder
Sexualakt dessen schöpfungsgemäße Konsequenz
die Entstehung eines neuen Menschen - nachträglich
wieder beseitigt wird, ist „Hurerei". Und eine Kirche,
die sich für die Straffreiheit dieser „Hurerei und Mör-
derei" einsetzt, fällt unter das Bild der „Babylonischer
Hure" von Offenbarung 18. Und hier gilt die Forderung
Christi, Offenb. 18, Vers 4: „Gehet hinaus aus ihr, mein
Volk, daß ihr nicht teilhabt an ihren Sünden und nichts
empfanget von ihren Plagen, denn ihre Sünden rei-
chen bis an den Himmel und Gott denkt an ihren Fre-
vel!"
Wir haben die Landessynode gewarnt, daß eine sol-
che Entscheidung eine „Kriegserklärung" gegen alle
christlichen Ärzte sei und deren Kirchenaustritt zur
Folge haben werde! Der Fanatismus der Feministin-
nen und ihrer Anhänger in der Landessynode war aber
offensichtlich so groß, daß ihnen die Spaltung der Kir-
che völlig einerlei war. Hauptsache der § 218 StGB
verschwindet und damit die Verurteilung der Abtrei-
bung als „Verbrechen gegen Leib und Leben". Ein sol-
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ches Verhalten läßt den Verdacht aufkommen, daß
hier Leute mit entscheiden, die in dieser Frage persön-
lich fixiert und befangen sind, wie einst 1974 bei dem
Votum der EKD Synode zur Fristenlösung in Kassel
(„Man darf nicht sagen, daß die Fristenlösung ethisch
nicht vertretbar sei!"), auf das sich dann die evang.
Bundestagsabgeordneten von SPD und FDP bei der
Entscheidung für die verfassungswidrige Fristenlö-
sung stützten. Die damalige Antragstellerin, Frau Dr.
med. Annelore Schmid aus Leonberg, führende Spre-
cherin der „Offenen Kirche", erklärte dann in einer Le-
serzuschrift im „Gäuboten" (Leonberg) vom
6.10.1983, daß sie als Leiterin einer gynäkologisch-
geburtshilflichen Abteilung eines Kreiskrankenhauses
„in den späten Kriegs- und ersten Nachkriegsjahren
viele Schwangerschaftsabbrüche an gefangenen
oder durch die Besatzungsmacht vergewaltigten
Frauen habe durchführen müssen!" Die „gefangenen"
Frauen in den späten Kriegsjahren waren die Ostar-
beiterinnen, bei denen laut Befehl von Kaltenbrunner
(9.6.1943) aus rassischen Gründen Abtreibungen
durchgeführt werden mußten. Frau Dr. Schmid war
dann auch maßgeblich beteiligt an jenem verheeren-
den Machwerk („Das Leben Bejahen") der Bischofs-
konferenz der VELKD zur Abtreibungsberatung. Wenn
sich die Kirche einspannen läßt zur falschen Vergan-
genheitsbewältigung schwer schuldig gewordener
Damen, statt ihnen den Weg zur radikalen Buße zu zei-
gen, hat sie ihre Botschaft verraten.

Das Fluchwort von Jesus Christus trifft eine solche
Synode:
„Wer einem dieser Kleinen, die an mich glauben, Är-
gernis gibt" (d. h. doch es geistig oder physisch zer-
stört) - „für den wäre es besser, daß ihm ein Mühlstein
um den Hals gehängt und er ins Meer geworfen
würde!" (Markus 10, Vs. 42). Sollte wirklich jemand
glauben, daß von dieser schlimmsten Verurteilung
Jesu die Ermordung der Allerkleinsten ausgenommen
sei, nachdem doch in Lukas 1, Vers 15, z. B. von Jo-
hannes gesagt wird, daß er „schon vom Mutterleibe
an erfüllt sein wird mit dem Heiligen Geist" und das
wird verdeutlicht im Vers 41, wo es heißt, daß das Kind
Johannes im Leib seiner Mutter Elisabeth „hüpfte" vor
Freude, als es im Alter von gerade sechs Monaten den
noch nicht vier Wochen alten Jesus im Leibe seiner
Mutter Maria erkannte. Und Johannes der Täufer wäre
nach heutigem Urteil wegen des hohen Alters seiner
Mutter eine „genetische Indikation" gewesen und Je-
sus eine „soziale Indikation!" Kann eine Synode, die
offiziell die Abtreibung ohne Lebensbedrohung der
Mutter als straffrei, also „legal", bezeichnet (also auch
Jesus und Johannnes den Weg in die Welt unmöglich
machen würde), noch Kirche Christi sein?!... Wir glau-
ben nicht!
Es ist außerdem tief beschämend, daß die Landessyn-
ode der Evang. Lutherischen Kirche Bayerns mit die-
ser Erklärung der Bayerischen Ärzteschaft, der Baye-
rischen Landesregierung mit ihrer Verfassungsklage
gegen die Krankenkassenfinanzierung der Abtreibun-
gen und vor allem der katholischen Kirche und der
evangelikalen Bewegung in den Rücken fällt und da-
mit jede echte Ökumene auf die Dauer unmöglich
macht!
Dabei handelt es sich beim strafrechtlichen Schutz
des Lebensrechtes der ungeborenen Kinder, der
Frauen und der Ärzte wahrhaftig nicht um eine „rö-
misch-katholische" Frage, sondern um ein Anliegen
aller Menschen, denen Menschenwürde und Recht
auf Leben als Grundlage jedes Rechtsstaates unauf-
gebbar sind. Eine gemeinsame Front aller Christen
wäre hier eine Selbstverständlichkeit gewesen. Oder
wollten die Synodalen etwa an dieser Stelle den Be-

weis liefern für die Notwendigkeit eines obersten Lehr-
amtes für alle Christen? - Sollte damit bewiesen wer-
den, daß das Petrusamt der „Fels" ist, auf dem nicht
nur die Gemeinde, sondern auch die ungeborenen
Kinder ihr Leben aufbauen können? - während das
„Haus" der Evang. Lutherischen Kirche und der EKD
auf dem Sand synodaler Irrtümer und Fehlentschei-
dungen „aufgebaut" und deshalb durch die Sexüber-
flutung vom Einsturz bedroht ist.

Wurde als Telefax am 15.4.92 an die Landessynode
der Evang. Luth. Kirche Bayerns in etwas kürzerer
Form gesandt.

An alle Mitglieder der Evang. Lutheri-
schen Kirche in Bayern
Die Landessynode der Ev. Luth. Kirche in Bayern
hat in Rosenheim die Forderung auf Beseitigung
des § 218 StGB aus dem Strafgesetzbuch in der
sog. „Rosenheimer Erklärung" durch Kampfab-
stimmung und Überstimmung des Landesbischof
gefordert.

Damit wird trotz aller frommen Appelle für das „wer-
dende Leben" (statt „ungeborene Kinder"!) in Wirk-
lichkeit die Freigabe der Tötung der ungeborenen Kin-
der von der Kirche(!) verlangt und der strafgesetzliche
Schutz ihres in Artikel 1 und 2 der Verfassung garan-
tierten Rechtes auf Menschenwürde und Leben be-
seitigt.
Mit einer solchen Entscheidung hört die Bayerische
Landeskirche auf Kirche Jesu Christi zu sein, der ja
nach unserer heutigen Gesetzgebung als Kind ohne
menschlichen Vater eine „soziale Notlagenindikation"
gewesen wäre, wie sein Vetter Johannes der Täufer,
der wegen des Alters seiner Mutter eine „genetische
Indikation" war. Der gerade sechs Monate alte Johan-
nes erkannte den noch nicht vier Wochen alten Jesus
im Leibe seiner Mutter und hüpfte vor Freude! War die-
ser Jesus etwa noch kein Mensch? -
Darf sich die Kirche auf der Seite derer stellen, die die
Tötung eines Johannes und eines Jesus Christus
straffrei machen wollen? Oder macht sich die Landes-
kirche mit einer derartigen Forderung zum Werkzeug
des „Mörders und Lügners von Anfang an"? -

Liebe bayerische Mitchristen! Wenn die Landessyn-
ode diese Forderung nicht sofort wieder zurücknimmt,
macht sich jeder und jede, die für sie Kirchensteuer
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entrichten, mitschuldig an dem riesigen Betrug an der
Botschaft Christi, an unserem Volk, an den ungebore-
nen Kindern, an den ethischen Grundlagen des Ärzte-
standes, an unserer Verfassung und Rechtsordnung,
an den Frauen, die zur Abtreibung erpreßt werden und
an der jungen und alten Generation, der diese Synode
als wichtigstes Mittel gegen die Abtreibung statt sexu-
eller Disziplin Antibabypillen verordnet und sie so zum
verantwortungslosen Sex als Konsumartikel animiert.
Es ist eine Schande, daß die Landessynode mit dieser
Forderung der Bayerischen Ärzteschaft, der Bayeri-
schen Landesregierung - mit ihrer Verfassungsklage
gegen die Krankenkassenfinanzierung der Abtreibun-
gen - und der Katholischen und der Evangelischen
Christenheit in den Rücken fällt!

Liebe Mitchristen! Die Stunde des Widerstandes und
des Kirchenkampfes, von dem Landesbischof Her-
mann Dietzfelbinger sprach, ist gekommen! Fordert
die Auflösung einer derartigen Landessynode und das
allgemeine Ur-Wahlrecht zur Landessynode, wie es
die Mitglieder der württembergischen Landeskirche
haben, damit man Euch in Zukunft keine solchen Syn-
odalinnen und Synodale vorsetzen kann, die derartig
widerchristliche Entscheidungen treffen! Macht Euch
an dem Greuel von jetzt schon ca. 500.000 Tötungen
ungeborener Kinder in Deutschland nicht mitschuldig!
Wachet auf! Wehret Euch! Denn Gott läßt sich auch
durch eine Landessynode nicht verspotten oder mit
frommen Parolen täuschen!

Dr. med. Siegfried Ernst,
1. Vorsitzender der EUROPÄISCHEN ÄRZTEAKTION
und Mitglied der Evang. Landessynode von Württem-
berg von 1971 -1990

M&l-Redaktion:
Dieses Flugblatt wurde beim Jahrestreffen der evan-
gelischen Christen Bayerns auf dem Hesseiberg ver-
teilt. Auch auf diesem Weg DANK an alle „Aktionäre".

Gegen die Euthanasiebereitschaft set-
zen wir die Zurückweisung aller Ideen und ihrer
Vertreter, die unsere Leiden für ihre Zwecke miß-
brauchen wollen.

Im Januar 1988 erschien in der Zeitschrift für Rechts-
politik (vgl. auch Neue Juristische Wochenschrift
1986, Heft 29, 1792) ein Vorschlag, den § 216 StGB,
welcher die Tötung auf Verlangen unter Strafe stellt,
neu zu fassen. Dieser Vorschlag stammt von Norbert
HOERSTER und stellt nur ein Beispiel für zahlreiche
Bestrebungen in diese Richtung dar. Hoerster, Pro-
fessor für Strafrecht in Mainz, schlägt folgende Neu-
fassung vor:
„§216 Tötung mit Einwilligung
(1) Die Einwilligung des Getöteten schließt die

Rechtswidrigkeit der Tötung nicht aus, es sei
denn, er leidet an einer unheilbaren Krankheit, die
das weitere Leben für ihn wertlos macht.

(2) Die mit Einwilligung des Getöteten begangene
rechtswidrige Tötung wird mit Freiheitsstrafe von
sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft."

Diese komplizierte Formulierung soll eine Fremdtö-
tung legitimieren, wenn jemand an lebenswertlosem
Leben leidet. Zwar wird ein Zusammenhang mit der
„Einwilligung des Getöteten" hergestellt, jedoch auch
eine mutmaßliche Einwilligung eines zur Einwilligung
nicht mehr Fähigen zugestanden. Ausdrücklich sagt
Hoerster, er plädiere für alle Formen der Sterbehilfe,
die der Bedingung genügen, „von einer tatsächlichen
oder mutmaßlichen Einwilligung des betreffenden
Kranken getragen zu sein".
Derartige Argumentationen sind möglich, wo das ge-

sellschaftliche Bewußtsein das Vorhandensein le-
bensunwerten Lebens akzeptiert. Demgegenüber
muß heute ausdrücklich betont werden, daß es le-
bensunwertes Leben nicht geben kann, weil es allen-
falls Umstände, Ereignisse, Zusammenhänge gibt, die
das Leben eines Menschen so erschweren, daß er
persönlich die Qualität eines bestimmten Sterbens
der Quantität eines derartigen Lebens vorzieht; die
Einschätzung würde sich mit jeder auch kleinsten Än-
derung dieser Umstände ebenfalls ändern. Und die
Aufgabe der Medizin wie der Pflege und jedes mit-
menschlichen Handelns (also auch des Handelns von
Juristen) müßte darauf gerichtet sein, diese Umstände
tatsächlich zu ändern.
HOERSTER begründet seine Auffassung ausdrück
lich mit einer Situation, in welcher die Tötung für den
Menschen „kein Übel, sondern eine Wohltat ist". Das
ist präzise die Begründung, auf die sich die National-
sozialisten ebenfalls beriefen (Karl BINDING und Al-
fred HOCHE, „Die Freigabe der Vernichtung lebens-
unwerten Lebens. Ihr Maß und ihre Form", Leipzig,
1920). Denn hier wird gedanklich kolportiert, Tötung
könne eine Form von Heilbehandlung sein, und weil
sie Heilbehandlung sei, benötige man letztlich auch
nicht die ausdrückliche Einwilligung des Kranken.
Aber solche Versuche, Tötung als Heilbehandlung ge-
sellschaftlich hoffähig zu machen und dann vielleicht
sogar entsprechende medizinisch-pflegerische Aus-
und Weiterbildung zu verlangen, könnten dazu ge-
dacht sein, das Bewußtsein der Bevölkerung still-
schweigend darauf einzustimmen, damit sie es zu ge-
gebener Zeit hinnimmt. Denn die Atomenergie ist im
kriegerischen wie im friedlichen Einsatz beispiels-
weise nicht so gut kontrollierbar, daß nicht eines Ta-
ges doch die medizinisch „gekonnte" Tötung von Ver-
seuchten notwendig werden könnte; die Zerstörung
der Umwelt ist eben doch bereits so weit fortgeschrit-
ten, daß lebensbedrohende Krankheiten in bereits ab-
sehbarer Zeit auftreten werden, die wir nur noch durch
Tötungs-Heilbehandlung bekämpfen können; die er-
laubten Genmanipulationen sind eben doch bereits
fortgeschritten, daß wir uns bald schon nur mit Tö-
tungstechnik der leidenden Monster erwehren kön-
nen; die AIDS-Erkrankung zeigt ja bereits jetzt schon,
daß die anderen Heilbehandlungen weitgehend ver-
sagen..
Dieses Szenario muß deshalb mit solcher Schärfe vor-
getragen werden, damit nicht eines Tages all jenen,
die sich um die Humanität des Sterbens, um persönli-
che Todesprägung und angemessenen Beistand ehr-
lich bemühen, der Vorwurf gemacht wird, sie seien
Handlanger politischer Endzeitvorbereitung gewesen.
Angesichts dieser Feststellungen bleibt es auch letzt-
lich unerheblich, daß das Handeln nicht allein der
Ärzte zur Straffreiheit geführt werden soll, sondern die
Anbindung an ärztliches Handeln aufgehoben wird, so
daß Straffreiheit jedem Tötenden unter den genannten
Umständen zugestanden werden soll; Ärzte sind ja in
der Vorgeschichte nicht nur rühmlich hervorgetreten.
Die Kontinuität des Denkens aus seinen Quellen von
1920 bis zur Bioethik und Gentechnologie-Diskussion
ist zudem erdrückend, was sich aus dem 1989 her-
ausgegebenen Band „Medizin und Ethik" von H.-M.
Sass und aus der Nähe des Gedankenguts zur Ideolo-
gie von Tötungsgesellschaften und zum Präferenz-
Utilitarismus leicht belegen ließe.

Prof. Dr. Franco Rest
- Professor für Sozialethik und Erziehungswissen-
schaften, Dortmund -

Vergleiche vom Verfasser „Sterbebeistand - Sterbe-
begleitung - Sterbegeleit", Kohlhammer-Verlag, Stutt-
gart 1990.
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Dokumentation

Widerlegung der Anmerkungen des Synodalpräsidenten Dr. Dieter Haack
vom 23.4.91 zur Rosenheimer Erklärung der Landessynode

der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern vom 19.4.1991.

Am Schluß seiner vierseitigen Anmerkungen gibt Bun-
desminister a. D. Dr. Dieter Haack als Synodalpräsi-
dent der lutherischen Kirche in Bayern seiner Über-
zeugung Ausdruck, „daß die in der Erklärung enthalte-
nen Grundsätze und Vorschläge einer ethischen und
auch verfassungsrechtlichen Würdigung im Sinne des
Schutzes werdenden Lebens standhalten werden."
Diese Überzeugung widerlege ich, zunächst was die
verfassungsrechtliche Würdigung betrifft, in zehn
Punkten; abschließend kann ich mich kürzer fassen
bezüglich der ethischen Würdigung bei der eindeuti-
gen Loslösung der Mehrheitssynodalen vom Evange-
lium Jesu Christi, wie es in der Heiligen Schrift und im
Bekenntnis der evangelisch-lutherischen Kirche be-
zeugt ist.

1. Es genügt verfassungsrechtlich nicht, kirchlicher-
seits festzustellen, daß die Abtreibung Tötung un-
geborenen Lebens ist. Notwendig ist ein wirksa-
mer Schutz des ungeborenen Lebens sowie eine
Mißbilligung des Schwangerschaftsabbruchs
(Leitsatz 3, 4 des Fristenlösungsurteils des BVG
vom 25.2.1975). Beide Erfordernisse sind gleich-
geordnet: Ein Schutz, der auf das Mittel der Miß-
billigung verzichtet, reicht ebensowenig aus wie
eine Mißbilligung ohne gleichzeitigen Schutz.

2. Für die Mißbilligung setzt das Urteil voraus, daß
sie durch eine erkennbare rechtliche Sanktion
zum Ausdruck kommt. Zwar kann die Mißbilligung
anders als durch ein strafrechtliches Verbot zum
Ausdruck gebracht werden, sofern die Gesamt-
heit der an die Stelle des Strafrechts tretenden
Maßnahmen einen Schutz gewährte, welcher der
Höhe des Rechtsgutes adäquat ist, und an die
Stelle des Strafrechts eine Sanktion tritt, die die
Mißbilligung ebenso deutlich erkennbar macht
wie das strafrechtliche Verbot.

3. Der Bundesminister der Justiz hat in seiner Aus-
wertung des Urteils vom 25.2.1975 festgestellt,
daß die Beratung und die zur Verfügung stehen-
den sozialen Hilfen die unter 2 Satz 2 genannten
Voraussetzungen nicht erfüllen, so daß eine Straf-
drohung unverzichtbar ist.

4. „Klare Orientierungslinien" der Kirche, die bereits
vor der Neuregelung des Beratungssystems auf
eine rechtliche Unrechtskennzeichnung verzich-
ten, können von allen, denen Gottes Gebote un-
verbindlich sind, als Einladung zur Ausübung fa-
miliärer Gewalt in Form von Kindestötung verstan-
den werden.

5. Schon durch die gegenwärtige Ausgestaltung des
Indikationssystems, vor allem aber durch die ta-
tenlose Hinnahme ihrer mißbräuchlichen Anwen-
dung ist das Unrechtsbewußtsein abhandenge-
kommen. Daß die Beratungs- und Hilfsangebote
die Achtung vor dem Lebensrecht des Kindes
etwa gestärkt hätten, ist nicht erkennbar gewor-
den.

6. Der Lebensschutz ist Aufgabe aller, unverzicht-
bare Aufgabe aber des Staates, der seine Da-
seinsberechtigung verwirkt, wenn er den Schutz
menschlichen Lebens Privatpersonen oder staat-
lich unkontrollierten Gruppierungen überläßt. Da-
her darf weder die Frau alleine nach ihrem „Gewis-

sen" noch der Arzt allein entgegen seinem ärztli-
chen „Gelöbnis" und § 5 seiner Berufsordnung
zum Richter über Leben und Tod gemacht wer-
den.

7. Wenn sich die Synode in einer Kampfabstimmung
gegen den Fortbestand des strafrechtlichen
Schutzes ausgesprochen hat, so ließ sie gerade
die vom früheren Präses der Synode der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland geforderte Einmütig-
keit in fundamentalen Lebensfragen durchaus
vermissen.

8. In der Frage, ob das Recht des Stärkeren einge-
führt werden darf, gibt es keinen „Dritten Weg",
sondern nur ein Entweder-Oder. - „Jeder Kom-
promiß zwischen Recht und Unrecht dient allein
dem Unrecht"(1).

9. Wie sehr sich die Synode von den verbindlichen
Rechtssätzen des Fristenlösungsurteils distan-
ziert, kommt nicht zuletzt darin zum Ausdruck,
daß sich die Synode auf das rechtlich irrelevante
Minderheitsvotum vom 25.2.1975 stützt.

10. Die Synode verlagert die staatliche Verantwor-
tung für den Lebensschutz verfassungswidrig auf
die Frau. Diese mag infolgedessen vielleicht künf-
tig in willkürlich „irrendem Gewissen" entschei-
den. Für den Entzug der Wahrheit über die verfas-
sungsrechtlich Lage, der dieser Entscheidung der
Frau dann vorausgegangen ist, bleibt aber die
Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern ver-
antwortlich, und zwar auch gegenüber der Frau,
die - häufig genug bedrängt - in aller Regel unter
ihrer Fehlentscheidung leidet. (Die Mehrheitssyn-
odalen von Rosenheim haben ja keine Ahnung da-
von, was die „Abtreibungs-Leichen im Keller" in
den Seelen der unmittelbaren Verursacher anzu-
richten vermögen).

Die Überzeugung des Synodalpräsidenten Dr. D.
Haack, soweit sie sich auf das Grundgesetz und das
Fristenlösungsurteil des Bundesverfassungsgerich-
tes vom 25. Februar 1975 stützt, ist also erwiesener-
maßen falsch.
Was nun die ethische Würdigung der Rosenheimer
Erklärung vom 19.4.1991 betrifft, soweit ich mich mit
dem SPD-Politiker Dr. Haack wenigstens darin einig,
daß es hier nicht darum geht, den christlichen Glau-
ben der Parteiraison gefügig zu machen. Dennoch ist
es jetzt in aller Deutlichkeit offenbar geworden, daß
die Mehrheitssynodalen zum Opfer einer Zeitgeist-
Theologie geworden sind, der sie rechtzeitig nicht nur
nicht entgegengetreten sind, sondern sie sogar noch
begünstigt haben. Auch die Mehrheitssynodalen ha-
ben zu Beginn ihrer Tätigkeit zwar gelobt, ihr „Amt als
Synodale (zu) führen in der Bindung an das Evange-
lium Jesu Christi, wie es in der Heiligen Schrift gege-
ben und im-Bekenntnis der evangelisch-lutherischen
Kirche bezeugt ist", aber wie haben sie es jetzt denn
mit dem Tötungsverbot (2. Mose 20,13 u. 21,12) ge-
halten und der individualethischen Aussage Jesu
dazu (Matth. 5,22)? Und was wird der die Kinder seg-
nende Jesus (Matth. 19,13-15; Markus 10,13-16 und
Lukas 18, 15-17), der in der Rosenheimer Erklärung
vom 19.4.1991 überhaupt nicht vorkommt, dazu sa-
gen? - Die Warnung vor Eingriffen in das Recht zur
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gottgewollten Entwicklung bringt doch Jesus selbst in
einen unmittelbaren Zusammenhang mit dem gebote-
nen und unabdingbaren Schutz von Kindern, wie in
Lukas 17,1-3 und Matthäus 18, 5-6 nachzulesen.
Handelt es sich bei dem Knackpunkt der Rosenheimer
Erklärung nicht auch um eine groteske Verwechslung
von Ehebrecherin (Joh. 8, 1-11) und Abtreiberin, von
sechstem mit fünftem Gebot?
Und gilt denn das Nächstenliebegebot (Matth. 22,37-
39; Mark. 12, 29-31 und Luk. 10, Vers 27), nur für die
Frau und nicht auch für ihr Kind? - Aber der Anspruch
des Kindes im Mutterleib auf Nächstenliebe wurde
von den Mehrheitssynodalen ja nicht einmal wahrge-
nommen. Das Nächstenliebegebot wird bei der vorge-
schlagenen Privatisierung der Tötung, z. B. vom
Mehrheitssynodalen Heinz Burkart, sogar ausschließ-
lich für die Frau in Anspruch genommen. Höchste
Priorität hat aber bei diesen mehr als dreihunderttau-
send Fällen im gottlob geeinten Deutschland alljähr-
lich doch das Leben des Kindes im Mutterleib und
nicht etwa primär die Schuldbewältigung bei der un-
willigen Mutter. Zudem töten sog. Schwangerschafts-
abbrüche in weitaus mehr als der Hälfte aller Fälle ehe-
liche Kinder und nicht die in einer Dauerdiskussion
stehenden Kinder aus vor- und außerehelichen Bezie-
hungen.
Eine Bindung an das Evangelium Jesu Christi können
die Mehrheitssynodalen von Rosenheim schlechter-
dings also nicht behaupten und genausowenig an das
Bekenntnis der evanglisch-lutherischen Kirche. Viel-
mehr hat die Synode sich bekenntniswidrig einge-
mischt in das weltliche Regiment (Art. 16 und 28 des
Augsburger Bekenntnisses von 1530) und ein zudem -
wie oben dargelegt - höchst irriges Verfassungsver-
ständnis als „Orientierungshilfe für die anstehende
politische Entscheidung" propagiert.
Damit wurde das Töten von Kindern im Mutterleib
nicht zuletzt zum Bestandteil der ärztlichen Regelver-
sorgung gemacht, von der ein hippokratischer Arzt
sich nur befreien kann, wenn er „religiöse oder ethi-
sche Gründe" geltend macht. Als „Kratzdienstverwei-
gerer" aber verzichtet er damit zugleich auf eine künf-
tige gynäkologische Chefarzt- und selbst eine Ober-
arzt-Position. Die medizinische Realität aber wurde
von der Synode nicht bedacht.
Es handelt sich also, wie der Nestor der Evang. theol.
Fakultät in Erlangen, Dr. theol. Walter Künneth, D.D.,
es der Rosenheimer Synode vorgehalten hat, um eine
„theologisch-ethische Fehlentscheidung" und einen
„eklatanten Abfall von den Bekenntnisgrundlagen" (2).
Für mich persönlich ist damit in aller Schärfe der
Ernstfall der Toleranz mit den Mehrheitssynodalen
meiner geliebten lutherischen Kirche eingetreten,
nämlich die knallharte christliche Forderung zu erfül-
len, wie sie Max Scheler formuliert hat: „Daß der
Mensch denen die sittliche Treue halten soll, daß er
diejenigen lieben und achten soll, die eben das ver-
werfen, was ihm das Teuerste ist: seinen Glauben und
seine Weltanschauung, sein tiefstes Vertrauen und
seine tiefste Hoffnung; und daß er diese Treue halte
nicht aus Gleichgültigkeit, aus der Schwäche seines
Glaubens und aus Kleinglauben heraus, sondern ge-
rade kraft seines Glaubens und der in ihm einge-
schlossenen Sittengesetze"(3).

(1) Tröndle, H. in: Kirche und Gesellschaft, Nr. 179, J. P.
Bachern Verlag, Köln, 1991, S. 3-16
(2) Künneth, W. in: „Zur theologisch-ethischen Fehlent-
scheidung der ,Dokumentation Rosenheimer Erklä-
rung zum Schutz des ungeborenen Lebens und zu
Fragen des Schwangerschaftsabbruches der Bayeri-
schen Landessynode'", Erlangen, im Mai 1991

(3) Scheler, M.: Der Friede unter den Konfessionen. In:
Gesammelte Werke, 3. Aufl. 6. Bd., Bouvier, Bonn
1986,227-258, hier: S. 228

Dr. Ernst Th. Mayer
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Der Präsident
der Landessynode der Evang.-Luth. Kirche
in Bayern
Dr. Dieter Haack
Meiserstr. 11
8000 München 2 3. Mai 1991

Herrn
Dr. Ernst Th. Mayer
Pettenkoferstr. 10

8000 München 2

Sehr geehrter Herr Dr. Mayer,

vielen Dank für Ihr Schreiben vom 24. April 1991.
Ihre Polemik hat mich erschreckt. Ich frage mich, wo-
hin wir gekommen sind, wenn Christen innerhalb einer
Kirche unmenschlicher miteinander umgehen, als es
bei politischen Auseinandersetzungen üblich ist.
Ich übermittle Ihnen anbei meine Anmerkungen zur
Rosenheimer Erklärung.
Ich gebe die Hoffnung nicht auf, daß auch Sie beim
genauen Lesen die Ernsthaftigkeit und den breiten
Konsens erkennen können. Selbstverständlich kann
man bei der Frage der Strafbarkeit unterschiedlicher
Auffassung sein. Nur in dieser Frage konnten wir uns
in der Synode nicht einigen.
Mir geht es im Interesse unserer Landeskirche darum,
daß der Konsens in I und III unserer Erklärung sichtbar
wird und die unterschiedliche Auffassung sachlich
und fair gegenübergestellt werden. Polemik und Emo-
tionalität helfen bei dem sensiblen Thema des
Schwangerschaftsabbruchs nicht weiter.

Mit freundlichen Grüßen Dieter Haack

Der Präsident
der Landessynode der Evang.-Luth. Kirche
in Bayern
Dr. Dieter Haack
Meiserstr. 11
8000 München 2 23. April 1991

Anmerkungen zur Rosenheimer Er-
klärung

I.

Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Kir-
che hat in ihrer Erklärung zum Schutz des ungebore-
nen Lebens und zu Fragen des Schwangerschaftsab-
bruchs am 19. April 1991 in Rosenheim einmütig wie
schon fünf Jahre vorher festgestellt, daß Gott durch
uns Menschen ungeborenes und geborenes mensch-
liches Leben bewahren und schützen will.
Die Landessynode hat erneut deutlich gemacht, daß
Christen und Kirchen, aber auch Gesellschaft und
Staat, in der Verantwortung stehen, für das Ja zum
menschlichen Leben einzutreten, ungeborenes und
geborenes Leben zu schützen und entsprechende Le-
bensbedingungen zu schaffen.
Die Landessynode hat ebenso einmütig konkrete Vor-
schläge für eine kinder- und familienfreundliche Um-
welt an Staat und Gesellschaft gerichtet und auch die
Männer an ihre Mitverantwortung für das werdende
menschliche Leben, für Fürsorge und Erziehung, für



die gemeinsame Übernahme von Aufgaben in Part-
nerschaft und Familien mit allem Nachdruck erinnert.
Sie will damit das Ja zum Leben und zum Kind stär-
ken.
Die Landessynode hat sich mit ihrem Aufruf zur Fami-
lien- und Kinderfreundlichkeit nicht nur nach außen
gewendet, sondern auch an die Kirche selbst und die
Kirchengemeinden. In der Erklärung heißt es dazu: „In
Predigt und Gemeindearbeit ist klar und deutlich über
die Einstellung zum Kind, über verantwortliche Part-
nerschaft und die Freude am Kind zu sprechen. De-
nen, die in Not geraten sind und in Konflikten leben,
soll in besonderer Weise die Zuwendung der Kirche
gelten."
Die Landessynode sagt eindeutig, daß Schwanger-
schaftsabbruch kein Mittel der Geburtenregelung sein
darf. Sie fordert Eltern, Schule und Kirche auf, recht-
zeitig mit den Heranwachsenden über Sexualität und
Empfängnisverhütung zu reden.
Diese klaren Orientierungslinien, denen sich alle Mit-
glieder der Landessynode verpflichtet fühlen, dürfen
nicht vergessen oder gar mißdeutet werden. Sie sind
ein eindeutiges, an christlicher Ethik und Moral orien-
tiertes Signal.

II.

Nicht einig war sich die Landessynode bei den kon-
kreten Vorschlägen für die durch die deutsche Eini-
gung notwendige neue gesetzliche Regelung für ganz
Deutschland bis zum 31.12.1992. Die in der ehemali-
gen DDR geltende Fristenregelung widerspricht den
Maßstäben unseres Grundgesetzes. Schon bei der
Reform der Strafbestimmungen gegen die Abtreibung
in den siebziger Jahren gab es in den einzelnen Lan-
deskirchen und in der Synode der Evangelischen Kir-
che in Deutschland unterschiedliche Auffassungen in
der Frage, wie weit bestimmte Strafvorschriften not-
wendig sind, um den für Christen selbstverständli-
chen Schutz des werdenden Lebens tatsächlich zu er-
reichen.
Bei solchen unterschiedlichen Auffassungen in wichti-
gen Fragen stellt sich für kirchliche Gremien wie eine
Synode immer die Frage, ob nicht nur bei hoher Über-
einstimmung entschieden werden soll. Der frühere
Bundespräsident und langjährige Präses der Synode
der Evangelischen Kirche in Deutschland, Gustav Hei-
nemann, hat bei der 400-Jahrfeier der reformierten
Emdener Synode 1971 gesagt: „Nicht ein Kampf mit
Überwältigung des einen Teils durch den anderen darf
in der Synode stattfinden, vielmehr sollten ihre Mitglie-
der sich in brüderlicher Beratung um Einmütigkeit der
Entscheidung bemühen. Das Überstimmen von Min-
derheiten kann darum auf einer Synode nur ultima ra-
tio sein."
Die von der Landessynode entwickelten Vorschläge
zur Strafbarkeit der Abtreibung (Abstimmungsergeb-
nis: 55 Ja-Stimmen, 36 Nein-Stimmen, 3 Enthaltun-
gen) versuchen einen mittleren Weg zwischen dem
herkömmlichen Gegensatz von Fristen- und Bera-
tungsregelung und Indikationsregelung zu gehen, in-
dem bei der Beratung die Indikationsfeststellung an-
gesprochen wird.
Nach den seit 1976 gültigen Bestimmungen wird die
Frau in bestimmten Fristen auch dann nicht bestraft,
wenn die im Gesetz vorgesehenen Indikationen (me-
dizinische, eugenische, kindliche und Notlagenindika-
tion) nicht vorliegen. Nur der Arzt ist in diesen Fällen
strafbar.
Da die im geltenden Gesetz genannte Notlagenindika-
tion in der Praxis sehr großzügig ausgelegt wird, gibt
es in Wirklichkeit kaum einen Unterschied zwischen
der Indikationslösung und der Beratungs- und Fri-

stenlösung. Dies wird besonders von den Kritikern im
kirchlichen Raum immer wieder betont, denen auch
das geltende Recht nicht vertretbar erscheint und die
deshalb für eine Verschärfung der bestehenden Vor-
schriften eintreten.
Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
1975 gegen die 1974 von der Mehrheit des Deutschen
Bundestages beschlossene Beratungs- und Fristen-
lösung war mit 6:2 Stimmen ergangen. Die beiden ab-
weichend votierenden Verfassungsrichter haben in ih-
rem Votum festgestellt, daß sich der Gesetzgeber so-
wohl für die Beratungs- und Fristenregelung wie die
Indikationslösung entscheiden durfte. Es gehe letzten
Endes darum, ob ein sozial-ethisches Unwerturteil
über den Schwangerschaftsabbruch zwangsläufig
auch zu einer Strafandrohung im Strafrecht führen
müsse.
Auch das Bundesverfassungsgericht insgesamt hat in
einem Leitsatz seiner Entscheidung die Möglichkeit
eröffnet, unter bestimmten Voraussetzungen in ge-
wissen Fristen auf Strafe zu verzichten oder von Strafe
abzusehen.
Dieser Leitsatz lautet:
„Der Gesetzgeber kann die grundsätzlich gebotene
rechtliche Mißbilligung des Schwangerschaftsab-
bruchs auch auf andere Weise zum Ausdruck bringen
als mit den Mitteln der Strafandrohung. Entscheidend
ist, ob die Gesamtheit der dem Schutz des ungebore-
nen Lebens dienenden Maßnahmen einen der Bedeu-
tung des zu sichernden Rechtsguts entsprechenden
tatsächlichen Schutz gewährleistet. Im äußersten Fall,
wenn der von der Verfassung gebotene Schutz auf
keine andere Weise erreicht werden kann, ist der Ge-
setzgeber verpflichtet, zur Sicherung des sich entwik-
kelnden Lebens das Mittel des Strafrechts einzuset-
zen."
Wenn die von der Landessynode vorgeschlagenen
Maßnahmen verwirklicht würden, wäre nach meiner
Auffassung der vom Bundesverfassungsgericht ge-
forderte Schutz gewährleistet.
Neben einer familien- und kinderfreundlichen Umwelt
im umfassenden Sinn hat die Landessynode eine um-
fassende Beratung als unverzichtbar gefordert. Die
Beratung muß nach dem Beschluß der Synode die
Verantwortung vor Gott und seinem Gebot bewußt
machen, den durch das Grundgesetz verbürgten
Grundwert der Unverfügbarkeit menschlichen Lebens
ins Bewußtsein rufen und das Gewissen schärfen.
Die Landessynode hat ausdrücklich für die Beratung
unterstrichen, daß Abtreibung Tötung menschlichen
Lebens ist, ein Schwangerschaftsabbruch nur bei Ge-
fährdung des Lebens der Frau ethisch gerechtfertigt
sein kann (medizinische Indikation, bei der es um die
Abwägung zwischen dem Leben der Mutter und dem
Leben des Kindes geht) und bei einer Notlagensitua-
tion strengste Maßstäbe anzulegen sind. Eine Störung
der Lebensplanung z. B. genügt nach meiner Auffas-
sung solchen Maßstäben nicht.
Die Landessynode hat deutlich gesagt, daß eine Ab-
treibung in jedem Fall nur ein letzter und auch immer
mit Schuld aller Beteiligten verbundener Ausweg sein
kann. Eine Beratung, die nach solchen Kriterien er-
folgt, wird der Forderung nach Schutz des werdenden
Lebens gerecht.
„In Konfliktsituationen kann die letzte Entscheidung
der betroffenen Frau von niemandem abgenommen
werden; sie muß sie in ihrer Verantwortung vor Gott
treffen." Mit dieser Formulierung wird der entschei-
dende ethische Grundsatz festgehalten, daß eine Frau
nicht nach eigenem Belieben eine Schwangerschaft
abbrechen kann. Sie trägt - auch wenn sie nicht an
Gott glaubt - die Verantwortung für das in ihr wach-
sende Leben; gerade darauf hinzuweisen, ist die Auf-

MEDIZIN & IDEOLOGIE SEPTEMBER 91 25



gabe der in der Erklärung festgelegten Beratung.
Ich bin überzeugt, daß die in der Erklärung enthalte-
nen Grundsätze und Vorschläge einer ethischen und
auch verfassungsrechtlichen Würdigung im Sinne des
Schutzes werdenden Lebens standhalten werden.

Dr. Ernst Th. Mayer
8000 München 2 den 10.5.1991

An den
Präsidenten der Landessynode
der Evang.-Luth. Kirche in Bayern
Herrn Dr. Dieter Haack

Sehr geehrter Herr Dr. Haack!

Dank für Ihr Schreiben vom 3. Mai 91, das ich wegen
seiner dünnhäutigen Reaktion ausführlich beantwor-
ten möchte, nicht zuletzt aufgrund meiner Erfahrun-
gen mit der geliebten lutherischen Kirche seit mein Va-
ter 1938 in den sog. „Kartoffelkrieg" zog. Da dies na-
hezu ein lebensgeschichtliches Vorhaben ist, heute
nur soviel vorweg: ich hatte das Glück der Gemein-
schaft mit vielen einfachen und auch mit vielen bedeu-
tenden Lutheranern, wovon ich noch heute zehre, seit
1955 in der evang. Studentengemeinde für mich die
Auseinandersetzung begann mit der sich politisieren-
den Kirche, die heute bereits fast vollständig funktio-
nalisiert ist zur fast ausschließlich vernehmbaren Ge-
sellschaftskirche im vorpolitischen Raum.
Die geistesgeschichtlich-politische Lage wird heute -
nicht nur aus meiner Sicht - vollends bestimmt durch
den posthumen Sieg Thomas Münzers über Luther.
Und die Mehrheits-Synodalen von Rosenheim, die mit
ihrem Nachmitternachts-Beschluß am 19. April 91
eine Minderheit vergewaltigen, halte ich nun einmal für
die Erben von Thomas Münzer.
Dies will ich anhand eines weithin vergessenen Lu-
thertextes von 1539, „Wider die Antinomer", den ich
Ihnen in Kopie aus der Münchner Lutherausgabe bei-
lege, so zu erläutern versuchen, daß auch Sie, sehr
geehrter Herr Synodalpräsident, einen Hauch vom lu-
therischen Geist verspüren möchten. Ich halte mich
dabei an den Text meines Vaters Hellmuth Mayer: „Zur
Naturrechtslehre des Luthertums" für die Welzel-
Festschrift1974:
Gegen Ende seines Lebens mußte Luther nochmals
einen für ihn bitteren Streit führen, mit seinem Freunde
Agricola, der im Vergleich zu Münzer einen maßvollen
Antinomismus lehrte: Die wahre Buße werde nicht
durch Gesetzespredigt erweckt, diese wirke nur Tod
und Verdammnis. Nur die Predigt des Evangeliums er-
zeuge wahre Buße. Liebe und Glaube an Christus
schlössen dann für jeden Christen auch die Reue we-
gen seiner Sünden ein, der sich bei der Predigt der
Heilsbotschaft seines Abfalls und Abstandes von
Christus zugleich mit dem Entschluß zur Umkehr be-
wußt werde (Darstellung nach Aland, Bd. 4, S. 368).
Luthers erste These von 1517, daß das ganze Leben
der Gläubigen Buße sein müsse, gibt aber nur dann ei-
nen Sinn, wenn die Buße zuerst den sündigen Men-
schen vor den heiligen und gerechten Gott stellt, ganz
wie Jesajas 6,5. Um seine Sünde kann der Mensch nur
wissen, wenn er um Gesetz und Gebot weiß, mit des-
sen Übertretung er immer willentlich gegen Gottes
Willen, also das erste Gebot entscheidet mit der
Folge, daß der „freie Wille an sich Gottes Gericht has-
sen" muß. Sünde ist im Verständnis Luthers nicht
Mangel, Abfall oder Abstand, sondern Widerstreit.
„Wer nicht für uns ist, der ist wider uns". Wer nicht im
Wissen um diesen Widerstreit sich dem Gericht und
der Gnade des lebendigen Gottes preisgibt, trifft nicht

auf den lebendigen Gott, sondern auf den erdachten
zahnlosen Großvater von Rosenheim, in Verantwor-
tung vor dem jeder Automatenknacker schaumge-
bremst tätig werden kann.
Mit der ev.-luth.-bayr. und - wie darzulegen - vermut-
lich wortbrüchig empfohlenen Streichung des § 218
StGB möchte ich nun Luther selbst in den entschei-
denden theologischen Gegensatz zur Rosenheimer
Wolf-im-Schafspelz-Erklärung bringen und aus seiner
Schrift, Wider die Antinomer, zitieren:
„Wer das Gesetz wegtut, der muß die Sünde auch mit
weg tun; will er die Sünde lassen stehen, so muß er
das Gesetz viel mehr lassen stehen, denn Röm. 5,13:
,Wo nicht Gesetz ist, da ist keine Sünde', ist keine
Sünde da, so ist Christus nichts. Denn warum stirbt er,
so kein Gesetz noch Sünde da ist, dafür er sterben
müsse? - Aus dem siehet man, daß der Teufel durch
diese Geisterei nicht das Gesetz meinet wegzuneh-
men, sondern Christum, den Erfüller des Gesetzes.
Denn er weiß wohl, daß Christus kann bald und leich-
tiglich weggenommen werden, aber das Gesetz ist in
des Herzens Grund geschrieben, das ist nicht möglich
wegzunehmen, ..." (mit welchem letzten Satz Luther
den Grund für die Rechtslehre des Luthertums be-
zeichnet).
Luther hätte in seiner Art, dem Volk auf's Maul zu
schauen (aber nicht etwa ihm in den Arsch zu krie-
chen), bei der heutigen Diskussion der Machtfrage
über Leben und Tod der ungeborenen Kinder im Mut-
terleib vermutlich dies gesagt:
Der Teufel will die Frauen in einer „ihr in Konfliktsitua-
tionen von niemandem abnehmbaren letzten Ent-
scheidung, in alleiniger Verantwortung vor Gott" als
geistlich Alleingelassene also, über das Tötungsver-
bot hinwegtäuschen, damit sie des Erlösers Jesu
Christi vergessen. Die Not, in der sich die einzelne
Frau befindet, hätte Luther gewiß nicht geleugnet,
aber als teuflische Versuchung gedeutet. Auch in sol-
cher Lage habe Gesetzespredigt die Gewissen wach-
zurütteln, denn Gnadenpredigt ohne vorgängige Ge-
setzespredigt lulle sie ein.
Nun nehmen Sie, sehr geehrter Synodalpräsident, den
Text der Rosenheimer Erklärung (der mir in der viersei-
tigen Dokumentation des epd vorliegt) und Ihre eben-
falls vierseitige präsidiale Lesehilfe dazu vom 23.4.91
sich noch einmal vor und zeigen Sie dem staunenden
Kirchenvolk, wo denn Christus in diesen insgesamt
acht Seiten Schreibmaschinen-Text überhaupt vor-
kommt. - Nirgends! - Und das eben geht sehr leicht,
was an Luthers Text, Wider die Antinomer von 1539,
zu beweisen war.
Und jetzt, sehr geehrter Herr Synodalpräsident, for-
dere ich Sie vorerst brieflich heraus anhand des Ge-
löbnisses für die Synodalen der ev.-luth. Kirche in
Bayern, das da lautet: „Wollt Ihr Euer Amt als Syn-
odale führen in der Bindung an das Evangelium Jesu
Christi wie es in der Heiligen Schrift gegeben und im
Bekenntnis der evangelisch-lutherischen Kirche be-
zeugt ist, und seid Ihr bereit Verantwortung zu über-
nehmen für den Gottesdienst, für diakonische und
missionarische Aufgaben, für Lehre, Leben und Ord-
nung der Kirche? - so antwortet: Ja! Mit Gottes Hilfe!"
- Erklären Sie, sehr geehrter Herr Synodalpräsident
Dr. Haack, es den christlichen Ärztinnen und Ärzten,
warum die Rosenheimer Erklärung vom 19.4.91 kein
Wortbruch der Mehrheits-Synodalen war!
Für heute begrüße ich Sie mit dem Schlußsatz aus der
Antinomerschrift Luthers: „Unser lieber Herr Christus
sei und bleibe unser lieber Herr Christus, gelobet in
Ewigkeit, Amen".

Dr. Ernst Th. Mayer

Durchschriftlich an die acht pensionierten protestie-
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renden Protestanten der Ev.-Luth. Landeskirche in
Bayern

ANLAGE:

Wider die Antinomer
Dr. Martin Luther

Dem würdigen und hochgelehrten Herrn Kaspar Güt-
tel, Doktor und Prediger zu Eisleben, meinem beson-
dern guten Freund in Christo.
Gnade und Friede in Christo, lieber Herr Doktor! Ich
halt wohl, daß Euch nun längst zugekommen sind die
Disputationes wider die neuen Geister, so das Gesetz
Gottes oder zehn Gebot aus der Kirchen zu stoßen
und aufs Rathaus zu weisen sich unterstanden haben,
welcher Geisterei ich mich hätte nimmermehr verse-
hen, daß sie einem Menschen sollte einfallen, ge-
schweige denn vorzunehmen sein. Aber Gott warnet
uns durch solche Fälle, daß wir uns sollen vorsehen
und den Teufel nicht so fern von uns erdichten, wie
solche sichere, freche Geister sich vermessen. Es
muß wahrlich mit Furcht, Demut und ernstem Gebet
Gott stetiglich um Hülf und Schutz angerufen sein,
sonst ists wahrlich bald geschehen, daß uns der Teu-
fel ein Gespenst vor die Augen sperret, daß wir wohl
drauf schwüren, es wäre der rechte Heilig Geist sel-
ber, wie uns nicht allein die alten Ketzer, sondern auch
bei unser Zeit Exempel, die groß und schrecklich ge-
wesen und noch sind, warnen.
Nun hätte ich wohl mögen vergessen alles des, so mir
hierin wehe getan hat, wo ich hätte in der Hoffnung
können Ruhe haben, daß ich mit solcher Disputation
mich gnugsam erzeigt und verwahret hätte. Aber das
hat der Satan nicht wollen leiden; der will mich immer
mit einmengen, als stehen die Sachen nicht so übel
zwischen mir und ihnen, und sorge, wo ich zu Schmal-
kalden im Tod geblieben wäre, hätt ich müssen ewig-
lich solcher Geister Patron heißen, weil sie sich auf
meine Bücher berufen und doch solchs aller hinter mir
her, ohn Wissen und wider meinen Willen gespielet,
mich auch nicht angesehen, daß sie mir ein Wörtlein
oder Buchstaben davon anzeigten oder mich um sol-
che Sache doch gefragt hätten. So bin ich gezwun-
gen, M. Johann Agricola vorzunehmen (über das, so er
in der Disputation erfahren), mehr denn einmal, und
habe vor unsern Doktoren, Theologen ihm alles ge-
sagt, was zu sagen gewesen ist, weil er solchs Spiels
Anfänger und Meister ist, damit er begreifen mußte,
wes Gefallens er mir und meinem Geist (den ich ja
auch für gut achte) daran getan hätte.
Also hat er sich (wie Wort und Gebärde sich erzeigt)
demütiglich ergeben und verheißen abzustehen, wo er
zuviel getan hätte, und mit uns gleich wollen halten.
Das hab ich also müssen glauben und zufrieden sein.
Als aber solchs noch immerfort ist gedeutet, ja auch
gerühmet (wie Schriften anher gekommen sind), daß
D. Martin und Magister Eisleben wohl mit einander
stünden, hab ich weiter auf ihn gedrungen, er müßte
einen öffentlichen Widerspruch durch den Druck las-
sen ausgehen, sonst würde zu Eisleben und in den
Landen umher kein Rat sein, solches Gift auszurotten.
Des hat er sich auch willig ergeben und erboten. Aber
weil er besorget, er mochts nicht so treffen, daß er
gnugsam würde geachtet, hat er mirs mächtiglich
heimgestellet, dazu auch gebeten, daß ichs machte,
wie ich könnte, er wäre des wohl zufrieden, welchs ich
angenommen (und wills hiemit getan haben), aller-
meist darum, daß nach meinem Tode weder Magister
Eisleben selbst oder jemand anders nicht könne vor-
geben, ich hätte nichts dazu getan und alles so hinge-

hen und gut sein lassen.
Nämlich also, daß er, Magister Johannes Eisleben, will
widerrufen haben, was er wider das Gesetz oder die
zehn Gebote gelehret oder geschrieben hat, und mit
uns (wie wir hie zu Wittenberg), wie auch zu Augsburg
vor dem Kaiser die Confessio und Apologia vermag,
halten, und ob er anders würde hernach halten oder
lehren, soll es nichts und verdammt sein. Ich wollt ihn
wohl hierin loben, daß er sich so demütiget, aber
nachdem es offenbar ist, wie er ist meiner besten und
nächsten Freunde einer gewesen, will ichs einem an-
dern sparen, damit der Sachen kein Verdacht er-
wachse, als wäre es mein Ernst nicht. Bleibt er in sol-
cher Demut, so kann und will ihn Gott wohl erhöhen;
fähret er darüber, so kann ihn Gott auch wohl wieder
herunterstürzen.
Darum bitte ich Euch, lieber Herr Doktor, wollet solchs
nicht allein Euch lassen geschrieben sein, sondern
daß Ihrs allen, wo Ihr könnt, also verkündigt und an-
zeigt, sonderlich denen, so nicht lesen können, denn
es gehet auch darum durch den Druck an den Tag,
daß es lesen möge, wer da lesen will oder kann, damit
es nicht Euch allein geschrieben heiße, weil ich dem
Satan nicht anders wehren kann. Er will immer mich
anders austragen durch Schriften, weder ich bin und
halte.
Und wundert mich sehr, wie man doch kann mir zu-
messen, daß ich das Gesetz oder zehn Gebot sollte
verwerfen, so doch allda vorhanden so viel und nicht
einerlei meiner Auslegung der zehn Gebote, die man
auch täglich predigt und übet in unsern Kirchen, ich
schweige der Konfession und Apologia und andern
unsern Büchern, dazu auch zweierlei Weise gesungen
werden, überdas auch gemalet, gedruckt, geschnitzt,
auch von den Kindern früh, mittags, abends gespro-
chen, daß ich keine Weise mehr weiß, darin sie nicht
geübet würden, ohn daß wir sie (leider) mit der Tat und
Leben nicht üben noch malen, wie wir schuldig sind,
und ich selber, wie alt und gelehrt ich bin, täglich, wie
ein Kind, dieselben von Wort zu Wort spreche. Daß,
wenn ja jemand hätte aus meinen Schriften etwas an-
ders verstanden und doch sähe und begriffe, daß ich
den Katechismum so heftig triebe, billig mich sollte
angeredet haben und sagen: Lieber D. Luther, wie?
daß du so heftig die zehn Gebot treibest, so doch dein
Lehre ist, man solle sie verwerfen? Solchs sollten sie
getan haben und nicht heimlich hinter mir her graben
und auf meinen Tod warten, darnach aus mir machen,
was sie wollten. Wohlan, es sei ihnen vergeben, wel-
che davon ablassen.
Ich hab freilich gelehrt, lehre auch noch, daß man die
Sünder solle zur Buße reizen durch die Predigt oder
Betrachtung des Leidens Christi, damit sie sehen, wie
groß der Zorn Gottes über die Sünde sei, daß dawider
kein ander Hülfe sei, denn daß Gottes Sohn müsse da-
für sterben, welche Lehre nicht mein ist, sondern S.
Bernhards. Was, S. Bernhard? Es ist der ganzen Chri-
stenheit, aller Propheten und Apostel Predigt; wie fol-
get aber hieraus, daß man das Gesetz darum solle
wegtun? Solche Folge kann ich in meiner Dialektika
nicht finden, möcht auch den Meister gern sehen und
hören, der sie beweisen könnte.
Wenn Jesaja spricht Kap. 53,4: „Ich hab ihn geschla-
gen um meines Volks Sünde willen", Lieber, sage mir
doch: Hie wird Christi Leiden gepredigt, daß er für un-
ser Sünde geschlagen sei. Wird aber damit das Ge-
setz weggeworfen? Was heißt denn: „Um meins Volks
Sünde willen"? Heißts nicht so viel als: darum, daß
mein Volk gesündiget wider mein Gesetz und mein
Gesetz nicht gehalten hat? Oder kann auch jemand
denken, daß Sünde etwas sei, wo kein Gesetz ist? Wer
das Gesetz wegtut, der muß die Sünde auch mit weg-
tun; will er die Sünde lassen stehen, so muß er das Ge-
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setz viel mehr lassen stehen, denn Röm. 5, 53: „Wo
nicht Gesetz ist, da ist keine Sünde", ist keine Sünde
da, so ist Christus nichts. Denn warum stirbt er, so
kein Gesetz noch Sünde da ist, dafür er sterben
müsse? Aus dem siehet man, daß der Teufel durch
diese Geisterei nicht das Gesetz meinet wegzuneh-
men, sondern Christum, den Erfüllerdes Gesetzes.
Denn er weiß wohl, daß Christus kann wohl bald und
leichtlich weggenommen werden, aber das Gesetz ist
in des Herzens Grund geschrieben, das nicht möglich
ist wegzunehmen, wie man wohl siehet in den Klag-
psalmen, da die lieben Heiligen den Zorn Gottes nicht
tragen können, welches nichts anders sein kann denn
des Gesetzes empfindliche Predigt im Gewissen. Und
der Teufel weiß auch wohl, daß nicht möglich ist, das
Gesetz aus den Herzen wegzunehmen, wie S. Paulus
Rom. 2, 34 f. zeuget, daß die Heiden, so durch Mose
das Gesetz nicht empfangen und also kein Gesetz ha-
ben, dennoch sie selbst ihr Gesetz sind, als die da
müssen bezeugen, es sei des Gesetzes Werk in ihren
Herzen geschrieben etc. Er gehet aber damit um, daß
er die Leute sicher mache und lehre sie, beides, Ge-
setz und Sünde, nichts achten, auf daß, wenn sie ein-
mal plötzlich mit Sterben oder bösem Gewissen über-
eilet, so zuvor eitel süßer Sicherheit gewohnet, müß-
ten ohn allen Rat zur Höllen sinken, als die nichts an-
ders gelehret hätten in Christo denn süße Sicherheit;
darum solch Schrecken ein gewiß Zeichen wäre, daß
Christus (der eitel Süßigkeit sein muß) sie hätte versto-
ßen und verlassen. Das suchet und wollt der Teufel
gerne.
Es siehet mich aber die Sache an, als stecken solche
Geister in der Meinung, daß alle die, so der Predigt zu-
hören, eitel Christen, die ohn Sünde sind, so es doch
eitel betrübte, elende Herzen sind, die ihre Sünde füh-
len und Gott fürchten, darum sie zu trösten sind. Denn
solchen kann man nimmermehr den lieben Jesum
gnugsam süße machen, sie bedürfens noch viel mehr,
wie ichs (will mein selbst schweigen) in vielen wohl er-
fahren. Aber solche Geister sind selbst nicht solche
Christen, weil sie so sicher und guts Muts sind.
Ebenso wenig sind es ihre Zuhörer, so auch sicher
sind und guter Dinge. Es singet an einem Ort ein fein,
schönes Jungfräulein, eine treffliche Singerin, also:
„Er speiset die Hungrigen, daß sie fröhlich werden,
und läßt die Reichen darben; er niedriget die Hohen
und höhet die Niedrigen. Und seine Gnade ist bei de-
nen, die ihn fürchten." Ist anders das Magnifikat recht,
so muß Gott feind sein den sichern Geistern, die sich
nicht fürchten, wie denn solche Geister sein müssen,
die Gesetz und Sünde wegnehmen.
Darum bitte ich Euch, mein lieber Herr Doktor, wollet
bleiben, wie Ihr bisher getan, in der reinen Lehre, und
predigen, daß man die Sünder solle und müsse zur
Buße reizen, nicht allein durch die süße Gnade und
Leiden Christi, daß er für uns gestorben ist, sondern
auch durch des Gesetzes Schrecken. Denn daß sie
vorgeben, man müsse allein einerlei Weise halten zu
predigen die Buße, nämlich daß Christus für uns gelit-
ten hat, sonst möchte die Christenheit irre werden,
welchs der rechte, einige Weg sei, das ist nichts; son-
dern man soll allerlei Wege predigen, als Gottes
Dräuen, Verheißen, Strafe, Hülfe und was man kann,
damit wir zur Buße, das ist mit allen Exempeln der
Schrift, zur Erkenntnis der Sünden und Gesetzes ge-
bracht werden, wie alle Propheten, Apostel und S.
Paulus Röm. 2,4: „Weißt du nicht, daß dich Gottes
Güte zur Buße reizet?"
Ich setze aber, daß ich so hätte gelehret oder gesagt,
man sollt das Gesetz nicht lehren in der Kirchen, wie
doch alle meine Schriften anders zeigen, und von An-
fang immer den Katechismum getrieben, sollt man mir
darum so steif anhangen und mir selbst widerstehen,

28 MEDIZIN & IDEOLOGIE SEPTEMBER

so ich immerdar viel anders gelehret und damit von
mir selber abfällig worden, wie ich in des Papsts Lehre
getan habe? Denn das will und mag ich mit Wahrheit
rühmen, daß jetziger Zeit kein Papist mit solchem Ge-
wissen und Ernst Papist ist, als ich gewesen bin, denn
was jetzt päpstisch ist, das ists nicht um Gottesfurcht
willen, wie ich armer Tropf sein mußte, sondern su-
chen ein anders, wie man wohl siehet und sie selbst
wissen. Ich habe müssen erfahren S. Peters Spruch:
„Crescite in cognitione domini", so sehe ich noch kei-
nen Doktor, kein Konzilium noch Väter, wenn ich ihre
Bücher gleich destillieren sollt und quintam essentiam
draus machen, daß sie als „perfectum esse" hätte ma-
chen können, zu Wahrzeichen, S. Peter selbst auch
müßte sein eigen crescite lernen von s. Paulo Gal. 2,
33 ff., und S. Paulus von Christo selbst, der ihm sagen
mußte: „Sufficit tibi gratia mea etc."
Lieber Gott, kann man denn nicht leiden, daß die hei-
lige Kirche sich für eine Sünderin erkennet, glaubt Ver-
gebung der Sünden, bittet dazu im Vaterunser um Ver-
gebung der Sünden? Woher weiß man aber, was
Sünde sei, wo das Gesetz und Gewissen nicht ist?
Und wo will man lernen, was Christus ist, was er getan
hat für uns, wo wir nicht wissen sollen, was das Gesetz
sei (welchs er für uns erfüllet) oder was Sünde sei, da-
für er gnug getan hat? Und wenn wir gleich des Geset-
zes für uns nicht bedürften und aus dem Herzen reißen
könnten, das doch unmöglich, so müßten wirs doch
um Christi willen predigen (wie denn geschieht und
geschehen muß), damit man wüßte, was er für uns ge-
tan und gelitten hätte. Denn wer könnte wissen, was
Christus und warum Christus für uns gelitten hätte,
wenn niemand wissen sollt, was Sünde oder Gesetz
wäre? Darum muß doch das Gesetz gepredigt wer-
den, wo man Christum predigen will, ob man gleich
das Wort Gesetz nicht nennen wollt, damit wird
gleichwohl das Gewissen erschreckt durchs Gesetz,
wenn die Predigt sagt, daß Christus das Gesetz für
uns hat so teur erfüllen müssen. Warum will man es
denn wegtun, das nicht kann weggetan werden, ja
durchs Wegtun desto tiefer gestärket wird? Denn das
Gesetz erschreckt wohl greulicher, wenn ich höre, daß
Christus, Gottes Sohn, hat müssen dasselbe für mich
tragen, denn so es mir außer Christo und ohn solche
große Marter des Sohnes Gottes nur allein mit Dräuen
wäre vorgepredigt. Denn an dem Sohn Gottes sehe
ich, als in der Tat, den Zorn Gottes, den mir das Gesetz
mit Worten und geringern Werken zeiget.
Ach, ich sollt ja billig vor denen meinen Frieden haben;
es wäre an den Papisten gnug! Es möcht einer schier
mit Hiob und Jeremia sagen: Ich wollt, daß ich nie ge-
boren wäre. So möcht ich auch schier sagen: Ich wollt,
daß ich mit meinen Büchern nicht gekommen wäre,
fragt auch nichts darnach, möcht leiden, daß sie alle
schon wären untergegangen und solcher hoher Gei-
ster Schrift feil stünden in allen Buchladen, wie sie
gern wollten, damit sie der schönen Ehre ja satt wür-
den. Wiederum muß ich auch nicht besser mich ach-
ten denn unsern lieben Hausherrn Jesum Christum,
der auch hin und wieder klagt: Umsonst habe ich gear-
beitet, und meine Mühe ist verloren. Aber der Teufel ist
Herr in der Welt, und ich habe es selbst nie können
glauben, daß der Teufel sollt Herr der Welt sein, bis
ichs nunmals ziemlich erfahren, daß es auch ein Artikel
des Glaubens sei: Princeps mundi, Deus huius seculi.
Es bleibet aber (gottlob) wohl ungeglaubt bei den
Menschenkindern, und ich selbst auch schwächlich
glaube, denn einem jeglichen gefället seine Weise
wohl und hoffen alle, daß der Teufel sei jenseits dem
Meer und Gott sei in unsrer Taschen.
Aber um der Frommen willen, so da selig werden wol-
len, müssen wir leben, predigen, schreiben, alles tun
und leiden, sonst, wo man die Teufel und falschen



Brüder ansiehet, wäre es besser, nichts gepredigt, ge-
schrieben, getan, sondern nur bald gestorben und be-
graben; sie verkehren und lästern doch alle Ding, ma-
chen eitel Ärgernis und Schaden draus, wie sie der
Teufel reitet und führet. Es will und muß gekämpft und
gelitten sein. Wir können nicht besser sein denn die
lieben Propheten und Apostel, denen es auch also ge-
gangen ist.
Sie haben sich erdichtet eine neue Methodon, daß
man solle zuerst die Gnade predigen, darnach Offen-
barungen des Zorns, auf daß man das Wort (Gesetz) ja
nicht hören noch reden dürfe. Das ist ein fein Katzen-
stühlchen, gefället ihnen trefflich wohl, und meinen,
sie wollen die ganze Schrift hinein und herausziehen
und damit lux mundi werden. Solchs soll und muß S.
Paulus geben, Röm. 3, 38, sehen aber nicht, wie S.
Paulus gerade widersinnlich lehret, fängt an und zeigt
erstlich den Zorn Gottes vom Himmel und macht alle
Welt zu Sündern und schuldig vor Gott. Darnach, so
sie zu Sündern worden sind, lehret er sie, wie man
Gnade erlange und gerecht werde, wie die drei ersten
Kapitel gewaltiglich und klärlich weisen. Und ist auch
das eine sonderliche Blindheit und Narrheit, daß sie
meinen, Offenbarung des Zorns sei etwas anders
denn das Gesetz, das doch nicht möglich ist, denn Of-
fenbarung des Zorns ist das Gesetz, wo es erkennet
und gefühlet wird, wie Paulus sagt: „Lex iram opera-
tur." Haben sie es denn nun nicht fein getroffen, daß
sie das Gesetz wegtun und lehrens doch, wenn sie
des Zorns Offenbarung lehren? Kehren aber den
Schuh um und lehren uns das Gesetz nach dem Evan-
gelio und den Zorn nach der Gnade. Aber was für
schändliche Irrtümer mit diesem Katzenstühlchen der
Teufel meinet, der sehe ich etliche wohl, kann sie aber
diesmal nicht handeln; auch weil ich hoffe, es soll auf-
hören, ists nicht not.
Es ist eine sonderliche Hoffart und Vermessenheit ge-
wesen, daß sie auch haben wollen, etwas Neues und
Sonderlichs an Tag bringen, daß die Leute sollten sa-
gen: Ich meine ja, das ist ein Mann, er ist ein andrer
Paulus; müssens denn allein die zu Wittenberg alles
wissen, ich habe auch einen Kopf etc. Ja freilich ein
Kopf, der seine Ehre sucht und sich in seiner Weisheit
betut, denn sie wollen das Gesetz wegtun und lehren
doch den Zorn, welches allein das Gesetz tun muß.
Also tun sie nichts mehr, denn werfen diese armen
Buchstaben „GESETZ" weg, bestätigen aber den
Zorn Gottes, der durch diese Buchstaben gedeutet
und verstanden wird, nur daß sie S. Paulus den Hals
umkehren und das Vorderst zuhinterst setzen wollen.
Sollt das nicht ein hohe Kunst sein, davor sich alle
Welt billig wundern müßte? Aber das sei diesmal
gnug, denn ich hoffe; weil Magister Eisleben sich be-
kehret und widerruft, so werdens die andern, so es
von ihm haben, auch ablassen, daß ihnen Gott helfe,
Amen.
Aus diesem allen sehen wir, und wo wir wollten, könn-
ten wir wohl verstehen die Historien von Anfang der
Kirchen, daß es allezeit so zugegangen ist: wenn Got-
tes Wort etwa ist aufgegangen und sein Häuflein zu-
sammengelesen, so ist der Teufel des Lichts gewahr
geworden und hat aus allen Winkeln dawider gebla-
sen, gewehet und gestürmet, mit starken, großen Win-
den, solch göttlich Licht auszulöschen, und ob man ei-
nen oder zween Winden hat gesteuert oder gewehret,
so hat er immer für und für zum andern Loch hereinge-
blasen und gestürmet wider das Licht, und ist kein
Aufhören noch Ende gewesen, wird auch nicht wer-
den vor dem Jüngsten Tage.
Ich halt, daß ich allein (will der alten schweigen) mehr
denn zwanzig Sturmwinde und Rotten, die der Teufel
geblasen hat, erlitten habe. Erstlich war das Papst-
tum, ja ich acht, alle Welt wollt schier wissen, mit wie-

viel Sturmwinden, Bullen und Büchern der Teufel
durch sie wider mich getobet, wie gar jämmerlich sie
mich zerrissen, zerfressen und zunicht gemacht ha-
ben, ohn daß ich sie zuweilen auch ein wenig ange-
haucht, aber damit nichts ausgericht, denn daß sie
zorniger und toller geworden, zu wehen und zu sprü-
hen, bis auf diesen Tag ohn Aufhören. Und da ich nun
mich vor solchem Sprühen des Teufels schier ausge-
fürchtet hatte, bricht mir der Teufel ein ander Loch her-
ein durch den Müntzer und Aufruhr, damit er mir das
Licht schier ausgewehet hätte. Als aber Christus das
Loch auch schier verstopft, reißet er mir etliche Schei-
ben aus dem Fenster durch Karlstadt, brauset und
sauset, daß ich dacht, er wollte Licht, Wachs und
Docht mit einander wegführen, aber Gott half hie auch
seinem elenden Windlicht und erhielts, daß es nicht
verlosch. Darnach kamen die Wiedertäufer, stießen
Tür und Fenster auf, (wie sie meineten) das Licht zu
löschen. Fährlich haben sie alles gemacht, aber ihren
Willen nicht geschafft.
Etliche haben auch wider die alten Lehrer, Papst und
Luther, zusammen getobet, als Serveto, Tampanus
und dergleichen. Die andern, so nicht öffentlich im
Druck wider mich getobet, welcher giftige, böse
Schrift und Wort ich persönlich hab müssen leiden,
will ich jetzt nicht erzählen, allein so viel anzeigen, daß
ich auch aus eigener Erfahrung (da ich die Historien
nicht geachtet) hab müssen lernen, daß die Kirche um
des lieben Worts willen, ja um des fröhlichen, seligen
Lichts willen kann nicht Ruhe haben, sondern muß im-
mer neue und aberneue Sturmwinde des Teufels ge-
warten, wie es von Anfang geschehen ist, wie du lesen
magst in Eccles. und Tripartita historia, auch in der
heiligen Väter Bücher.
Und wenn ich noch hundert Jahre sollt leben und hätte
nicht allein die vorigen und jetzigen Rotten und Sturm-
winde (durch Gottes Gnaden) gelegt, sondern könnte
auch alle künftigen also legen, so sehe ich doch wohl,
daß damit unsern Nachkommen kein Ruhe geschafft
wäre, weil der Teufel lebt und regiert. Darum ich auch
bitte um eine gnädige Stunde und begehr des Wesens
nicht mehr. Ihr, unsre Nachkommen, betet auch und
treibt Gottes Wort fleißig! Erhaltet das arme Windlicht
Gottes, seid gewarnet und gerüstet, als die alle
Stunde gewarten müssen, wo euch der Teufel etwa
eine Scheibe oder Fenster ausstoße, Tür oder Dach
aufreiße, das Licht auszulöschen, denn er stirbt nicht
vor dem Jüngsten Tage. Ich und du müssen sterben,
und wenn wir tot sind, bleibt er gleichwohl der, so er
allzeit gewesen, und kann sein Stürmen nicht lassen.
Ich sehe dort von ferne, wie er die Backen so heftig
aufbläset, daß er gleich rot wird, will blasen und stür-
men. Aber wie unser Herr Christus von Anfang (auch in
eigener Person) auf solche seine Pausbacken mit der
Faust geschlagen, daß eitel Teufelsförtze draus wor-
den sind, wiewohl sie sehr übel gestunken, so wird er
jetzt und fort immer auch tun. Denn er kann nicht lü-
gen, da er sagt: „Ich bin bei euch bis zu Ende der
Welt", und: „Der Höllen Pforten sollen die Kirche nicht
überwältigen", nur daß uns gleichwohl auch befohlen
ist, zu wachen und das Licht, so viel an uns ist, zu ver-
wahren. Es heißt: „Vigilate", denn der Teufel heißt leo
rugiens, der umhergehet und will verschlingen, nicht
allein zur Apostelzeit, da S. Petrus solchs redet, son-
dern bis an der Welt Ende, darnach mögen wir uns
richten. Gott helfe uns, wie er unsern Vorfahren gehol-
fen und unsern Nachkommen auch helfen wird, zu Lob
und Ehren seinem göttlichen Namen in Ewigkeit. Denn
wir sind es doch nicht, die da könnten die Kirche erhal-
ten, unsre Vorfahrn sind es auch nicht gewesen, unsre
Nachkommen werdens auch nicht sein, sondern der
ists gewesen, ists noch, wirds sein, der da spricht:
„Ich bin bei euch bis zur Welt Ende", wie Hebr. 13,8
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stehet: „Jesus Christus heri et hodie et in secula", und
Off. 3,8: „Der es war, der es ist, der es sein wird", ja, so
heißt der Mann, und so heißt kein andrer Mann und soll
auch keiner so heißen.
Denn du und ich sind vor tausend Jahren nichts gewe-
sen, da dennoch die Kirche ohn uns ist erhalten wor-
den und hats der müssen tun, der da heißt „qui erat"
und „heri". So sind wirs jetzt auch nicht bei unserm Le-
ben, denn die Kirche wird durch uns nicht erhalten,
weil wir dem Teufel im Papst, Rotten und bösen Leu-
ten nicht können wehren und unserthalben die Kirche
vor unsern Augen und wir mit ihr müßten zugrunde ge-
hen (wie wir täglich erfahren), wo nicht ein andrer
Mann wäre, der beide, die Kirchen und uns, schein-
barlich erhält, daß wirs möchten greifen und fühlen, ob
wirs nicht wollten glauben, und müssens den tun las-
sen, der da heißt „qui est" und „hodie". Ebenso wer-
den wir auch nichts dazu tun, daß die Kirche erhalten
werde, wenn wir tot sind, sondern er wirds tun, der da
heißt „qui venturus est" und „in secula". Und was wir
in solcher Sachen von uns jetzt sagen, das haben
unsre Vorfahrn von sich auch sagen müssen, wie die
Psalmen und die Schrift zeugen, und unsre Nachkom-
men werdens auch also erfahren, daß sie werden mit
uns und der ganzen Kirchen singen den 324. Psalm:
„Wäre Gott nicht mit uns diese Zeit, so soll Israel sa-
gen etc."
Es ist doch ja ein kläglich Ding, daß wir so viel schreck-
licher Exempel vor uns haben derer, so sich haben las-
sen dünken, sie müßten die Kirchen halten, als wäre
die Kirche auf sie gegründet, zuletzt so schändlich
sind untergegangen und dennoch solch grausam Ge-
richt Gottes unsern Stolz und Frevel nicht brechen
noch demütigen oder wehren kann. Was ist gesche-
hen dem Müntzer zu unsrer Zeit (will der alten und vori-
gen schweigen), der sich ließ dünken, die Kirche
könnte ohn ihn nicht sein, er müßte sie tragen und re-
gieren? Und neulich die Wiedertäufer, haben uns ja
schrecklich genug gewarnet, daß wir sollten geden-
ken, wie mächtig und nahe uns der schöne Teufel und
wie fährlich unsre hübschen Gedanken seien, daß wir
doch nach Jesaja Rat zuerst in unsre Hand schaueten,
wenn wir was vornehmen, obs Gott oder Abgott, obs
Gold oder Leimen wäre. Aber es hilft nicht, sondern
wir sind sicher, ohne Furcht und Sorge, der Teufel ist
ferne von uns, und ist in uns nicht solch Fleisch, das in
S. Paulo Röm. 7,23 war, darüber er klaget, er könne
sich sein nicht erwehren (wie er gern tät), sondern
werde gefangen; aber wir sind die Helden, die sich vor
unserm Fleisch und Gedanken nicht besorgen dürfen,
sondern wir sind eitel Geist und haben unser Fleisch
samt dem Teufel gar gefangen, daß alles, so uns ein-
fället oder wir denken mögen, das ist gewiß und sicher
der heilige Geist, wie kann es fehlen? Darum gehet es
auch zuletzt so fein hinaus, daß Roß und Mann den
Hals bricht.
Dasmal genug solchs Klagens. Unser lieber Herr Chri-
stus sei und bleibe unser lieber Herr Christus, gelobet
in Ewigkeit, Amen.

An den
Präsidenten der Landessynode
der Evang.-Luth. Kirche in Bayern
Herrn Dr. Dieter Haack 15.5.91

Betr.: Flankierung der Abtreibung (in Deutschland
jetzt 300.000 alljährlich)

Sehr geehrter Herr Dr. Haack!

Jetzt ist mein lutherischer Versuch vom 10.5.1991 in
Beantwortung Ihres Briefes vom 3. Mai 91 nun schon
fast eine Woche liegengeblieben, nicht zuletzt weil
mich der Synodalbeschluß vom 19.4.91 seither auch
psychosomatisch belastet.
Heute möchte ich Sie in einer zweiten Teilantwort mit
ein paar wichtigen Zahlen konfrontieren, zunächst mit
einem Auszug aus dem Strafbestandsverzeichnis der
Bundesrepublik bezüglich der Verurteilung nach §218
StGB im Vergleich dazu mit den Verurteilungen nach §
170 b StGB (Unterhaltspflichtverletzungen):
Was nämlich im Zusammenhang mit dem pseudohu-
manen Slogan „Helfen statt strafen" (die ärztliche De-
vise lautet: Helfen statt töten" immer wieder überse-
hen wird, ist die praktische Aufhebung der Strafbar-
keit für Frauen, selbst wenn sie einen illegalen Ab-
bruch der Schwangerschaft haben vornehmen las-
sen. In den 1976 reformierten §§ 218 und 219 StGB
steht neunmal, daß die Frau nicht strafbar ist; sie be-
nötigt zur absoluten Straffreiheit ja auch nur einen So-
zialberatungs-Schein und sonst nichts. (Der Arzt aller-
dings bleibt strafbar, und bei der aktuellen Diskussion
geht es tatsächlich nur noch um die Aufhebung der
Strafbarkeit für Ärzte).
Anhand des Strafbestandsverzeichnisses ist nun
nachweisbar, daß zwischen 1976 und 1988 keine Ab-
treiberin zu einer Haftstrafe verurteilt wurde (bei den in
anliegender Tabelle aufgeführten sechs unbedingten
Haftstrafen handelt es sich meines Wissens um Ab-
treibungshelfer). Im gesamten Bundesgebiet wurden
lediglich 272 Frauen zu Geldstrafen in Höhen von Buß-
geldbescheiden bei Straßenverkehrsverletzungen
verurteilt.
Demgegenüber gab es im gleichen Zeitraum von 1976
bis 1988 immerhin doch 98.015 (achtundneunzigtau-
sendundfünfzehn) Verurteilungen zu Haftstrafen we-
gen Unterhaltspflichtverletzung (§ 170 b StGB). Dar-
unter waren allein 4.542 Frauen, die zu Haftstrafen
verurteilt wurden, von denen immerhin 483 ihre Haft-
strafe wegen Unterhaltspflichtverletzung auch absit-
zen mußten. Man stelle sich einmal die Reaktion in un-
seren Medien vor, dies wäre auch nur einer Abtreiberin
passiert, geschweige denn vierhundertdreiundacht-
zig(!)-
Leider kann man daraus den Schluß ziehen, daß es
weitaus billiger und praktisch straflos ist, sich sein
Kind im Mutterleib rechtzeitig durch einen ,Arzt' töten
zu lassen, noch dazu auf Krankenkassenkosten mit
Lohnfortzahlung usw. Und noch etwas läßt sich aus
der signifikanten Abnahme der Verurteilungen wegen
Unterhaltspflichtverletzung von 1976 bis 1988 jetzt
schon ablesen, daß Frauen durch ihre Männer schutz-
los der Nötigung zur Abtreibung ausgesetzt sind.
Drittens schicke ich Ihnen eine Übersicht über die
steuerlichen Kinderfreibeträge, aus der zu beweisen
ist, daß der Staat zu Zeiten Ihrer Regierungs-Mitver-
antwortung, sehr geehrter Herr Dr. Haack, insbeson-
dere in den Jahren 1975 bis 1982 lediglich die Abtrei-
bung flankiert hat und eben nicht den Lebensschutz
der ungeborenen Kinder im Mutterleib. - Für heute
aber mit freundlichen Grüßen

Ihr
Dr. E. Th. Mayer
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Antwort auf die ideologische Herausforderung des Jahres
Während sich die weltpolitischen Ereignisse überstürzen und
das Tempo der Entwicklungen sich immer mehr zu steigern
scheint, weiß man bei uns in Deutschland nichts Gescheiteres zu
tun, als die Dämme, die bisher unser Grundgesetz gegen die Zer-
störung unserer geistig-moralischen Fundamente noch einiger-
maßen aufrechterhalten hat, vollends einzureißen. Sowohl den
Ereignissen in der Sowjetunion, als auch dem Bürgerkrieg in Ju-
goslawien stehen unsere Politiker rat- und hilflos gegenüber.
Sind wir wohl nur noch einmal im letzten Augenblick davonge-
kommen? Denn ein geglückter Putsch in Moskau hätte zweifel-
los den kalten Krieg zurückgebracht und den heißen vielleicht
aufflammen lassen.
Was aber wird geschehen, wenn der Traum von der wiederge-
wonnenen Freiheit im Laufe des kommenden Jahres in einer gro-
ßen Enttäuschung endet, weil man das riesige ideologische Va-
kuum, das sich im Osten und auch im Westen auftut, eben nicht
nur mit Marktwirtschaft und DM auffüllen kann?
Ja, während die kommunistische Ideologie in Rußland zusam-
menbricht, wollen unsere Politiker den harten Kern dieser Idee in
unserem Grundgesetz und unserer Rechtsordnung erst voll ver-
ankern. Das Menschen- und Weltbild Lenins und Stalins, daß der
Mensch lediglich eine „denkende Materie" sei, soll mit der Ein-
führung der „Fristentötung" nun zu uns herüber als „wichtigste
sozialistische Errungenschaft" gerettet werden.
Da wir als WORLD FEDERATION OF DOCTORS WHO RESPECT
HUMAN LIFE und als ihr angehörige EUROPÄISCHE ÄRZTEAK-
TION uns von Anfang an klar waren, daß die Abtreibung nur die
Spitze des Eisberges einer ideologischen Grundsatzkrise ist und
deshalb nicht, wie manche Leute bei uns und auch in USA zu
glauben scheinen, lediglich mit einer „ideologiefreien" Antiab-
treibungskampagne beantwortet werden kann, haben wir immer
versucht auf Weltebene mit einem nichtmaterialistischen Men-
schen- und Weltbild in die positive Offensive zu gehen und den
Kampf gegen die Abtreibung nur als wichtigsten Teil, den man
nicht aus der ideologischen Gesamtschau herauslösen kann, zu
führen. Eine „ideologiefreie Ärztevereinigung" wäre deshalb in
unseren Augen zum Scheitern verurteilt, wenn sie nicht bereit ist,
auch das falsche Weltbild, das der Abtreibung zu Grunde liegt,
zu überwinden. Denn die Abtreibungspropagandisten behaup-
ten, daß der Mensch nur ein Produkt von „Zufall und Notwendig-
keit" (Monod) oder „denkende Materie" (Stalin) oder eine „Art
Himbeere oder wuchernde Substanz" oder das Ergebnis ande-
rer materialistischer Vorstellungen wäre. Der entgegengesetzte
Glaube, daß der Mensch ein Geschöpf Gottes sei, ja zu „seinem
Ebenbild" ins Leben gerufen wurde, bedeutet aber „ideologisch"
nicht nur eine andere Wertung des einzelnen Menschen, son-
dern auch automatisch eine andere Wertordnung der menschli-
chen Gesellschaft. Das Bundesverfassungsgericht betonte des-
halb in seinem Urteil vom 25.2.75 in Abschn. C) I. a.):
„Die ausdrückliche Aufnahme des an sich selbstverständlichen
Rechts auf Leben in das Grundgesetz ... erklärt sich hauptsäch-
lich als Reaktion auf die „Vernichtung lebensunwerten Lebens"
auf „Endlösung" und „Liquidierungen", die vom nat. soz. Staat
als staatliche Maßnahmen durchgeführt wurden."
„Art. 2 II 1 GG enthält ... ein Bekenntnis zum grundsätzlichen
Wert des Menschenlebens und zu einer Staatsauffassung, die
sich in betontem Gegensatz zu den Anschauungen eines politi-
schen Regimes stellt, dem das einzelne eben wenig bedeutete
und das deshalb mit dem angemaßten Recht über Leben und
Tod des Bürgers schrankenlosen Mißbrauch trieb." ... Der hier
„betonte Gegensatz" zur Ideologie des Nationalsozialismus be-
deutet eine „ideologische" Stellungnahme auf Grund eines ent-
gegengesetzten Menschenbildes, das als Geschöpf Gottes, vor
ihm „verantwortlich" ist (siehe Präambel des GG), und deshalb
Recht auf Menschenwürde und Recht auf Leben besitzt. Eine
„ideologiefreie", d. h. leitbildlose Überwindung der Abtreibungs-
Ideologien ist deshalb Unsinn.

Aus dieser Erkenntnis heraus haben wir immer Schriften u. Filme
verbreitet, die nicht auf das Abtreibungsproblem eingeengt sind,
sondern es im „ideologischen" Gesamtzusammenhang zeigen.
Ein großes Echo fand deshalb in den Osteuropäischen Ländern
unser Heft „Wissenschaft von gestern als ideologischer Irrtum
von heute", das in komprimierter Form eine Antwort auf den hi-
storischen und dialektischen Materialismus zu geben sucht.
Auch mein Buch „Dein ist das Reich" (Christiana Verlag, Stein am
Rhein) findet in dem Zusammenhang immer größeres Interesse,
weil es für diese Situation des Zusammenbruchs der Nat. Sozia-
listischen und der kommunistischen Ideologie geschrieben ist.
Unsere Politiker scheinen aber leider immer noch nicht zu kapie-
ren, daß das total falsche Denken, das man 45 Jahre vom Kinder-
garten an in die Köpfe der Menschen programmiert hat, eine po-
sitive ideologische Antwort braucht, wenn aus dem theoreti-
schen Materialismus und Kommunismus nicht eines Tages wie-
der ein neuer Stalinismus kommen soll! Die Herren in Bonn wa-
ren unfähig für die lebensnotwendige ideologische Entrümpe-
lung und gegen die geistig-moralische Umweltverschmutzung

der neuen Bundesländer auch nur eine einzige DM einzusetzen.
Im Gegenteil: Nach dem Wegfall des Gesetzes gegen Pornogra-
phie, das die DDR noch hatte, ergießt sich nun eine nie dagewe-
sene Welle von pornographischen Filmen, Fernsehproduktio-
nen, Videobändern, Schriften usw. in die ehemalige DDR und
pervertiert Denken und Verhalten der jungen und alten Genera-
tion noch mehr, als dies schon bisher durch die kommunistische
Ideologie der Fall war! Die Ideologie des hemmungslosen Plura-
lismus, Liberalismus, Feminismus, Sexualismus und Hedonis-
mus ist auf lange Sicht so tödlich für unser Volk, wie Nationalso-
zialismus und Kommunismus. Sie benötigt mindestens so sehr
eine positive Antwort, wie die Umweltzerstörung.
Wie richtig deshalb unsere Konzeption ist, die von einem ganz-
heitlichen Leitbild ausgeht und sich nicht auf eine symptomati-
sche „ideologiefreie" Therapie beschränkt, zeigte sich auf unse-
ren zahlreichen internationalen Kongressen in West und Ost. Die
Abtreibungsfreigabe wurde dabei immer zum entscheidenden
ideologischen Einstieg zur Überwindung der falschen materiali-
stischen Ideologien mit ihren menschenfeindlichen, massen-
mörderischen Auswirkungen. Dies zeigte sich insbesondere bei
unseren Kongressen in den ehemaligen kommunistischen Län-
dern. Die Menschen verstanden die Frage, weshalb Abtreibung
ein Verbrechen ist und durch Gesetz verboten werden muß, weil
wir ihnen ein ganzheitliches Menschen-, Welt- und Gottesbild zu
vermitteln suchten, aus dem sich diese Folgerungen automa-
tisch ergaben. Vier Kongresse in Kroatien mit jeweils 5 - 700 Teil-
nehmern in Split, Zagreb, Slavonski Brod, und dann nach dem
großen Kongreß von HUMAN LIFE INTERNATIONAL in St. Jose
bei St. Francisco mit 2.000 Teilnehmern, die Kongresse in Bratis-
lawa (Preßburg, 2.200 Teilnehmer), in Kattowiz (400) und in Wilna
(700), öffneten den Weg nach Osteuropa. Dazwischen waren
fünf unserer Freunde bei einer dreitägigen Konferenz über die
Ehe- und Familienfragen als Gäste im Vatikan und in der 3. Au-
gustwoche hatten wir 15 Freunde aus dem Baltikum und einen
aus Kroatien während der Putschkrise in Moskau auf der Welt-
konferenz für Moralische Aufrüstung in Caux. Unter ihnen waren
der Gesundheitsminister von Estland und der Präsident der est-
nischen Ärzteschaft, sowie Ärztinnen und Ärzte aus Litauen und
Lettland. Für sie war es das gleiche überwältigende Ereignis, wie
für uns nach dem Krieg, als die Weltkonferenzen in Caux den
Deutschen wieder den Weg in die Völkergemeinschaft ebneten.
Der Kongreß in Preßburg in der Slowakei in dem dortigen großen
Kongreßzentrum konnte nicht alle fassen, sodaß man Hunderte
abweisen mußte. Von den wichtigsten Persönlichkeiten der Slo-
wakei von Regierung und Kirchen und Ärzteschaft waren fast alle
vertreten. Und die slowakische Ärzteschaft trat geschlossen un-
serer Worldfederation bei. Die Begeisterung war noch größer als
letzten September in Dresden.

Vorausgegangen waren ihm noch eine Tagung mit ca. 100 Ärz-
ten in Alba Julia in Rumänien auf Initiative von Monsignore Dr.
Fugel und die Gründung einer rumänischen Sektion der WORLD
FEDERATION OF DOCTORS. Ebenso bildete sich eine ungari-
sche Sektion.
Der anschließend an Preßburg stattfindende Kongreß in Katto-
wiz wurde zum Auftakt für weitere Konferenzen mit Ärzten und
führte zur Herausgabe einer polnischen Zeitung zu den Fragen
der Abtreibung, Pornographie und ihren ideologischen Hinter-
gründen, die dem gesamten Sejm zugestellt wurde und mit ihren
hunderttausend Exemplaren in der Bevölkerung ein großes Echo
hervorrief. Ein Besuch in der Krönungskirche der polnischen Kö-
nige in Krakau mit dem Veit Schloßaltar schloß den Besuch in
Polen ab und wir bekamen dort schließlich auch das sowjetische
Visum für den auf Einladung des litauischen Gesundheitsmini-
steriums in Wilna stattfindenden Kongreß unserer Worldfedera-
tion. Er fand auf Initiative unserer nach dem Dresdner Kongreß
gegründeten litauischen Sektion statt. Ich hätte in meinen kühn-
sten Träumen es noch vor ein paar Jahren nicht für möglich ge-
halten, auch wenn dies mein größter Wunsch war, daß wir einmal
in der UdSSR unsere Botschaft sogar über's Fernsehen bringen
könnten.

Mitten zwischen Rotarmisten in Kampfanzügen und Panzern um
Rundfunkhaus und Fernsehturm und den Betonbarrikaden um
das Parlament konnte der Kongreß zur großen Freude unserer li-
tauischen Freunde stattfinden.
Es war mir interessant, daß dann unsere baltischen Freunde die
ideologische Sicht der Weltkonferenz von Caux als entschei-
dend wichtige Ergänzung unseres Wilnaer Kongresses empfan-
den, die gerade für die jetzige Lage neue und klare Perspektiven
für den ganzen Neuanfang im Baltikum und in Rußland ihnen
zeigte. Eine Messe eines jungen litauischen Priesters am Grab
des selig gesprochenen Paters Ruppert Mayer SJ in München
bildete den Schlußpunkt. Nach vielen Kontakten mit Menschen
im Osten hoffen wir sehr, daß bald Kongresse in Rußland und der
Ukraine stattfinden können, um den Menschen dort eine positive
Vision geben zu können.

Siegfried Ernst
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Das waren noch Zeiten in der evangelischen Kirche
Ansprache beim Festgottesdienst zum 100-jährigen Jubiläum des Deutschen Ärztetages

13.10.1973 in München von Landesbischof Hermann Ditzfelbinger.

Die Gnade unseres Herrn Jesu Christi und die Liebe
Gottes und die Gemeinschaft des Heiligen Geistes sei
mit uns allen Amen.
Wir hören ein biblisches Wort aus dem 5. Buch Mose,
Kapitel 40, 14-16: „Das Gebot, das Ich dir heute ge-
biete, ist dir nicht zu hoch und nicht zu fern... Denn es
ist das Wort ganz nahe bei dir, in deinem Munde und
in deinem Herzen, daß du es tust. Siehe, ich habe dir
heute vorgelegt das Leben und das Gute, den Tod und
das Böse. Wenn du gehorchst den Geboten des
Herrn, deines Gottes, die Ich dir heute gebiete, daß du
den Herrn, deinen Gott, liebst und wandelst in seinen
Wegen und seine Gebote, Gesetze und Rechte hältst,
so wirst du leben."
Dies ist das Wort der Schrift.
„So wirst du leben!" - damit endet, liebe Gemeinde,
das eben verlesene Wort, das an das Volk Gottes von
Gott her gesprochen wird. Aber ich denke, wir sind da-
mit auch dem Beruf des Arztes nicht fern, wenn er
etwa einem Kind zum Leben verhilft oder den Unfall-
verletzten gerade noch in der letzten Sekunde vor dem
Verbluten rettet und ihn wieder zusammenflickt, daß
er leben kann.
Natürlich haben Sie, verehrte Teilnehmer des 76.
Deutschen Ärztetages, die ich heute im Namen der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern hier be-
grüßen darf, auch noch andere Probleme in diesen Ta-
gen: Was den Arzt ausmacht, ist der Beruf, zum Leben
zu helfen. So sehen jedenfalls auch wir Patienten die-
sen ärztlichen Beruf mit der immer neu gestellten Auf-
gabe, auf die bestmögliche Weise zum Leben zu hel-
fen.
Vom Leben kann man freilich nicht reden, ohne vom
Sterben und vom Tod zu sprechen. Gerade an dieser
Grenzlinie, auf dem Kampfplatz zwischen Leben und
Tod, ist doch der Ort des Arztes. Das Ringen mit dem
Tod ist ihm vertraut, in seiner alltäglichen Gestalt,
etwa bei dem älter und immer älter werdenden Men-
schen, aber auch wenn er an besonders dramatische
Augenblicke denkt.
Dieses biblische Wort stammt ja aus einer dramati-
schen Zeit gerade aus dem Gebiet des Nahen Ostens,
das in diesen Tagen wieder im Mittelpunkt des Welt-
geschehens, des Weltinteresses und der Furcht in der
Welt steht. Während hier in München der Weltärzte-
bund zusammenkommt, stehen die Ärzte in Ägypten,
Israel, Syrien in der harten Arbeit, um diesem Krieg,
der mit allen Mitteln menschlicher Technik Menschen-
leben in hoher Zahl tötet, mit menschlicher Technik
und Fürsorge einige Menschenleben wieder zu entrei-
ßen, Verwundete zu retten, ob Freund oder Feind. Da
aber ist nicht nur ein Job, sondern ein Beruf: Leben zu
retten querdurch menschliche Fronten hindurch. Na-
türlich gibt es auch unter uns verschiedene, wahr-
scheinlich gegensätzliche politische Stellungnahmen.
Aber da eröffnet uns eine alte jüdische Legende, die
an die biblische Erzählung vom Durchzug durch das
Schilfmeer anknüpft, eben noch einen anderen
Aspekt. „In der Stunde, wo die Ägypter im Meer ver-
sanken, wollten die hohen Engel, die um den Thron
Gottes versammelt sind, ein Freudenlied anstimmen.
Gott aber sprach zu ihnen: Meine Kinder ertrinken im
Meer, und ihr wollt jubeln?" In diesem Schein des Mit-
leidens mit allen und der Versöhnung mit Hilfe mitten
im Streit steht doch wohl auch der Arzt mit seinem Be-
ruf.

Denn - wieder achten wir auf das biblische Wort -
wenn da von Gott die Rede ist, dann ist das doch ein
Gott, der es mit dem Leben im besonderen zu tun hat.
Irgendwo heißt es einmal mit einem feinen Ausdruck:
Gott, der so schreckliche Dinge an seinen Geschöp-
fen und durch seine geschehen läßt, Gott ist doch „ein
Liebhaber des Lebens". Ihr sollt leben - heißt es hier.
Man muß nur an die einfache Geschichte denken, wie
Gott den ersten Menschen schuf. Er nahm Erde und
formte daraus den Menschen und bildete ihn wie mit
Künstlerhänden und hauchte ihm seinen lebendigen
Atem ein, und so wurde der Mensch eine lebendige
Seele. Gott, ein Liebhaber des Lebens, mit liebevoller
Gestaltungskraft, der dann seinem Werk geradezu
sein Leben einhaucht. Das ist doch auch der Mensch,
mit dem es der Arzt zu tun hat. Natürlich weiß derselbe
Arzt, was für furchtbare Zerstörungen über den Men-
schen kommen können. Aber haben wir nicht vorhin
von Jesus die Geschichte gehört, wo er auch ein Lieb-
haber des Lebens ist und wo die banalen Dinge ge-
schehen , wie man sie eben auch als Arzt zu tun hat, wo
er in das Haus geht und die Schwiegermutter des Pe-
trus heilt - und unmittelbar danach versammelt sich al-
les Elend einer Stadt vor seiner Tür, „und er heilte
sie"!? Natürlich - das muß man sofort mit einbeziehen
- ist da einer, der noch ganz andere Dimensionen des
Lebens kennt, weitere Räume, vielleicht tiefere Di-
mensionen der Krankheit, aber ebenso andere Dimen-
sionen der Heilung wie sie angedeutet sind mit dem
Wort: „Unsere Schwachheiten hat er, der Erlöser, ge-
tragen, und unsere Krankheit hat er auf sich genom-
men" (Matth. 8,14-17). Der Liebhaber des Lebens hat
nicht Lust am Tode des Menschen, auch nicht des
Menschen, der sich weit von ihm entfernt hat, sondern
daß er umkehre und lebe! Eben weil er eine viel weitere
Schau des Lebens hat, mit einem Lebensatem von ei-
ner solchen Macht, daß er auch ein Feld voller Toten-
gebeine einmal auferwecken kann. Gottes Wort, hat
einmal jemand gesagt, atmet Auferstehung!
Von solcher Qualität ist das Leben, das der Christen-
glaube meint. Du sollst nicht töten! Du sollst nicht
ehebrechen! - diese alten bekannten zehn Gebote
sind doch nicht gedacht, um das Leben zu zerstören
oder es uns zu vergällen nach dem Motto „Religion ist,
was man nicht darf". Das 5. Gebot z. B., „Du sollst
nicht töten!, nennt Luther einmal die Ring- und
Schutzmauer um das hohe Gut des Lebens herum.
Und vom christlichen Glauben her ist nicht nur das
starke, sondern gerade das gefährdete, das bedrohte,
schwache Leben mit in diese Schutzmauer einbezo-
gen. Nicht aus sentimentaler Schwäche, sondern weil
man weiß, daß Gesundheit oder Krankheit im Leben
einer Gesellschaft geradezu daran abgelesen werden
können, ob und wie das gefährdete, bedrohte, schwa-
che Leben in ihrer Mitte Schutz und Ehre erhält oder
nicht.
Dabei wollen wir angesichts der modernen Entwick-
lungen in Medizin und Wissenschaft und Technik auch
der Frage nicht ausweichen, ob man denn heute mit
den eben erwähnten alten ethischen Ordnungen noch
auskommt oder ob nicht neue ethische Maßstäbe für
das Leben und seine Erhaltung und sein Ende nötig
sind. Da wird z. B. unter uns viel diskutiert, ob man
denn unter allen Umständen das entfliehende Leben
noch künstlich festhalten soll oder nicht. Da ist einer-
seits die Lebenserwartung des Menschen dank der
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wissenschaftlichen Forschung enorm gestiegen, aber
die Lebenserwartung für die Ungeborenen wird we-
nigstens bei uns desto geringer. Während wir dankbar
die Ergebnisse der Wissenschaft uns zunutze ma-
chen, rührt sich die Frage sehr häufig beim Blick auf
das dumpf hindämmernde Alter: Wie wünschenswert
ist das alles? Was ist das Leben und das Gute? Was ist
der Tod und das Böse? Aber so verlassen, wie es uns
heute manchmal dargestellt wird, sind wir doch auch
wieder nicht, daß wir wie steuerlos auf einem unendli-
chen Meer herumtreiben müssen: „Das Gebot, das Ich
dir heute gebiete, ist dir nicht zu hoch und nicht zu
fern, denn es ist das Wort ganz nahe bei dir, in deinem
Munde und in deinem Herzen, daß du es tust." So je-
denfalls hören wir es und glauben wir es in der Ge-
meinde Christi. Und es ist nur die Frage, ob wir es hö-
ren und dafür Zeit haben oder nicht. Gewiß kann man
die Bibel nicht einfach als Rezeptbuch benützen. Aber
wozu sind denn Gottesdienst und Lobgesang und Ge-
bet da, wenn nicht auch dazu, um gewissermaßen ein
Übungsfeld zu sein für die Schärfung der inneren
Sinne, zu unterscheiden Gutes und Böses? Oder wol-
len wir das, was gut und böse ist, lieber und allein
durch den Computer ermitteln lassen oder durch die
jeweiligen Mehrheitsverhältnisse in einer Gesell-
schaft? Mit scheint, gerade dies mache die Würde des
Menschen aus, daß er sich sagen läßt: „Es ist das Wort
Gottes ganz nahe bei dir" - wenn doch Gott diesem
Menschen seinen Odem eingehaucht hat, den Atem,
von dem er lebt!
Freilich empfängt gerade damit die große Entschei-
dungsfrage, mit der dies biblische Wort uns schon von
Anfang an begleitet hat, ihr ganzes Gewicht: „Siehe,
ich habe dir heute vorgelegt das Leben und das Gute,
den Tod und das Böse." Es ist richtig, was neulich ein
Arzt zu der Diskussion um den § 218 geschrieben hat:
„Nicht erst christliche Caritas, sondern bereits Hippo-
krates befand sich im Widerspruch zu Sparta, wo die
unerwünschten oder fehlgebildeten Kinder vom Gipfel
des Berges Taygetos zu Tode gestürzt wurden." So
nahe ist die Ahnung von der Notwendigkeit des Schut-
zes für das Leben dem Menschen überhaupt. Aber
was uns betrifft, liebe Freunde, so muß man wissen,
daß ein Volk, das einmal vom christlichen Glauben er-
faßt war, falls es sich davon wieder abwenden und an-
ders entscheiden sollte, nicht wieder dasselbe wird
wie vorher, sondern in besondere Gefahr gerät. „Gott
stirbt nicht an dem Tage, an dem wir aufhören, an ei-
nen persönlichen Gott zu glauben, aber wir sterben an
dem Tage, an dem wir nicht mehr durchdrungen wer-
den von dem immer neuen Glanz des Wunders, das
höher ist als alle Vernunft", schrieb der einstige Gene-
ralsekretär der Vereinten Nationen, Dag Hammar-
skjöld, in sein Tagebuch.
Gerade dadurch aber gewinnen nun auch die prakti-
schen und faktischen Entscheidungen, wie wir sie
heute angesichts der Fragen des Lebens, etwa des
Schutzes des noch nicht geborenen Lebens, zu fällen
haben, über das Gesetzgeberische und das Straf-
rechtliche hinaus eine ungeheure Reichweite; über
den Einzelfall hinaus steht das Gute und der Tod und
das Böse zur Diskussion. Man muß es vielen Ärzten
danken, die dies aussprechen, so wie es gar nicht sel-
ten die Ahnung davon gibt unter nicht wenigen Men-
schen, wie schwer hier die Entscheidungen wiegen
können.
Zum Leben helfen ist auch hier der primäre Auftrag.
Und im Raum dieses Gebotes können wir darum als
christliche Gemeinde die ärztliche Aussage nur dank-
bar aufnehmen, die neulich gemacht wurde: „Das un-
gewollte Kind kann nach ärztlicher Auffassung kein
Abtreibungsobjekt sein. Es muß ein Gegenstand des

sozialen Schutzes werden." Aber zu diesem Muß ge-
hört eben auch der Rechtsschutz für das Leben, ge-
rade für das Leben, das noch keine Macht hat. Wir
wissen: Vollkommene Lösungen gibt es an dieser
Stelle nicht, nur notdürftige Regelungen. Aber die
Grundfrage dabei ist, ob es einen Bereich und einen
Zeitraum gibt, der generell ohne diesen Rechtsschutz
gelassen wird. Ungewarnt sind gerade wir an dieser
Stelle wirklich nicht bezüglich dessen, was alles in Be-
wegung geraten kann, wenn an einer Stelle dieser
Schutz aufgehoben wird.
Aber weil es um das Leben überhaupt geht, darum
sind die Entscheidungsfragen besonders schwer, vor
die wir heute gestellt sind. Und darum will in Kirche
und Öffentlichkeit, aber auch bis ins persönliche Le-
ben hinein und bis in Kliniken und Hörsäle und zu de-
nen, die darin tätig sind, das Wort dringen: „Siehe, ich
habe dir heute vorgelegt das Leben und das Gute, den
Tod und das Böse. Wenn du gehorchst den Geboten
des Herrn und wandelst in seinen Wegen, so wirst du
leben!" Amen
DEUTSCHES ÄRZTEBLATT, Heft 51 vom 20.12.1973

Zum Beispiel

An die
Bayer. Landesärztekammer
Mühlbaurstr. 16
8000 München 80 16. November 1981

Betrifft: Ein viel zu leicht erreichter Schwangerschafts-
abbruch

Sehr geehrte Herren,

eine durch Selbstvorwürfe und Reue verzweifelte Ehe-
frau möchte Ihnen folgendes mitteilen:
Ich war im Frühjahr dieses Jahres schwanger, ich bin
inzwischen 44 Jahre alt und habe auf Zureden meines
Mannes einen Schwangerschaftsabbruch angestrebt.
Ich möchte durch diese Mitteilung an Sie, die genau
den Tatsachen entspricht, andere Frauen vor einer
solchen Tat bewahren.
Ich kam Anfang Juni 81 in die Praxis des Herrn Dr. D.,
wurde, nachdem ich von dem Abbruch sprach, von
der dort tätigen Sprechstundengehilfin in ein Neben-
zimmer gebracht und gleich dazu aufgefordert, zu
Frau Dr. med. S. zu gehen, um mir eine Bescheinigung
zu holen, dann in die L-Straße zu fahren wegen einer
Beratung. Mir wurde sofort von dieser Sprechstun-
dengehilfin gesagt, am Donnerstag kommender Wo-
che könne ich in die Frauenklinik Dr. K. in München
kommen. Ich durfte an diesem Tag nicht mit Herrn Dr.
D. sprechen.
Am nächsten Morgen ging ich in die Praxis von Frau
Dr. S.. Sie fragte mich, welche Krankheiten ich hätte.
Ich sagte Heuschnupfen, sonst keine. Ohne Untersu-
chung ließ sie ein paar lateinische Ausdrücke tippen.
Ich bekam ein verschlossenes Kuvert, bezahlte DM
20,- und ging. Anschließend fuhr ich in die L.-Straße
und sagte einer sehr netten älteren Dame, daß ich 2
Kinder im Alter von 20 und 22 Jahren habe und daß ich
bereits 43 Jahre sei und Bedenken habe wegen einer
etwaigen Schädigung des Kindes. Sie machte mich
auf eine genetische Beratungsstelle aufmerksam. Ich
bekam sofort die Bestätigung für die Beratung und
brachte beide Unterlagen in die Praxis von Dr. D.. Ich
verlangte dort den Herrn Dr. D. selbst zu sprechen.
Nach langem Warten war es dann soweit. Ich sagte
ihm von dem Abbruch, gab mein Alter an und das mei-
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ner Kinder und erwähnte, daß bei mir vor einiger Zeit
ein kleines Myom von einem anderen Arzt festgestellt
worden ist. In diesem Moment kam die Sprechstun-
dengehilfin herein und unterhielt sich mit dem Arzt
darüber, daraufhin empfahl mir der Herr Dr. D., doch
gleich die Gebärmutter zu entfernen, das sei in Ame-
rika allgemein üblich, sonst käme ich in 5 Jahren da-
mit. Das Myom hat er bei mir nicht ertastet, lediglich
die Schwangerschaft.
So nahm dann alles seinen verhängnisvollen Lauf. Ich
war an sich ziemlich verwirrt und ratlos, ich kam mir
überrumpelt vor. Sprach mit meinem Mann darüber
und mit meiner Mutter. Die meinten, so wird es schon
richtig sein. Ich versuchte noch meinen Mann für das
Kind zu gewinnen und bei der genetischen Beratungs-
stelle anzurufen. Er lehnte immer wieder ab, wegen
der Risiken, er ist auch 44. Heute bin ich der unglück-
lichste Mensch. Ich war gesund und lebensbejahend,
sah wesentlich jünger aus als ich bin, heute fühle ich
mich alt, ohne sinnvollen Lebensinhalt. Hätte nur ein
Mensch zu mir gesagt, ich solle meinem Gefühl nach-
geben und nicht dem Verstand und wäre der Schwan-
gerschaftsabbruch nicht so leicht zu erreichen gewe-
sen, dann bekäme ich im Dezember mein geliebtes
Kind.
Ich möchte mit meinem Bericht erreichen, daß die zu-
ständige Behörde etwas unternimmt, damit Schwan-
gerschaftsabbrüche und derartige Operationen nur
nach eingehenden Untersuchungen und Feststellun-
gen durchgeführt werden dürfen. Übrigens wurden in
der K.-Klinik in einer Woche ca. 10 Abbrüche durchge-
führt, das konnte ich an einer Wandtafel ablesen.
Diese Operation an mir war vollkommen unnötig und
meine seelische Verfassung ist grauenhaft. Was kön-
nen Sie und ich dagegen tun, daß es anderen Frauen
eventuell ebenso ergeht. Geben Sie mir bitte Antwort.

Mit freundlichen Grüßen Inge Zinn

P.S.: Wenn Sie nicht die zuständige Stelle sind, dann
leiten Sie bitte den Brief an die zuständige Stelle.

Verspätete Wortmeldung in eigener
Sache
Verstört saß sie mir gegenüber. Es war schon seit ei-
ner Weile nicht mehr das Arzt-Patient-Gespräch. Es
war eine Klage von Frau zu Frau, von Mutter zu Mutter.
Deshalb unterließ ich es auch, anamnestische Notizen
auf die Karteikarte zu kritzeln. „Frau Doktor, Sie wis-
sen doch! Unser Haus, ein Zimmer für die beiden Bu-
ben, eins für die Mädchen."
Ich wußte: Beide Räume klein und deshalb mit Stock-
betten ausgerüstet. Wenn ein Bewohner der oberen
Bettetage krank war, mußte zur besseren Pflege und
auch zur Untersuchung eine Verlegung nach unten
vorgenommen werden. Das Elternschlafzimmer war
nicht viel größer und alles miteinander in einem Rei-
henhaus untergebracht, ohne die Möglichkeit, noch
anzubauen. Und nun war das fünfte Kind, der siebente
Mitbewohner unterwegs.
Bei ihrer Klage vertraute die nicht mehr junge Frau
dem guten Eindruck, den sie immer alle gemacht hat-
ten, die aufrechten Eltern, die gut geratenen Kinder,
weit entfernt von jeder materialistischen Einstellung.
Sie wußte zurecht, daß ich sie nicht in die Schar der
leichtfertig Denkenden einreihen würde. Und ich
wußte und spürte es durch den Jammer hindurch, daß
sie von mir keine einfache und schnelle Lösung erwar-
tete.
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Die konnte und mochte ich ihr auch nicht anbieten,
obwohl sie heute im Bereich des Möglichen liegt. Ge-,
nauer gesagt, ich konnte überhaupt keine Lösung an-
bieten!
Ich konnte ihr nur sagen, was sie im Inneren schon
selbst gespürt hatte, daß der scheinbar so einfache
Weg für Menschen ihrer Art nicht begehbar war. Ich
erzählte ihr von vielen Erfahrungen mit unglücklichen
Frauen, verhinderten Müttern. Als sie ging, wußte ich,
daß wir uns einig waren, daß sie jemanden gebraucht
hatte, der in derselben Situation auch nicht anders ge-
handelt hätte als sie es sich nun fest vorgenommen
hatte.
Das „Ergebnis" war Sabine, der man ihre Intelligenz
schon im frühen Kleinkindalter ansah.
Sabine, geliebt und daher selbstbewußt, fühlte sich
keineswegs als Eindringling, sondern gestaltete das
Familienleben aktiv mit. Nicht nur so, wie das bei
Kleinkindern üblich ist, deren Bedürfnisse sich breit
machen. Nein, mehr intellektuell. So ergriff sie eines
Tages, auf ihrem Kinderstuhl thronend, beim Mittags-
tisch das Wort und warf planerisch in die Unterhaltung
ein: „Wär' das schön, wenn wir noch ein Baby kriegen
täten!"
Betretene Blicke der Eltern und nicht so begeistertes
Gemurmel der älteren Geschwister ließen Sabine ah-
nen, daß sie mit ihrem Wunsch nach weiterem Fami-
lienzuwachs allein stand. Nach längerem Nachdenken
sprach sie dann aus, was offenbar aus eigenem Erle-
ben resultierte: „Ja, wenn sich aber schon eins drauf
gefreut hätt', daß es zu uns kommen könnt'."

Dr. med. Marianne Kaatz

Buchempfehlung

Roland Rösler:

Der Menschen Zahl
oder: Das zerstörte Sodom ist Euer Land. (Jes. 1,7).
Reich dokumentierte Kampfschrift des hessischen
CDU-Landtagsabgeordneten „für das Leben". (So 1.3
24)
Die Themen sind: Verhütung, Abtreibung, Sexualauf-
klärung, freie Moral, Bevölkerungswachstum, Nah-
rungsmittelressourcen der Erde, Ökologie, Kinder-
feindlichkeit usw. Der Autor stellt sich dabei energisch
gegen die sog. Liberalisierung auf diesen Gebieten
und konzentriert gleichsam seine Argumente gegen
seinen Hauptgegner „Pro Familia". Doch das Wichtig-
ste ist: Er führt Argumente und Tatsachen ins Feld
(wenn auch vorwiegend solche, die zugunsten seiner
Thesen sprechen) - daß viele Behauptungen der Ge-
genseite von selbstbezogenem Individualismus ge-
steuert sind, daß hinter manchen „menschenfreundli-
chen" Initiativen kapitalistisches Interesse steckt, daß
die Medien (bewußt?, unbewußt?) einseitig orientie-
ren (zur „wachsenden" Bevölkerungszahl) u. v. a. - Die
gut belegte Arbeit ist unbedingt ernstzunehmen; ihr
Argumentations- und Informations-Reichtum leidet
allerdings unter einer literarischen Unübersichtlich
keit, die den Umgang mit ihr sehr erschwert. Doch
auch wenn man sich nicht von der Argumentation
Röslers überzeugen läßt, ist sein Buch für Gegner wie
Freunde seines Einsatzes, „bedingungslos für das Le-
ben zu sein", eine wichtige Herausforderung.

Sudbrack
Christiana-Verlag, Stein a. Rhein (siehe Seite 50)
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„Eine Welt" für alle?
Roland Rösler

Neun europäische Länder sind an diesem Abend des
22. Mai über Fernsehanstalten verbunden. Journali-
sten aus aller Welt - so die Programmankündigung -
befragen internationale Politiker zu den Prioritäten der
90er Jahre. Umweltpolitik, Dritte-Welt, die künftige
Rolle der UN, sind nur einige Stichworte, welche unter
der Überschrift: „Die Zukunft gemeinsam meistern"
diskutiert werden.
Ausgestrahlt wird diese Sendung der ARD in der Reihe
„Eine Welt für alle", die als Programmschwerpunkt der
deutschen Fernsehanstalten und als „Projekt" der ver-
schiedensten Initiativgruppen unter der Schirmherr-
schaft des Bundespräsidenten in der Zeit vom 4. bis
zum 27. Mai 1990 eine Fülle von Aktionen, Pressebe-
richten und eben auch Fernsehsendungen bestimmt.
Um 19.30 Uhr brachte das ZDF an diesem Tag einen
Beitrag über die Lage am Amazonas. „Feuerpause im
Regenwald" lautete der Titel der Reportage, die als
„Zustandsbericht" zu belegen versuchte, daß „die
weltweite Kritik an der Zerstörung der tropischen Re-
genwälder Wirkung zeigt: Politiker und Industriebosse
denken um." „Bilder aus Brasilien" hatte auch die ARD
in ihrem Nachmittagsprogramm gesendet. „Viel
Kampf für wenig Leben", war das Thema des zweiten
Teils einer Geschichte, die von „Maria" und ihrem Le-
ben in „einem Slum von Recife" den um diese Zeit -
15.30 Uhr - wohl überwiegend jugendlichen Zuschau-
ern berichtete. „Armut, zerstörte Familien, verlassene
Kinder, mit 15 geheiratet, 10 Kinder, 9 verloren" sind
Botschaften des Beitrags, die haften bleiben.
Nach Nachrichten und kurzer Unterhaltung mit einer
brasilianischen Serie unter dem Titel: „Das Recht zu
lieben", heißt es „Vorsicht: Kinder in der Kiste".
„Heute" sind es Kinder aus „Guatemala", welche den
Vorhang beseite schieben und einen kurzen Beitrag -
oftmals ein kleines Liedchen - darstellen dürfen. Ihnen
folgt das „Bücherjournal für Kinder", das an diesem
Tag „Wissenswertes und Unterhaltsames über die
Dritte Welt" zu berichten weiß, weil ja „deutsche Kin-
der ... wenig über den Alltag gleichaltriger in den Ar-
menhäusern der Welt (wissen)."
Mit einer als Baum stilisierten Erdkugel hatte die ARD
schon am Sonntag (20.5.90) den „Start in eine Pro-
grammwoche mit dem Schwerpunkt,Kooperation In-
dustrienationen und Dritte Welt'" angekündigt und der
einführenden Sendung (19.10 Uhr) mit der Feststel-
lung „Die Erde in unserer Hand" folgte ein „Visionäres
Fernsehspiel über eine Aktion hungernder Afrikaner",
welches als Film unter dem Titel „Der Marsch" die
Grundlage für die um 21.55 Uhr folgende Diskussion
über „deutsche Entwicklungspolitik in den 90er Jah-
ren" unter der thematischen Fragestellung „Festung
Europa?" bildete.
Bereits am 26. November 1989, es war der Toten-
sonntag, erklärte ein Sprecher der ARD in der Sen-
dung „Wir über uns", daß das Fernsehen sich für den
Mai 1990 einen besonderen Programmschwerpunkt
„Eine Welt für alle" gesetzt habe. Es sei eine Frage des
Bewußtseins, die wir mit dieser nur einen Welt, die wir
haben umgehen und das richtige Bewußtsein zu
schaffen, sei Anliegen des genannten Programm-
schwerpunktes, erfuhr der Zuschauer. Und während
der Erläuterungen des Sprechers wechselte das Bild
in das bekannte Blau der Europa-Fahne, der goldene
Sternenkranz wurde liegend abgebildet und auf ihm
stand aus massiven Blöcken aufgeschichtet die Bot-

schaft zu lesen: „One World".
So konzentriert, massiv und aufwendig auch in unse-
ren Tagen die erwünschte Bewußtseinsbildung betrie-
ben und das angestrebte Umdenken verfolgt werden,
das hinter all diesen Aktivitäten stehende Denken und
die daraus abgeleitete, zu übermittelnde Botschaft
sind nicht neu.
Neu ist die Raffinesse und Massivität des mit Horror-
Szenarien verbundenen Vortrages und die Fruchtbar-
keit des Bodens auf den die gestellten Bilder fallen;
eine Fruchtbarkeit die (zumindest in Teilen) darin be-
gründet liegt, daß heute eine Generation in die Verant-
wortung tritt, die Geschichte in ihrer Schulzeit nur als
Momentaufnahme früherer Ereignisse zur gewünsch-
ten Erläuterung heute bestehender gesellschaftlicher
Zusammenhänge kennenlernte, der man unter Über-
schriften wie „Selbstverwirklichung" und „berechtig-
tes Erstreben eigener Bedürfnisbefriedigung" eine
Bindung an christliche Wertorientierung nahm und ein
hedonistisches Lebensgefühl vermittelte. Seit nahezu
zwei Jahrzehnten nun nachbereitet mit einer ständig
wachsenden Flut an magischen und phantasy Spielen
und Filmen sowie immer offener okkultes - ja satani-
sches - übermittelnden Texten in Hard-Rock, Heavy-
und Black Metal Songs, verbunden mit dröhnenden
Kaskaden von Disharmonie, blühen nun auf diesem
Boden Vertrauensmangel, Geborgenheitsverlust und
Heiden-Angst; wächst eine zunehmende Abhängig-
keit von dem Weltlich-Vergänglichen, dem Streben
nach Besitz, Geld, Macht, Lust, Gelten-, Haben-, Ge-
nießenwollen, wie der Baseler Psychotherapeut, Pro-
fessor Staehelin, in seinem kürzlich gemeinsam mit
dem deutschen Philosophen Schmucker-von Koch
veröffentlichten Buch „Heilwerden von Grund auf"
diagnostiziert.
Und der Verlust des aus dem Urvertrauen des erlösten
Christen erwachsenen Glaubens an die eigenen Zu-
kunft, läßt die unvollkommene Gegenwart überdimen-
sioniert „untragbar" erscheinen und sich all jenen
Strömungen und Ereignissen öffnen, „die als Hinwen-
dung zu einer sinnerfüllten, humanen und ganzheitli-
chen Zukunftswelt" in Erscheinung treten.
Die so beschriebene Situation des Menschen begeg-
net uns heute in Büchern und Zeitschriften als „Zeiten-
wende" vom Zeitalter des Fisches, des Christentums
hin zu einem Zeitalter des Wassermanns, dem „neuen
Zeitalter", dem „New Age". Der erwünschte „Umden-
kungsprozeß" ist der von den Propheten dieses neuen
Zeitalters eingeforderte „Paradigmenwechsel", der
Wechsel der Denkmuster. Und erreicht ist das Ziel der
„sinnerfüllten, humanen und ganzheitlichen Zukunfts-
welt" wenn alle Menschen durch das Bruderband der
Menschlichkeit verbunden in einer geeinten, vereinig-
ten Welt, der One World leben, als deren oberstes Re-
gelinstrument nicht wenige gern die Vereinten Natio-
nen, die UNO, sehen.
Als Verfasserin des ersten, öffentlich bekanntgegebe-
nen „New-Age Handbuches" unter dem Titel „Die
sanfte Verschwörung", mit dem die „Transformation
zu einer neuen Zeit" im beschriebenen Sinne darge-
stellt wird, gilt die amerikanische Wissenschaftspubli-
zistin Marylin Ferguson wohl zurecht als eine der füh-
renden Aktivistinnen dieser Strömungen. Als „Reprä-
sentantin und Referentin der sanften Verschwörung"
nach Europa eingeladen, erzählt sie in einem Inter-
view:
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„Die Schweizerischen Post-, Telefon- und Telegra-
phenbetriebe hatten mich eingeladen, auf einem Sym-
posium über technische Kommunikationsmittel und
moderne Medien meine Gedanken aus der Sicht des
New Age darzulegen. In diesem Zusammenhang wies
ich insbesondere auf die Bedeutung modernster tech-
nischer Kommunikationsmöglichkeiten an der
Schwelle zum Wassermannzeitalter hin - als Instru-
ment, dessen sich die sanfte Verschwörung bedienen
kann. Von den zweihundert Teilnehmern kam die
Hälfte aus dem Bereich der Technik und des Manage-
ments und die andere vertrat die Medien." (G. Geisler
<Hrsg.>, New Age - Zeugnisse der Zeitenwende, eso-
tera Taschenbücherei, Verlag Hermann Bauer, Frei-
burg i. B„ 1984, S. 21) „Überall wo ich hinkam", be-
richtet Frau Ferguson weiter, „auch in Hamburg und
Wien - reagierten die Zuhörer meiner Vorträge mit sehr
viel Wärme und Einfühlungsvermögen für die Gedan-
ken des Wassermannzeitalters."
Was sind nun diese Gedanken und Botschaften, die
durch die hier angedeuteten Kanäle transportiert wer-
den und die sich in den Eingangs erwähnten Reporta-
gen, Berichten und Beiträgen erkennen lassen?
Die Botschaft ist einfach und scheint logisch nachvoll-
ziehbar: Die Zahl der Menschen wächst. Das bedeutet
mehr Flächenbedarf für Siedlungen, mehr Nahrung
wird benötigt, die Rohstoffe der Erde werden schnel-
ler verbraucht, die Belastung der Umwelt steigt.
Schlußfolgerung: Wir brauchen Familienplanung, die
Fruchtbarkeit muß gesenkt, das Wachstum der Bevöl-
kerung reduziert werden - wenn nicht freiwillig einge-
sehen, dann mit Anreizen oder Sanktionen, wie es der
Weltentwicklungsbericht 1984 der Weltbank be-
schreibt.
Zu Einsichten solcher Art gelangen auch Prominente,
in der Öffentlichkeit stehende - und daher sehr werbe-
wirksame - Persönlichkeiten wie beispielsweise Udo
Jürgens, der so richtig von Herzen der Zeitschrift ,Bild
der Frau' am 14.3.88 mitteilte, „was Papst und Politi-
ker falsch machen!"
Mit den schlichten Worten des populären Schlager-
stars wird dort festgehalten: „Problem Nr. 1: Die Über-
bevölkerung ... Mein Appell: Schluß mit dem Pillenver-
bot! (...) Problem Nr. 2: Die Umweltverschmutzung ...
Weg mit den Plastiktüten (...) Problem Nr. 3: Die Ge-
winnsucht." (Da man in diesem Punkt durchaus Herrn
Jürgens zustimmen kann, empfiehlt es sich, vielleicht
seinen bescheidenen Lebensstil als mögliches Vorbild
kennenzulernen.) „Problem Nr. 4: Die Bequemlichkeit
... Aufgeklärt werden müssen die religiösen Führer
und die Politiker... Solange der Papst das Pillenverbot
predigt ... Wir müssen weltweit Büros gründen, die
sich intensiv mit Aufklärungsarbeit beschäftigen. Ich
würde mich dazu gern zur Verfügung stellen."

Auch wenn es heute wohl auf mehr öffentliches Inter-
esse stößt, kommt das Angebot des Herrn Jürgens et-
was verspätet. Bereits in einer am 11. Dezember 1967
dem damaligen UN-Generalsekretär übergebenen Er-
klärung, die die Unterschriften von 30 Staats- und Re-
gierungschefs trug, waren diese zu der wohlformulier-
ten Erkenntnis gelangt: „... ein anderes großes Pro-
blem bedroht die Welt... Das ist das Problem des un-
geplanten Bevölkerungswachstums." Und aus der
Erkenntnis dieses Problems leiteten sie die Notwen-
digkeit ab, „das Bevölkerungsproblem als Grundele-
ment langfristiger nationaler Planung" zu erkennen
und die Hoffnung darauf, „daß die Führer rund um die
Welt unsere Ansichten teilen und uns die Hand reichen
bei dieser großen Herausforderung für die Wohlfahrt
und das Glück aller Menschen." (Rösler, Der Men-
schen Zahl, Christiana Verl., Stein am Rhein, 1989, S.
302)

Wie die Handreichung zur angesprochenen Problem-
lösung aussehen kann, dokumentierte der Mitunter-
zeichner-Staat obiger Erklärung, Jugoslawien, mit ei-
nem Gesetz in der Republik Makedonien'(nach einer
KNA-Meldung vom 21.07.89), „das albanischen Ehe-
leuten verbiete, mehr als zwei Kinder zu bekommen
..." Noch rigoroser stellt sich die Familienplanungspo-
litik Chinas dar. Nur ein Kind ist erlaubt und wer diese
Vorgabe nicht beachtet, dem drohen soziale Nach-
teile, ja sogar Zwangsabtreibung und Sterilisation.
Das Bild einer überbevölkerten Erde vor Augen, brin-
gen jene, die eine „Bevölkerungsexplosion" sehen
aber auch für solche Maßnahmen Verständnis auf, wie
ein Beitrag der ARD in der Reihe „Eine Welt für alle" (Im
Reich der kleinen Kaiser, Chinas Bevölkerungspolitik,
ARD/NDR, 14.5.90,23.00 Uhr) und die Verleihung des
Bevölkerungspreises der Vereinten Nationen an die-
ses Land für „Herausragende Leistungen auf dem Ge-
biet der Familienplanung" belegen.
Wie sieht aber diese „überbevölkerte Erde" wirklich
aus? Rund jeder fünfte Mensch dieser Erde ist Chi-
nese und lebt in China. Die rund 1,1 Milliarde Chinesen
leben auf ca. 9,6 Millionen qkm, das heißt wir finden
hier eine Siedlungsdichte von 109 Chinesen auf jedem
qkm. Die Siedlungsdichte Chinas ist damit um mehr
als die Hälfte niedriger als die Indiens, wo 233 Men-
schen je qkm leben. In einer nach Siedlungsdichte er-
stellten Reihe liegt China auf dem 30. Platz der Länder
dieser Welt, noch hinter (beispielsweise) Jamaika, Ma-
rokko oder Ungarn. Indien käme in einer solchen Liste
auf Platz 14, mit 232 Einw./qkm nahezu gleichauf mit
Großbritannien (231 Einw./qkm) auf Platz 15; die Bun-
desrepublik nähme mit 245 Einw./qkm Platz 10 ein. Es
ist schon verblüffend, wenn man sich vor Augen führt,
daß in dem rund 9,2 mal größeren Kontinent Afrika 230
Millionen Menschen weniger leben als in Indien.
Selbst wenn man die Wüstenflächen Afrikas von der
Größe des Kontinents abzieht, ergibt sich erst eine
Siedlungsdichte von 26 Menschen je qkm. Dies ent-
spricht der Siedlungsdichte der Vereinigten Staaten.
Das angeblich „überbevölkerte" Afrika, mit all seinem
Reichtum an Wasser, Wald und Bodenschätzen ist in
Wirklichkeit Menschenleer - so „dicht" besiedelt wie
die USA. Man stelle sich einmal vor, die Menschen
dieses Kontinents würden eines Tages über das glei-
che Wissen und die gleiche Leistungsfähigkeit verfü-
gen, wie die Menschen in den heutigen Industrienatio-
nen - beispielsweise den USA!
Mag hier der tiefere Grund für die Forderungen eines
Paul Ehrlich liegen, der 1971 angesichts der von ihm
gesehenen „Bevölkerungsbombe" einen „Umwand-
lungsprozeß" forderte, „um zu überleben". Dieser Pro-
zeß sei ganz einfach darzustellen schrieb er: „1. Bevöl-
kerungskontrolle muß sowohl in den überentwickelten
(ÜEL) als auch den Entwicklungsländern (EL) erreicht
werden.
2. Die ÜELs müssen zurück-entwickelt werden.
3. Die ELs müssen eine mittlere Entwicklung erfahren.
4. Die Verfahren müssen für die Beobachtung und Re-
gulierung des Welt-Systems in einer kontinuierlichen
Anstrengung zur Erhaltung eines Optimums der Be-
völkerungs-Umwelt-Rohstoff-Situation eingerichtet
werden."
(Ehrlich, How to be a Surviver, Ballantine Books, New
York, 1971, S. 14)
Ehrlich läßt sich bei solchen Aussagen von dem Bild
leiten, das bereits 1798 von dem Engländer Thomas
Robert Malthus als „Das Bevölkerungsgesetz" formu-
liert wurde und besagt - einfach ausgedrückt - die Zahl
der Menschen wächst schneller, als Nahrung für sie
zur Verfügung gestellt werden kann. Tatsächlich hat
sich die Zahl der Menschen seit jener Zeit mehr als
verfünffacht, aber die Nahrungsmittelproduktion der
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Erde ist heute begleitet von einer Diskussion um Flä-
chenstillegung und Überproduktion - weltweit. Wo es
Hunger gibt, erkennt man bei genauerem Hinsehen
politische Hintergründe, wie beispielsweise in Äthio-
pien oder dem Sudan. Es ist durchaus nicht irreali-
stisch, wenn der indische Wirtschaftswissenschaftler
Raj Krishna berechnet, daß „Indien seine Ernteerträge
so weit steigern könnte, daß es die Nahrungsmittel-
versorgung der ganzen Welt zu übernehmen in der
Lage wäre." (Kasun, Population Control of the Family,
Population Research Institute, Gaithersburg MD,
1988, S. 5)
Und die Frage nach den begrenzten Ressourcen?
Hätte Paul Ehrlich z. B. mit seinen Schätzungen recht
gehabt, so gäbe es seit 1983 keine Weltreserve mehr
für Blei und seit 1985 keine mehr für Zink. Heute
schweigt man höflich über solche Prophezeiungen,
die genauso korrigiert werden mußten, wie beispiels-
weise die Schätzungen derr UNO aus dem Jahre
1949, wonach Blei seit 1968, Zink seit 1971 und Kup-
fer seit 1975 bereits erschöpft gewesen wären. Nur
am Rande sei darauf verwiesen, daß sich auch der so
häufig zitierte Club of Rome zwischenzeitlich mehr-
fach korrigierte.
Raum, Nahrung, Ressourcen halten einer Nachprü-
fung als Begründung einer Familienplanungs-/Bevöl-
kerungspolitik wegen angeblicher Überbevölkerung
nicht stand, bleibt also das Argument „Umwelt". Dies
hat noch dazu den Vorteil, daß es schwieriger über-
prüfbar ist und auf ein natürliches Streben des Men-
schen zur Erhaltung seiner Umwelt trifft.
49 Nobelpreisträger und 700 Mitglieder der Nationa-
len Akademie der Wissenschaften der USA veröffent-
lichten am 1. Febr. 1990 einen Appell „zur Verhütung
der globalen Erwärmung". Handlung und Engage-
ment wurden darin von dem amerikanischen Präsi-
denten für die im April anstehende Weltklimakonfe-
renz verlangt, obwohl in diesem Appell auch der Satz
steht: „Die Ernsthaftigkeit und Rate einer Klimaände-
rung kann nicht zuverlässig vorhergesagt werden".
Mit Blick auf die „möglichen Gefahren" sei „mehr For-
schung ... notwendig, um eine ständige Verbesserung
der Datenbasis und der Vorhersagemöglichkeiten zu
erzielen." „Treibhauseffekt überschätzt", stellt die
Neue Ärztliche am 9.4.1990 fest. „Anlaß für die revi-
dierten Schätzungen der amerikanischen Geowissen-
schaftler sind Messungen, denen zufolge die beiden
Polkappen offenbar langsamer schmelzen, als nach
früheren Modellrechnungen angenommen."
„Modellrechnungen" sind es auch, die dem „Ozon-
loch" zugrunde liegen. Von Laborversuchen ausge-
hend, wird behauptet, daß chlorierte Kohlenwasser-
stoffe (CKW) in einem komplizierten Prozeß in Chlor-
verbindungen zerfallen, welche wiederum das Ozon
zerstören. Von rund 75.000 Tonnen in der Mitte der
50er Jahre stieg die Weltjahresproduktion dieser
Stoffe auf rund 800.000 Tonnen in der Mitte der 70er
Jahre an und stagniert seit dem auf dieser Höhe. Die
aus dieser Gesamtmenge sich möglicherweise erre-
chenbaren Chlorgasanteile liegen aber noch immer
beträchtlich unter den 210 Millionen Tonnen Chlorga-
sen (das entspricht dem etwa 260-fachen Anteil der
heutigen Welt-Jahres-FCKW-Produktion) die der
Vulkan Tambora 1815 in die Stratosphäre und damit
direkt in die Ozonschicht schleuderte.
Und all die früheren oder später folgenden Vulkanaus-
brüche?
Ohne größere Eruption emitierte der Kilauea auf Ha-
waii in rund 25 Jahren 7,6 Mrd kg Schwefel, 500 Mio
kg Salzsäure und 2,2 Mrd kg Fluorwasserstoff. Dane-
ben werden täglich rund 800 kg Quecksilberdampf
und wie bei allen Vulkanen der Welt Methan, Kohlen-
wasserstoffe, Aldehyde und chlorierte und fluorierte

Alkan- und Alkenderivate abgegeben. (Eilingsfeld, Der
Sanfte Wahn, SVA Mannheim, 1989, S. 195)
„Ozon ist diamagnetisch, d. h. das Gas wird im Ma-
gnetfeld von den Polen in Gebiete geringerer Feld-
stärke transportiert. Im Erdfeld hieße dies, es wird von
den Magnetpolen in Richtung Äquator bewegt. Die
diamagnetische Konzentrationsminderung wird um
so größer sein, je niedriger die Temperatur ist." Soweit
die Aussage eines Wissenschaftlers (Schmalz, in
Elingsfeld, S. 233). Abgesehen davon, daß dies eine
natürliche Erklärung dafür ist, daß das „Ozonloch" auf
der Südhalbkugel (die Antarktis hat niedrigere Durch-
schnittstemperaturen als die Arktis) größer ist, wider-
spricht ein angeblich größer werdendes „Ozonloch"
nicht der These der globalen Erwärmung?
Am 13.10.84 stellten Wissenschaftler eine 15prozen-
tige Abnahme in der Feldstärke des irdischen Magnet-
feldes fest (DIE WELT, 13.10.84). Diese, über die letz-
ten 300 Jahre erfolgte Änderung bedeutet nach der
Feststellung amerikanischer und deutscher Geophy-
siker „Folgen für die Erdatmosphäre, Klima, Lebewe-
sen ... könnten viele Tier- und Pflanzenarten ausge-
löscht werden."
Finden wir hier vielleicht natürliche Erklärungen für
manche Behauptung unserer Tage, die als Folge
menschlichen Handelns ohne zuverlässige Grundlage
dargestellt wird und Anlaß zur Forderung liefert, die
Fruchtbarkeit der Menschen zum Wohle der Mensch-
heit (Weltbankbericht 1984) zu senken?
Welche Vorsicht bei der Konsumierung in den Raum
gestellter Szenarien angebracht ist, zeigt ein anderes
Beispiel: Am 22. Februar 90 liest man die Aussage der
UN-Bevölkerungsfond-Exekutivdirektorin Nafis Sa-
dik: „Die Weltbevölkerung nimmt je Sekunde um 3
Menschen zu." (Wiesbadener Tagblatt) Und wie fast
jeden Monat veröffentlicht zum gleichen Zeitraum der
renomierte World Wild-Life Found unter der Über-
schrift „Es geht um's Überleben" eine Anzeige, die mit
der Aussage eröffnet: „In jeder Sekunde wird ein
Mensch geboren, und die Bevölkerungsexplosion for-
dert ihren Tribut: Pro Minute fallen allein 20 Hektar tro-
pischen Waldes der Zerstörung zum Opfer."
Lassen wir hier einmal die - wenngleich nicht unwich-
tige - Frage außer acht, ob nun ein oder drei Menschen
pro Sekunde geboren werden. Wie ist das mit dem
Wald? Auch hier nur ein zum Nachdenken Anlaß ge-
bendes Beispiel herausgegriffen: Brasilien, weil es
auch in den Eingangs erwähnten Beiträgen der Reihe
„Eine Welt für alle" aufgegriffen wurde. In einer Doku-
mentation über den „Schutz der tropischen Regen-
wälder" steht der Satz: „... die Region ,Amazonia le-
gal', wo allein 1985 265.000 qkm Waldfläche der Ver-
nichtung zum Opfer fielen."
So gigantisch diese Zahl auf den ersten Blick scheint,
entspräche sie doch im Falle ihres Zutreffens 4,5 %
der zu Beginn des Jahres in diesem Waldgebiet vor-
handenen Fläche. Nach Angaben der FAO hat sich
über die gesamte Waldfläche Brasiliens von 1971 bis
1986, also in 15 Jahren um 32,1 Mio Ha verringert.
Würde die für 1985 genannte Zahl zutreffen, hieße
dies, daß 1985 zwar 26,5 Mio Ha, in den verbleiben-
den 14 Jahren aber nur insgesamt 5,6 Mio Ha Wald, im
Jahresdurchschnitt also nur 0,4 Mio Ha Wald vernich-
tet worden "wären. Die in Publikationen genannten
Zahlen bewegen sich aber jedes Jahr in etwa in der
gleichen Größenordnung wie die für 1985 genannten
26,5 Millionen Ha. Nach den gleichen FAO-Zahlen hat
die gesamte Weltwaldfläche seit 1971 um 2,9 % ab-,
in der Bundesrepublik um 48.000 Hektar zugenom-
men.
Die Zahl der Beispiele könnte noch beträchtlich fort-
gesetzt werden. Alle Daten und Fakten, aus welchen
Bereichen auch immer, ergeben bei objektiver und se-
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riöser Auswertung keine Berechtigung für eine Aus-
sage, wie sie der Nobelpreisträger Maurice Allais in ei-
nem Interview mit der WELT am 30.1.1989 trifft: „Ge-
fährlicher als die Bombe - die Explosion der Bevölke-
rung". Es darf sehr wohl nachdenklich stimmen, wenn
man im amerikanischen ,Discover Magacine' im Okto-
ber 1989 in einem Artikel, der die These des vom Men-
schen verursachten und zu verantwortenden Treib-
hauseffekt vertritt, von einem Prof. Schneider erfährt:
„Wissenschaftler wie ich brauchen breite Unterstüt-
zung, um die Phantasie der Bevölkerung anzuregen
und zu beeinflussen. Das bedeutet natürlich, daß man
viel Presse bekommen muß. Wir müssen deshalb Sze-
narios entwickeln, die Angst machen, drastische Be-
hauptungen aufstellen, vereinfachen und unsere eige-
nen Zweifel möglichst nicht erwähnen ... Jeder von
uns muß entscheiden, was das rechte Maß zwischen
Erfolg und Ehrlichkeit ist."
Wer natürlich - wie das ehemalige Mitglied des Club of
Rome, Eduard Pestel - der Meinung ist: „Die Welt hat
Krebs; und der Krebs ist der Mensch", der wird bei der
Suche nach dem „rechten Maß" für die Wahrheit sehr
leicht zugunsten jener Bilder entscheiden, die belegen
sollen, daß die Welt überbevölkert sei. Dann mag der
Wunsch des ehemaligen Präsidenten des World Wild-
life Found, Prinz Phillip, sogar gerechtfertigt erschei-
nen: „Im Falle meiner Wiedergeburt möchte ich als
tödliches Virus wiederkommen, um auf diese Weise
etwas gegen die Überbevölkerung zu tun." (Nach ei-
ner dpa-Meldung vom 14.8.1988)
Es ist beruhigend, daß es nach unserem christlichen
Glauben keine Wiedergeburt gibt. Dennoch bleibt
festzustellen, daß die ständig wiederholten und hier
nur andeutungsweise dargestellten Szenarien Wir-
kung bei Politikern und Industriebossen zeigen, wie
dies für die eingangs erwähnte Sendung über die
„Feuerpause im Regenwald" festgestellt wurde. Und
leider ist es nicht völlig von der Hand zu weisen, wenn
die FAZ am 17.4.89 unter der Überschrift „Die CDU
plädiert für ,ganzheitliches Denken' in der Umweltpoli-
tik" feststellt: „Die CDU nimmt in ihren Leitsätzen (zum
Umweltpolitik) hier den bislang vorwiegend von Eso-
terikern verwendeten Begriff des ,ganzheitlichen Den-
kens' auf."
Es steht mir nicht zu, Exegese zu betreiben. Das Su-
chen nach den Quellen so mancher Behauptung in un-
seren Tagen erinnert aber an die Aussagen des 2. Ti-
motheus-Briefes, wo man unter anderem liest: „Denn
es wird eine Zeit kommen, da sie die gesunde Lehre
nicht ertragen, sondern nach eigenen Gelüsten sich
Lehrer zusammensuchen, weil sie nach Ohrenkitzel
verlangen. Von der Wahrheit werden sie das Ohr ab-
wenden und den Fabeleien sich zuwenden." (2 Tim 4,
3-4)
Eine Frage drängt sich mir zunehmend auf. Als Christ
kenne ich den Schöpfungsauftrag an den Menschen:
„Seid fruchtbar und vermehrt euch, bevölkert die
Erde, unterwerft sie euch ... Gott der Herr nahm also
den Menschen und setzte ihn in den Garten von Eden,
damit er ihn bebaue und hüte." (Gen 1,28 und 2,15)
Sind die heute weltweit propagierten Forderungen:
Weniger Kinder, die Fruchtbarkeit senken (Mit Anrei-
zen und Sanktionen - Weltbank), Freigabe der Abtrei-
bung, kostenlose Verhütungsmittel, Rückzug aus der
Natur, keine Chemie, biologischer Landbau (auf antro-
posophischer Grundlage), sanfte Technik etc. nicht
eher Forderungen nach dem genau gegenteiligen Ver-
halten?
Entsprechen solche Forderungen nicht eher der zuvor
erwähnten „sanften Verschwörung" an deren Ende
möglicherweise die von dem sowjetischen Außenmi-
nister Schewardnadse am 27.9.88 vor der UN-Vollver-
sammlung geforderten „Grünhelme" in einer künftigen

„Weltgesellschaft" als „Instrument gewaltfreier Innen
Politik" (SPD Grundsatzprogramm vom 20.12.89, S
16) stehen?
Wie ist die Antwort auf die Frage des Spiegel aus der
Sicht jener, die für die „eine Welt für alle" kämpfen,
welche am 17. Juni 1989 dort wie folgt formuliert
wurde: „Sind die Widerstände der Industrie und der
Bevölkerung mit demokratischen Mitteln zu überwin-
den, oder etablieren sich womöglich Ökodiktaturen?"
Vielleicht sollte man doch noch einmal sehr sorgfältig
beispielsweise Matthäus 7,15 folgende nachlesen.

Nachtrag zu den Gedanken über „Eine Welt für
alle"
Am Abend des 24. Mai 1990 strahlt die ARD einen Bei-
trag von Prinz Charles unter dem Titel „Vision of Earth"
(Visionen von der Erde) im Rahmen ihres Programm-
schwerpunktes „Eine Welt für alle" aus.
Prinz Charles erläutert eingangs in deutscher Spra-
che, warum er der Einladung, einen solchen Film zu
machen, gefolgt sei.
Er listet die Stichworte der aktuellen Umweltdiskus-
sion auf und erklärt, daß es ihm darum gehe, die Dinge
hinter der aktuellen Diskussion zu erfragen. Dabei
stellt er fest, daß es nach seiner Erkenntnis unter an-
derem „um religiöse Werte geht".

Gebet vor dem Kanzleramt für Unge-
borene: Strafbefehl vom Amtsgericht
Nachricht: Das Bonner Amtsgericht hat Strafbefehl
erlassen gegen 12 Bundesbürger, die am 3. Oktober
1990 vor dem Bundeskanzleramt in Bonn für die un-
geborenen Kinder und für die Politiker gebetet hatten.
Einer der Beteiligten wurde zu einer Strafe von 10 Ta-
geseinsätzen zu DM 50 verurteilt. In anderen Fällen
kam es zu Gerichtsverhandlungen.
Hintergrund: Zu der Gruppe der Beter gehörte Ste-
phan Albrecht aus Lampertheim, der sich mit den an-
deren zusammen vor dem Kanzleramt am Tag der
deutschen Einheit versammelt hatte, um im stillen Ge-
bet der ungeborenen Kinder zu gedenken, die durch
die Abtreibung getötet werden. Gleichzeitig wurde
auch für alle Politiker gebetet, die für Tod oder Leben
der Ungeborenen verantwortlich sind. Dabei stellten
die Betenden kein Hindernis für den Zugang zum
Kanzleramt dar. Nach einer Stunde kam die Polizei
und nahm die Personalien auf. Das Bonner Amtsge-
richt erließ gegen die Beteiligten Strafbefehl wegen ei-
ner „Demonstration zum Schutz ungeborener Kinder
innerhalb des Bannmeilengebietes" (Aktenzeichen 72
CS-50JS 502/90-176/91).
Kommentar von Stephan Albrecht: „In was für einem
Rechtsstaat leben wir denn? Während ein Arzt, der
ungeborene Kinder tötet, straffrei bleibt und sein Tun
mit unseren Krankenkassenbeiträgen bezahlt wird,
werden Christen, die vor dem Bundeskanzleramt für
den Schutz ungeborener Kinder beten, mit Geldstra-
fen belegt! Während der Arzt straffrei bleibt, sind diese
Christen, die niemandem etwas getan haben, nun -
soviel ich weiß - vorbestraft. Wird denn die sog.,Ge-
wissensentscheidung' einer Frau, ihr ungeborenes
Kind töten zu lassen, rechtlich, ethisch und moralisch
höher bewertet, als die Gewissensentscheidung jener
Christen, die am 3. Oktober vor dem Bundeskanzler-
amt beteten?"
Hinweis: Diese Frage sollte man dem Bundeskanzler
stellen: 5300 Bonn 1, Adenauerallee 139.

Der Schwarze Brief, 25.7.91
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Buchbesprechung

Dein ist das Reich
Ein hervorragendes Werk von Dr. Siegfried Ernst, das
man fasziniert vom Anfang bis zum Ende durchliest;
und - wieder liest. Ja, ein Buch, das man als Nach-
schlagewerk immer zur Hand haben möchte, wenn
man die täglich eintreffenden Informationen und
Nachrichten richtig bewerten will. In diesem Sinne darf
auch das treffende Motto, das dem Buch vorange-
stellt wird, hier erwähnt werden; es ist ein Gedanke,
den Alexander Solschenizyn prägte: „Die moderne
Gesellschaft ist nicht mehr fähig wahrzunehmen,
was immer schneller auf sie zukommt".
Und genau das ist das Anliegen dieses Buches: Die
Lesenden werden wieder befähigt wahrzunehmen,
was auf sie zukommt. Es ist aber nicht nur in diesem
Sinne von grundlegender Kraft und Deutungsfähigkeit
- nein, es ist noch viel mehr: Es bietet eine hervorra-
gende Möglichkeit, das persönliche Gewissen zu
schärfen. So ist auch der Untertitel dieses Werkes zu

verstehen: ,Vom Plan Gottes mit den Menschen und
den Ideologien'. Dieser ,Plan Gottes' ist in der ewigen
Vorsehung Gottes eingeschlossen, die uns tagtäglich
im Geschehen dieser Welt geoffenbart wird. Wir wis-
sen als Christen sehr genau, was die Allwissenheit und
Alltätigkeit Gottes für uns bedeutet - denken wir je-
doch auch stets daran, wenn die Weltlichkeit uns zu
„umgarnen" versucht? Dieses Werk von Dr. Ernst läßt
uns die herrliche Majestät des Dreieinigen im Tages-
geschehen dieser Welt lebendig werden.

Das Vorwort von DDr. Georg Siegmund und das
Nachwort von Dr. Max Thürkauf rahmen das auch mit
vielen Bildern und Skizzen präsentierte Werk von Dr.
Ernst prägnant ein. Dem Christiana-Verlag ist zu dan-
ken und es ist auch zu hoffen, daß dieses Buch ein
,Bestseller' wird, denn es ist ein ,best-thinker'.

J. Rolf Lecher, Thun

Christiana-Verlag, CH-8260 Stein am Rhein (2. Auf-
lage, A 5, 206 Seiten, 27 Abb., siehe Seite 51)

Ein Buch von Dr. Ernst für den Papst
Dr. Siegfried Ernst, ehemaliger Ulmer CDU-Stadtrat
und auch im Alter von 76 Jahren noch unermüdlicher
Kämpfer für den Schutz des ungeborenen Lebens, hat
dieser Tage (wieder einmal) Papst Johannes Paul II.
die Hand geschüttelt. Der evangelische Christ und
langjährige frühere Synodale Ernst traf den höchsten
Repräsentanten der katholischen Kirche bereits zum
sechsten Mal, wobei der Ulmer es diesmal nicht beim
Austausch von Freundlichkeiten beließ. Vielmehr
überreichte Dr. Ernst dem aus Polen stammenden
Papst eine Ausgabe des Buches „Dein ist das Reich".
Dessen mittlerweile zweite Auflage hat Autor Ernst um
ein Kapitel ergänzt - nämlich um den Deutschland-Be-
such des Papstes. Dr. Ernst hat in seinem Buch Aus-

züge aus der Abschlußrede abgedruckt, die Johannes
Paul II. im altehrwürdigen Speyer gehalten hatte. An-
laß für Dr. Ernst, in den Vatikan zu reisen, war im übri-
gen eine Tagung der Kongregation für Familie und
Ehe. Der spanische Kardinal Lopez-Trujillo hatte dazu
als Vorsitzender einen handverlesenen Kreis von Ärz-
ten und kirchlichen Würdenträgern eingeladen - dar-
unter den Ulmer Dr. Ernst in seiner Eigenschaft als
Vorsitzender der EUROPÄISCHEN ÄRZTEAKTION.
Und die ist sich, unabhängig von der Konfession, im
Kampf gegen Abtreibungen ja einig mit der offiziellen
Haltung der katholischen Amtskirche.

Schwäbische Zeitung, 15.5.91
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Die Abtreibungsdebatte und ihr Stil - Erschreckende
Szenen an der Kölner Uni

Vorsicht: Lebensgefahr
Martin Lohmann

Müssen sich Demokraten in Deutschland inzwischen
alles gefallen lassen? Ist in unserer Gesellschaft ei-
gentlich bekannt, daß sich der Wert jeder noch so
freien Ordnung vor allem an der Einhaltung ihrer Spiel-
regeln bemißt? Und ist diese Erkenntnis gar an die
Höhe des Intelligenzquotienten gebunden?
Sie ist es nicht. Das demonstrierten Anfang Juli Vertre-
ter der „Studentinnen der Philosophischen Fakultät
der Universität Köln" und anderer Organisationen.
Rund 300 Interessierte waren einer Einladung zum In-
formationsabend der Studenteninitiative Lebensrecht
in den Hörsaal B der ehrwürdigen Alma mater gefolgt.
Was ihnen dort aber ein dreißigköpfiges Störkom-
mando der genannten Gruppe bescherte, hatte mit
ehrwürdig nichts mehr zu tun.
Gleich zu Beginn der Veranstaltung setzten die ange-
henden „Philosophen" mit einem ohrenbetäubenden
und nervenverzehrenden Pfeifen und Grölen ein. Sie
wollten verhindern, daß über Abtreibung - „Was ist
das? Was passiert da? Wie wirkt sie?" - informiert
wird. Und sie wollten nicht zulassen, daß die Organi-
satoren einen Film mit Originalaufnahmen einer Ab-
treibung zeigten.
Das gelang den Chaoten, die sich im Block zusam-
menschweißten, zwar nicht. Es gelang ihnen auch
nicht, die Veranstaltung mit dem anschließenden Po-
diumsgespräch zu sprengen. Aber es gelang ihnen,
ihren eigenen Haß gegenüber demokratischen Spiel-
regeln deutlich zu machen.
Und unfreiwillig trugen sie dazu bei, dem Thema des
Abends Anschaulichkeit zu verleihen: Wer dem Leben
Ungeborener nur mit eigener Selbstherrlichkeit ge-
genübertritt, will nicht wissen, was geschieht - und will
die ernsthafte Debatte darüber der eigenen Beses-
senheit opfern. Mehr noch: Allein der Gedanke, an-
dere könnten den Part der Verantwortung spielen,
führt zu wütenden Schreikrämpfen und Tobsuchtsan-
fällen.
Die Wahrheit tut weh. Das bekam auch ein junger Ord-
ner zu spüren, dem einer der Schreihälse regelrecht in
den Oberarm biß. Ist das der Stil, vor dem sich die Le-
bensschützer schützen - und ducken sollten? Müssen
jetzt im vereinten Deutschland an Universitäten und
anderen Stätten der Versammlung Schilder mit der
Aufschrift „Vorsicht Tollwut" installiert werden.?
Karin Struck, Schriftstellerin aus Hamburg und durch
einen eigenen Schwangerschaftsabbruch zur Abtrei-
bungsgegnerin geworden, hatte an jenem Abend
schon beim Betreten ihrer alten Universität die richtige
Einstimmung bekommen. Als sie sah, wie ein Plakat
der Veranstaltung von Studenten abgerissen wurde,
protestierte sie mit der Frage, warum sie nicht lesen
dürfe, was da bekanntgemacht worden war. Prompt
bekam sie die Antwort: „So jemanden wie dich sollte
man ohnehin vergasen."
Töne, die jeden Kommentar überflüssig machen. Sie
dokumentieren deutlicher als wohlformulierte Ab-
handlungen über Kulturdefizite, daß man sich in der
deutschen Gesellschaft überlegen muß, wo die
selbstverordnete Toleranz an ihre Grenzen stoßen
müßte. Wer das Recht auf freie Rede unterdrückt und
das Plädoyer für die Ungeborenen mit Schreien quit-
tiert, grenzt sich selber aus dem Schutzraum aus, den
die Toleranz gewährt.
In den alten Demokratien wie Amerika und England,
wo einerseits die Rechte von Minderheiten geradezu
mit religiöser Inbrunst verteidigt werden, ließe es sich

42

andererseits niemand gefallen, wenn eine dieser Min-
derheiten durch Psycho-Terror die Spielregeln so
eklatant verletzt würden wie hier geschildert. In
Deutschland dagegen muß man wohl Warntafeln auf-
stellen: „Verschiedene Meinungen - Achtung Lebens-
gefahr".
Gewiß: Die Chaoten-Gruppe von Köln ist nicht reprä-
sentativ für alle Teilnehmer der Diskussion um Abtrei-
bung. Aber typisch für einen Teil ist sie schon. Denn es
unterscheidet sich im Stil kaum, ob beispielsweise
eine abtreibungserfahrene Jutta Ditfurth Lebens-
schützer in einem öffentlich-rechtlichen Fernsehma-
gazin ungehindert in die Nähe von Nationalsozialisten
rücken kann, oder ob Studenten in Köln durch diktato-
rische Schrei-Orgien daran gehindert werden sollen,
mit ihrem interessierten Publikum in Würde über ein
lebenswichtiges Thema zu sprechen.
Solche Attacken lassen sich nicht einfach mit dem
Hinweis auf Verwirrung entschuldigen. Denn sie sind
ein Angriff auf die Kultur der Freiheit.
Rheinischer Merkur / Christ und Welt Nr. 28,12. Juli 91
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Pressespiegel

Menschenrecht
Die Personalität der ungeborenen Kinder hat der Phi-
losoph Robert Spaemann in einem Vortrag an der
Ludwig-Maximilians-Universität in München klar her-
ausgestellt und verteidigt. Mit seinem Referat „Sind
ungeborene Menschen Personen?" setzte sich Spae-
mann, Vorstand des Lehrstuhls für Philosophie I der
genannten Universität, am Donnerstag, dem 23.5.,
kritisch mit den Thesen des australischen Philoso-
phen Peter Singer und des Mainzer Rechtsprofessors
Norbert Hoerster auseinander, die den Ungeborenen
ein unverfügbares Lebensrecht mit der Behauptung
absprechen, ungeborene Menschen seien keine Per-
sonen. Singer und Hoerster würden - so führte Spae-
mann aus - keinesfalls die humanembryologischen Er-
kenntnisse und Fakten leugnen, die eindeutig beleg-
ten, daß der Nasciturus nicht ein Teil des mütterlichen
Organismus, sondern ein eigenständiges menschli-
ches Individuum ist. Was Singer und Hoerster und an-
dere allerdings bestritten, sei, daß die Zugehörigkeit
zur menschlichen Gattung überhaupt ein Lebensrecht
begründe. Nach Singer und Hoerster kann man das
Lebensrecht nur solchen Wesen einräumen, die über
ein aktuelles Ich-Bewußtsein und Rationalität verfü-
gen. Nach dieser Logik - so zeigte Spaemann sehr
deutlich - könnten nicht nur ungeborene Kinder, son-
dern auch Kinder im ersten Lebensjahr und schwer
geistig Behinderte aus gesellschaftspolitischen oder
sozialhygienischen Gründen prinzipiell zur Tötung
freigegeben werden. Tatsächlich habe Singer seine
Argumentation konsequenterweise auch auf Neuge-
borene ausgedehnt und die Tötung behinderter Kin-
der für moralisch gerechtfertigt erklärt. Diese von Sin-
ger und Hoerster vollzogene Reduktion der Person auf
bestimmte aktuelle Zustände von Ich-Bewußtsein und
Rationalität, sei - so Spaemann - völlig unhaltbar.
Nach traditioneller und philosophisch wohlbegründe-
ter Auffassung sei Person jedes Wesen einer Spezies,
deren normale Mitglieder die Möglichkeit haben, Ich-
Bewußtsein und Rationalität zu erwerben. Würde nur
aktualisierte Rationalität das Personsein begründen,
wären auch Schlafende keine Personen, die man,
folgte man der fragwürdigen Logik Singers und Hoer-
sters, töten dürfte. Ein gründliches Nachdenken über
die menschliche Personalität und Geistigkeit demon-
striere vielmehr, so Spaemann, daß sämtliche geistige
Akte und Fähigkeiten, die der Mensch im Laufe seines
Lebens vollzieht, ihre real-ontologische Grundlage in
der Natur des ungeborenen Kindes und des Säuglings
hätten. Es könnte gar keine Aktualisierung von geisti-
gen Fähigkeiten stattfinden, wenn der ungeborene
Mensch deren ontologisch primäres Vermögen nicht
schon in sich tragen würde. Diese geistige Potentiali-
tät aber sei es, die die Personalität der ungeborenen
Menschen, und damit ihre unbedingte Würde und ihr
unverfügbares Lebensrecht, begründe. Daher gehe
es, so führte Spaemann aus, bei der Abtreibungspro-
blematik auch nicht um die Selbstbestimmung der
Frau. Das Selbstbestimmungsrecht eines jeden Men-
schen ende notwendigerweise am Lebensrecht des
Mitmenschen. In diesem Zusammenhang sprach sich
Spaemann gegen den Versuch aus, den Lebens-
schutz durch die sog. Schwangerschaftskonfliktbera-
tung leisten zu wollen, wie es z. B. der sog. „Dritte
Weg" der Bundestagspräsidentin Süßmuth vorsieht.
Zynisch sei es von einer Gesellschaft, einer Frau, die
sich in einer Notlage und einer panikartigen Situation
befindet, aufzubürden, eine solche Entscheidung über
Leben und Tod zu fällen. Abtreibung dürfe, so Spae-

mann, auf keinen Fall sein; die Gesellschaft müsse an-
dere Wege finden, Frauen in Not zu helfen.

Institut für Philosophie der Universität München
Seminar für christliche Weltanschauung
Religions- und Kulturtheorie
München, 24.5.91

Große Gemeinsamkeit in Fragen des
Lebensrechtes ungeborener Kinder
Kommunique des ersten evangelikal-katholischen
Gespräches auf Leitungsebene

(idea) - „Die notwendigen Verbesserungen zum
Schutz des ungeborenen Kindes standen im Mittel-
punkt einer ersten Begegnung zwischen dem Leiter
des Kommissariates der deutschen Bischöfe in Bonn,
Prälat Paul Bocklet, und dem Generalsekretär der
Deutschen Evangelischen Allianz, Hartmut Steeb,
Stuttgart, am 22. Mai in Bonn. Bei dem Gespräch, an
dem seitens des Kommissariats der katholischen Bi-
schöfe auch Dr. Karl Panzer und seitens der Evangeli-
schen Allianz auch Wolfgang Baake, Geschäftsführer
der Konferenz Evangelikaler Publizisten, teilnahmen,
wurde weitgehende Übereinstimmung zwischen den
Positionen der katholischen Bischofskonferenz und
dem Hauptvorstand der Deutschen Evangelischen Al-
lianz in den Fragen verbesserten Rechtsschutzes für
ungeborene Kinder, in Bedrängnis geratene Frauen
und flankierende familienpolitische Maßnahmen er-
zielt. So begrüßt Steeb für die Deutsche Evangelische
Allianz die von der Katholischen Kirche vom 10. bis 16.
Juni 1991 geplante "Woche für das Leben". In dieser
Woche sollen Veranstaltungen und Initiativen zugun-
sten einer Verbesserung des Schutzes ungeborener
Kinder gebündelt werden, um zu einer Verbesserung
des Bewußtseins in diesem Bereich beizutragen.
Bocklet unterstützt seinerseits die kürzlich von Steeb
veröffentlichte Erklärung mit zehn Eckpunkten einer
besseren Lösung. Steeb hatte unter anderem die An-
erkennung des Mutterseins als Beruf und damit ver-
bunden die sozialversicherungsrelevante Weiterent-
wicklung des Erziehungsgeldes vorgeschlagen, die
auch andernorts erhobene Forderung nach einem
Kindergeldbezug für ungeborene Kinder einen staatli-
chen Rechtsvertreter gefordert. Auf keinen Fall, so
verlautete nach dem Gespräch, könne eine juristische
Lösung akzeptiert werden, die, wie etwa verschiedene
Modelle der Fristenlösung, den Schutz ungeborener
Kinder weiter aushöhle. Weil das menschliche Leben
höchstes Rechtsgut der Verfassung sei, müsse an der
Strafbewehrung grundsätzlich festgehalten werden.
Weder drohende Behinderungen eines Kindes noch
soziale Schwierigkeiten von Familien dürften als
Rechtfertigung für die Tötung ungeborener Kinder
gelten. Das Kommissariat der katholischen Bischöfe
und die Geschäftsstelle der Deutschen Evangelischen
Allianz wollen auch künftig in Kontakt bleiben."

Württembergischer Landesbischof
warnt vor "falschen Propheten" in der
Kirche
Paragraph 218-Diskussion: Anpassung ethischer
Normen an den Zeitgeist

Bad L i e b e n z e l l (idea) - Vor der Verführung durch
„falsche Propheten" hat der Bischof der Evangeli-
schen Landeskirche in Württemberg, Theo Sorg
(Stuttgart), die Kirche gewarnt. Als Beispiel nannte er
die „unselige Diskussion um den Strafgesetzbuch-Pa-
ragraphen 218", bei der ethische Normen dem Zeit-
geist angepaßt würden. Die „immer weiter um sich
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greifende und an die innerste Substanz gehende Ver-
unklarung" habe dazu geführt, daß man auf Grundfra-
gen des Glaubens und Lebens heute keine eindeuti-
gen Antworten mehr bekomme, beklagte der Bischof
vor rund 3.000 Teilnehmern einer regionalen Ludwig-
Hofacker-Konferenz am 30. Mai in Bad Liebenzeil. Die
„Vernebelung" reicht seiner Ansicht nach bis in die
großen Versammlungen der Weltchristenheit hinein.
Einander ausschließende religiöse Inhalte würden ver-
mischt und mit einem christlich scheinenden Gewand
verbrämt. Selbst in Gemeinden und der kirchlichen
Mitarbeiterschaft hätten sich ostasiatische Medita-
tionspraktiken, Naturreligionen, mittelalterliche Eso-
terik und schrankenloser Enthusiasmus ausgebreitet.
Viele Christen bemerkten nicht, wie sie „geheimen
Verführern" verfielen. Dadurch werde die in der Bibel
bezeugte Einzigartigkeit Jesu Christi zunehmend auf-
gegeben.

Institut für Bildung und Wissen
Paderborn, den 2. Juni 1991

Entschließung der Generalversamm-
lung 1991
Das Deutsche Institut für Bildung und Wissen be-
trachtet mit Sorge die Diskussion um die künftige Ge-
staltung des § 218 StGB. Es hat den Eindruck, daß
viele der daran Beteiligten nicht wissen, worum es
wirklich, geht. Daher weist es mit Nachdruck darauf
hin, daß es sich nicht primär um eine Frage des Selbst-
bestimmungsrechtes der Frau, sondern um den
Schutz des Kindes vor willkürlicher Tötung handelt.
Wer einen neuen Menschen ins Dasein ruft, über-
nimmt damit auch die Verantwortung für ihn. Das gilt
für Mann und Frau.
Da auch Abgeordnete des Deutschen Bundestages
sich offensichtlich nicht im klaren sind, wovor das
Kind geschützt werden soll, fordert das Deutsche In-
stitut für Bildung und Wissen, vor einer Abstimmung
über den künftigen § 218 StGB den Dokumentarfilm
,Der stumme Schrei' im Plenum des Bundestages vor-
zuführen. Es wäre unverantwortlich, wenn eine Ent-
scheidung in einer so grundlegenden Frage von Abge-
ordneten getroffen würde, die keine Vorstellung da-
von haben, was sie strafrechtlich zulassen oder ver-
hindern.

Blendwerk
Schwere Vorwürfe gegen den Feminismus hat am
Dienstag, dem 11. Juni 1991, die Hamburger Schrift-
stellerin Karin Struck in einem Vortrag an der Ludwig-
Maximilians-Universität zum Thema „Das Tabu der
Abtreibungsfolgen in einer Gesellschaft der Doppel-
moral" erhoben.
Karin Struck, die selbst aus der aktiven Frauenbewe-
gung kommt, kritisierte die Heuchelei und Verblen-
dung weiter Kreise des Feminismus angesichts der
Abtreibungsproblematik. Pausenlos werde von den
bekanntesten Sprecherinnen der Frauenbewegung
ein fragwürdiges „Recht auf Abtreibung" verlangt, wo-
bei man weder das ungeborene Kind noch die Leiden
der Frauen sähe, die abgetrieben haben. Den Män-
nern, die oft selbst am meisten von einer Liberalisie-
rung der Abtreibungspraxis profitieren, wäre es so ein
Leichtes, die Abtreibungsproblematik als „reine Frau-
ensache" auszugeben und so die Verantwortung ab-
zuschieben. Eine solche Einstellung sei, so Karin

Struck, zynisch. Sich auf mehrere wissenschaftliche
Untersuchungen berufend, so zum Beispiel die Dis-
sertation der Würzburger Psychologin Maria Simon,
betonte Karin Struck, daß die meisten Frauen nach
Abtreibungen an erheblichen physischen und psychi-
schen Schwierigkeiten und Spätschäden zu leiden
hätten. Eine weitere Liberalisierung der Abtreibungs-
gesetze, etwa im Sinne einer Fristenregelung, würde
diese Frauen noch einsamer und hilfloser machen. Es
sei schon heute weit verbreitete Meinung, die Frauen
hätten mit den eintretenden psychischen Schädigun-
gen allein fertigzuwerden, schließlich hätten sie sich ja
selbst freiwillig für die Abtreibung entschieden. Haben
sich, so fragte Karin Struck, die Anhängerinnen und
Anhänger einer Liberalisierung der Abtreibung, von
Jutta Dithfurth über Alice Schwarzer bis Rita Süß-
muth, wirklich mit den psychischen Folgen für die Frau
(„Post Abortion Syndrom") beschäftigt? Wer von femi-
nistischer Seite helfe diesen Frauen? Warum, so
Struck, stehe in Frauenzeitungen kaum etwas über die
Selbsthilfegruppen betroffener Frauen, wie es sie in
den Vereinigten Staaten („Women exploited by abor-
tion"), aber auch in der Bundesrepublik gibt. Auf ihre
eigenen Erfahrungen rekurrierend, schilderte Karin
Struck, die in den 70er Jahren selbst eine Abtreibung
hatte, welche Ängste und Depressionen eine Frau
nach einer Abtreibung durchmachen müsse. Sie
könne nicht länger schweigen, erklärte Karin Struck.
Sie bedaure zutiefst, daß sie ihr ungeborenes Kind tö-
ten ließ, und sie wolle nun helfen, andere Frauen auf-
zuklären, was bei einer Abtreibung wirklich geschehe:
die Tötung eines Kindes und eine unheilbare seelische
Verletzung der Frau.

Institut für Philosophie der Universität München
Seminar für christliche Weltanschauung
Religions- und Kulturtheorie
München, 13.6.91

Grundgesetz nur noch ein Fetzen
Papier?
Das Parlament hat kein Recht Lebensrechte ein-
zuschränken

Abtsteinach. Ernste Bedenken über die Bedeutung
und den Wert des Grundgesetzes, äußerte die Aktion
Leben e.V. anläßlich des Jahrestages des Inkrafttre-
tens unseres Grundgesetzes am 23. Mai 1949.
Die Aktion Leben e.V. ist mit über 37.000 Mitgliedern
die mitgliederstärkste Lebensrechtsbewegung zum
Schutz noch nicht geborener Menschen in Deutsch-
land.
Die gegenwärtige politische Diskussion zur Abtrei-
bungsfrage gehe am Kern der Sache vorbei und habe
„Nebenkriegsschauplätze" künstlich aufgebaut,
sagte der Vorsitzende dieser Organisation, Walter
Ramm, im Pressedienst seiner Organisation. Wörtlich:
„Das Parlament hat kein Recht per Gesetz Menschen-
würde und Lebensrecht eines Teils seiner Bürger, der
noch nicht geboren, einzuschränken oder gar völlig
abzuschaffen." Die Aktion Leben berufe sich hierbei
auf die Artikel 1, Abs. 1 (GG), „die Würde des Men-
schen ist unantastbar" und Art. 2,2 (GG), „jeder hat
das Recht auf Leben", sowie das Urteil des höchsten
weltlichen Gerichtes in Deutschland, dem Bundesver-
fassungsgericht (BVG) vom 25. Febr. 19/5 in dem es
klar heiße, „das sich im Mutterleib entwickelnde Le-
ben ist ein selbständiges Rechtsgut, das unter dem
Schutz der Verfassung steht." Ramm folgert daraus,
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daß der Staat die Ungeborenen mit den gleichen Mit-
teln - also auch der Strafandrohung - wie die bereits
Geborenen zu schützen verpflichtet ist. Daraus er-
gebe sich, daß weder der im Westen Deutschlands
geltende § 218 StGB (Indikationentötung), noch der§
153 (Fristentötung) der ehem. DDR, oder die totale
Abtreibungstötungsfreigabe bis zur Geburt, dieser
Anforderung entspricht. Man dürfe schließlich auch
(noch) keine bereits geborenen Menschen - aus wel-
chen Gründen auch immer - straffrei, sogar von der
Gesellschaft finanziert, töten.
„Über die erwähnten Artikel des Grundgesetzes hin-
aus haben die Verfassungsväter", so Ramm, „in wei-
ser Voraussicht und aus den Erfahrungen einer leid-
vollen Vergangenheit den Artikel 19, Abs. 2, in das
Grundgesetz eingefügt, der besagt: „in keinem Fall
darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt angeta-
stet werden". Selbst eine Grundgesetzänderung, die
gegen die Würde des Menschen gerichtet ist, (Artikel
1,1 GG) ist ausdrücklich nach Artikel 79, Abs. 3 GG,
unzulässig, also verfassungswidrig. Vor 30 - 40 Jahren
sei dies, so der Sprecher der Aktion Leben, auch
noch Grundkonsens unter den demokratischen Par-
teien gewesen. So hätte der SPD-Abgeordnete und
Jurist, Rudi Arndt, in diesem Zusammenhang von
„Unabstimmbarem" gesprochen. De facto hätten wir
durch den derzeitigen § 218 StGB schon einen ande-
ren Staat als die 1949 auf unserer Verfassung, als de-
mokratischer Rechtsstaat gegründete Bundesrepu-
blik Deutschland, weil der Gesetzgeber bereits seit 15
Jahren das Lebensrecht eines Teils seiner Bevölke-
rung, die Ungeborenen, in Wahrheit der Anarchie, der
Willkür, preisgegeben habe. 300 - 400.000 (in West-
deutschland) praktisch straffreie, vorgeburtliche
Kindstötungen jährlich, seien doch ein eindeutiges In-
diz dafür.
Es erschreckt uns, klagt Ramm, daß selbst Regie-
rungsmitglieder ungeniert und ungerügt verfassungs-
widrige Forderungen öffentlich erheben. Wir alle, ins-
besondere die verantwortlichen Politiker, sollten sich
angesichts dieser Tatsachen fragen, was unsere Ver-
fassung in „Verantwortung vor Gott und den Men-
schen" (Präambel) noch wert ist, ob sie tatsächlich nur
noch ein Fetzen Papier ist.

Treffen
Gruppen

Christlicher Lebensrechts-

Wo viele Ratgeber zusammen kommen, entstehen
und reifen Pläne.

Es soll eine Organisationsform sein, die den Umfang
und der Bedeutung des TCLG Rechnung trägt. Ge-
dacht ist hierbei an eine Art Förderverein, bei dem
aber nur die leitenden Mitarbeiter Mitglieder sein sol-
len. Der Forums-Charakter des TCLG soll in jedem Fall
erhalten bleiben.

Die nächsten TCLG-Termine bitte vormerken:
16. November 91
14. März 92
7. November 92

Zum Treffen am 16. November 91
- Das Programm zu diesem nächsten TCLG erhalten

Sie gesondert
- Bitte schicken Sie Ihre Anmeldung bis zum 11.11.91

spätestens
- Übernachtungsmöglichkeiten können gestellt wer-

den, wenn Sie uns dies bis zum 4.11.91 mitteilen.

TCLG-Koordinationsbüro, Haydnstraße 38, 4600
Dortmund 1

§ 218: Bedenken gegen politische
Stellungnahme der Ärzteschaft
GRADO. Die Ärzteschaft sollte sich in der Diskussion
über die gesetzliche Regelung des Schwanger-
schaftsabbruchs einer Parteinahme enthalten. Die
Frage der sozialen Indikation sei allein vom Gesetzge-
ber zu entscheiden. Diese Auffassung vertrat der Prä-
sident der Bayerischen Landesärztekammer, Dr. Hans
Hege, beim 39. Internationalen Fortbildungskongreß
der Bundesärztekammer in Grado. Die Ärzte könnten
sich von Berufs wegen wohl zur medizinischen, nicht
aber zur sozialen Indikation äußern, so Hege. Ihre Be-
rufsordnung verpflichte sie zur Erhaltung des Lebens;
wenn der Gesetzgeber Abweichendes bestimmen
wolle, dann möge er das tun, die Ärzte aber außen vor
lassen.
Hege kritisierte insoweit eine Entscheidung des 94.
Deutschen Ärztetages. Dieser hatte zugunsten des
Mehrheitsvotums eines von der Bundesärztekammer
eingesetzten § 218-Ausschusses entschieden. Da-
nach liegt die Entscheidung für oder gegen einen
Schwangerschaftsabbruch letztlich bei der - zuvor
sachkundig beratenen - Frau. Laut Hege hat der Ärz-
tetag damit eine Entscheidung zugunsten des Süss-
muth-Modells getroffen. Das bedeute „in der Handha-
bung eine verkappte Fristenlösung". Hege hält ferner
„eine Beratung, wenn sie nicht das Ziel hat, einen
Schwangerschaftsabbruch zu vermeiden, für sinn-
los".
Dr. Hege hatte beim Ärztetag in Hamburg einen Alter-
nativ-Vorschlag zum sogenannten Mehrheitsvotum
eingebracht, der jedoch nicht durchkam. „Ich weiß
nicht, ob es wirklich die Intention des Ärztetages war,
politisch Stellung zu nehmen", fragte er jetzt beim
Grado-Kongreß sich und die Teilnehmer. NJ

Dt. Ärztebl., 30.5.91

Vorschläge zum Abtreibungsgesetz:
Juristen gegen „dritte Wege"
Juristenvereinigung Lebensrecht: Tötung Unge-
borener muß strafbar bleiben

W ü r z b u r g (idea) - Gegen die bisher vorgelegten
Mittelwege zwischen der Fristen- und der Indikations-
lösung bei der Neufassung des Abtreibungsgesetzes
hat sich die Juristen-Vereinigung Lebensrecht ausge-
sprochen. Auf der Jahrestagung der Vereinigung am
4. Mai in Würzburg bezeichnete der Professor für öf-
fentliches Recht, Wolfgang Rüfner (Köln), alle bisheri-
gen Entwürfe für die gesetzliche Neuregelung des
Schwangerschaftsabbruchs als verfassungswidrig.
Dies gelte insbesondere für das von Bundestagsprä-
sidentin Rita Süssmuth (CDU) vorgeschlagene Modell
eines „dritten Weges", nach dem letztlich eine
Schwangere allein über eine Abtreibung entscheiden
kann. Durch den Einigungsvertrag wird ein neues, für
ganz Deutschland geltendes Gesetz zum Schwanger-
schaftsabbruch nötig. So lange besteht in den neuen
Bundesländern die von der SED eingeführte Fristenre-
gelung weiter, die eine Abtreibung bis zur zwölften
Schwangerschaftswoche erlaubt. Dieses Modell
wurde 1975 vom Bundesverfassungsgericht verwor-
fen. In der alten Bundesrepublik gilt bis zu einer Neu-
regelung die Indikationslösung nach Paragraph 218
StGB, die Abtreibungen in den ersten drei Schwan-
gerschaftsmonaten nur unter bestimmten Bedingun-
gen straffrei stellt. Vorstellungen, man solle grund-
sätzlich von Strafe absehen, bezeichnete der Vorsit-
zende der Juristen-Vereinigung, der Vorsitzende
Richter am Verwaltungsgericht Freiburg Bernward
Büchner, als „heuchlerisch". Der Rechtsstaat dürfe
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nicht darauf verzichten, die Tötung ungeborener Kin-
der als Unrecht zu kennzeichnen und grundsätzlich
unter Strafe zu stellen. Aus der Gewissensfreiheit sei
kein Recht zum Töten abzuleiten. Büchner: „Wer
meint, das Gewissen könne die Tötung menschlichen
Lebens rechtfertigen, der hilft nicht, der führt in die
Irre." Er forderte die Kirchen auf, einem „Mißbrauch
der Gewissensfreiheit" entgegenzutreten. Sie dürften
sich nicht als Instrument für die Rechtfertigung der Tö-
tung ungeborener Kinder mißbrauchen lassen. Ferner
appellierte Büchner an die Unionsparteien, eine klare
Position zum Schutz des ungeborenen Lebens zu be-
ziehen. Die Juristen-Vereinigung Lebensrecht wurde
1984 in Köln gegründet. Ihr gehören Juristen, Medizi-
ner, Sozialwissenschaftler und Publizisten an.

Bayern: Kirchliche Sammlung wirft
Landessynode Irrlehre vor
Bibel und Bekenntnis stehen über Synode und Kir-
chenrecht
W a l l e n f e l s / M ü n c h e n (idea) - Die Verbreitung
von „Irrlehren" hat die Kirchliche Sammlung um Bibel
und Bekenntnis in Bayern Gremien der dortigen Evan-
gelisch-Lutherischen Kirche vorgeworfen. Die Kritik
der Sammlung richtet sich gegen die jüngste Erklä-
rung der bayerischen Synode zum Schwanger-
schaftsabbruch und gegen die Forderung eines kirch-
lichen Ausschusses, homosexuellen Partnerschaften
sollte „auf Wunsch die Segensfürbitte nicht verweigert
werden". In ihrer „Rosenheimer Erklärung" hatte die
Synode Straffreiheit bei Abtreibungen und damit indi-
rekt eine Streichung des Paragraphen 218 StGB ge-
fordert. In einer Stellungnahme der Kirchlichen
Sammlung heißt es, der „skandalöse" Synodalbe-
schluß und das Votum des Ausschusses seien ungül-
tig, da sie Bibel und Bekenntnis widersprächen. Deren
„klares Zeugnis" stehe über Synode und Kirchen-
recht. Die Sammlung veröffentlichte die Stellung-
nahme auf einer „Bekenntnisversammlung" in Wallen-
fels (Oberfranken). Das Treffen fand anläßlich der Ein-
weihung eines Missionshauses der „Mission für uner-
reichte Völker" (München) statt, die unter mongoli-
schen Stämmen in China, der Sowjetunion und der
Volksrepublik Mongolei tätig ist. Wie der Vorsitzende
der Kirchlichen Sammlung, Pfarrer Friedrich-Wilhelm
Künneth (München), gegenüber idea weiter sagte, ist
deren Erklärung in stark besuchten Bekenntnisgottes-
diensten vorbereitet worden. Sie finde durchweg Zu-
stimmung bei Gemeindemitgliedern und „Bekenntnis-
pfarrern".

Kirchliche Sammlung: Bischofswort kommt zu
spät
Positiv äußerte sich Künneth femer über einen Brief
des bayerischen Landesbischofs Johannes Hansel-
mann zur Rosenheimer Erklärung an die Kirchenge-
meinden. Er hatte dem Papier nicht zugestimmt. In
dem Schreiben verweist der Bischof auf seine Beden-
ken gegen den Satz: „In Konfliktfällen kann die letzte
Entscheidung der betroffenen Frau von niemandem
abgenommen werden, sie muß sie in ihrer Verantwor-
tung vor Gott treffen." Damit wird nach Hanselmanns
Ansicht der Eindruck erweckt, daß eine Frau willkür-
lich über einen Schwangerschaftsabbruch verfügen
könne. Nach Meinung der Kirchlichen Sammlung
kommt der Brief des Bischofs aber zu spät, da er
nichts an der generellen kirchlichen Fehlentwicklung
und dem Synodalbeschluß ändere.

M & I-Redaktion: Gegenüber dem Vorsitzenden der
EUROPÄISCHEN ÄRZTEAKTION, Dr. med. Siegfried
Ernst, äußerte Bischof Hanselmann, daß seine Ände-

rungsanträge allesamt überstimmt worden seien. Mit
„Bestürzung und äußerstem Befremden" haben auch
Bayerns landeskirchliche Evangelikaie auf die umstrit-
tene Erklärung der Synode reagiert, meldete der Infor-
mationsdienst der Evangelischen Allianz. Durch eine
Streichung des §§218 aus dem Strafgesetzbuch
würde „das Töten im Mutterleibe als legitim" erachtet.
Das reiße „die ethischen Dämme ein, die dem Lebens-
schutz dienen". Die Leiter dreier Gemeinschaftsver-
bände fragen: „ Wo würde unsere Gesellschaft enden,
wenn wir diesen Liberalismus auch auf alte, kranke
und behinderte Menschen anwenden würden und je-
der nach Belieben den anderen töten dürfte?"

Synodaler: Tötung ist ethisch nicht zu rechtferti-
gen
In einer weiteren Erklärung weist der evangelikale Lan-
dessynodale und Leiter der Christlichen Gästehäuser
Hohe Rhön, Fritz Schroth (Bischofsheim), darauf hin,
daß auch Landesbischof Johannes Hanselmann
(München) der „Rosenheimer Erklärung" seine
Stimme versagt und der Leiter des Münchener Lan-
deskirchenamtes, Oberkirchenrat Werner Hoffmann,
festgestellt habe, daß das Papier vor dem Bundesver-
fassungsgericht nicht bestehen könnte. Schroth be-
gründet seine Entscheidung, gegen den Beschluß zu
stimmen, unter anderem damit, daß keine Notlage die
Abtreibung ethisch rechtfertigen könne, es sei denn,
das Leben der Mutter stehe gegen das Leben des Kin-
des. Die Kirche sollte ferner - so Schroth - in der
Schwangerschaftsberatung „ihre eigene unverwech-
selbare Stimme gegenüber Staat und Öffentlichkeit"
erheben und eine „Beratung zum Leben" durchführen.

Evangelische Allianz gegen Abtrei-
bung aufgrund sozialer Notlage
Änderung des Paragraphen 218 gefordert - Straf-
recht hat normative Kraft

Ber l i n (idea) - Die Deutsche Evangelische Allianz hat
eine grundlegende gesetzliche Verbesserung des Le-
bensschutzes für ungeborene Kinder gefordert. Der
Zusammenschluß von rund 1,3 Millionen evangelika-
len Christen aus Landes- und Freikirchen in Deutsch-
land lehnt neben der in den neuen Bundesländern gel-
tenden Fristenlösung auch die jetzige Fassung der
westdeutschen Indikationsregelung ab. Sie biete kei-
nen ausreichenden Schutz für die Ungeborenen. So
müsse die Erlaubnis zu einer Abtreibung aufgrund ei-
ner sozialen Notlage (Indikation) abgeschafft werden.
Es gehe nicht an, daß in Deutschland als einem der
reichsten Staaten der Erde Kinder getötet werden,
weil angeblich kein Geld da sei. Zugleich fordert der
Dachverband einen Stopp der Finanzierung von Ab-
treibungen durch die Krankenkassen. Die Allianz trete
für eine Änderung des Paragraphen 218 StGB ein,
sagte der bisherige Vorsitzende der westdeutschen
Allianz, Pastor Fritz Laubach (Hamburg), auf einer Sit-
zung des Hauptvorstandes dieses Dachverbandes in
Berlin. Nach seiner Ansicht ist das Strafrecht zwar
nicht das einzige Mittel, um die Gewissen zu schärfen.
Es sei aber eine „letzte Notbremse, die die Hemm-
schwelle höhersetzt, damit Menschen sich nicht am
ungeborenen Leben vergreifen". Darum gehe es nicht
an, daß sich der Gesetzgeber nach der Entwicklung
des allgemeinen Bewußtseins richte. Laubach: „Die
Fristenlösung wie die Abtreibung überhaupt lösen die
Ehrfurcht vor dem Leben als einer Gabe Gottes auf
und leisten einer Tötungsmentalität Vorschub." Der
Allianzvorsitzende wies ferner auf ein Schwinden des
Unrechtsbewußtseins im Blick auf die Abtreibung hin.
Es sei inzwischen so stark, daß die Befürworter des
Schwangerschaftsabbruchs ihre Gegner der Intole-
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ranz bezichtigen.

85 Prozent der Gynäkologen für Abtreibungspille
Laubach äußerte sich auch zur von der Evangelischen
Allianz als ethisch verwerflich abgelehnten Abtrei-
bungspille RU 486, die in Frankreich von einem Toch-
terunternehmen der Hoechst AG hergestellt wird. Auf
dem Weltkongreß der Gynäkologen in Rio de Janeiro
hätten 85 Prozent der Teilnehmer für die Freigabe des
Präparates gestimmt. Ärzte vermuten, so Laubach,
daß nach einem Regierungswechsel in Deutschland
die Abtreibungspille zugelassen werden könnte. Im
Blick auf die Gefahren der Gentechnologie meinte
Laubach, es bestehe kein Zweifel, daß es in wenigen
Jahren durch Humangenetik und Biotechnik für eine
kleine Gruppe von Experten möglich sein werde,
menschliches Leben zu manipulieren. Dieser For-
schungszweig entwickelte sich auf dem Hintergrund
eines humanistischen Menschenbildes, das dem bi-
blischen diametral entgegengesetzt sei.

Abtreibung/Publizistik: Frauen kriti-
sieren Kampagne für Fristenlösung
Rahel-Gruppen: Meinungsmanipulation - Gesetz
der „Männerlobby"

Frank fu r t /Ma in (idea) - Eine Gemeinschaftsaktion
von zwölf deutschen Frauenzeitschriften für die Ein-
führung der Fristenregelung in der Abtreibungsge-
setzgebung ist auf Kritik bei Selbsthilfegruppen von
Frauen gestoßen. In den Gruppen unter der Bezeich-
nung Rahel haben sich Frauen zusammengeschlos-
sen, die unter den Folgen eines Schwangerschaftsab-
bruchs leiden. In einer Mitteilung der Gruppen heißt
es, mit der publizistischen Kampagne werde versucht,
die öffentliche Meinung zu manipulieren. Dabei wür-
den die negativen Folgen für die betroffenen Frauen
wie auch Untersuchungsergebnisse von Ärzten und
Psychologen außer acht gelassen. Unter dem Deck-
mantel der „Freiheit für die Frau" werde versucht, der
Schwangeren die alleinige Entscheidung über eine
Abtreibung zu überlassen. Die Fristenregelung sei
aber das Werk einer „Männerlobby". Die Mutter und
ihr Kind würden dadurch nicht geschützt, sondern
dem Druck der Männer ausgesetzt. Die erst in diesem
Jahr gegründeten Rahel-Gruppen existieren in Frank-
furt/Main und Hofheim (Main-Taunus-Kreis).

Bischöfe Spaniens: Abtreibung ist
Verbrechen
MADRID (dpa). Die katholische Kirche in Spanien hat
Abtreibung - gleich, unter welchen Voraussetzungen -
als Verbrechen verurteilt, das automatisch die Exkom-
munikation nach sich zieht. Das geht aus einem Doku-
ment hervor, das die Bischofskonferenz am Mittwoch
in Madrid veröffentlichte. Darin heißt es, daß gewollter
Schwangerschaftsabbruch in jedem Fall ein Verbre-
chen an einem unschuldigen, schutzlosen Wesen ist.
Die Kirche setzt dabei voraus, daß Leben bereits im
Moment der Vereinigung von männlicher und weibli-
cher Zelle beginnt. Das Dokument attackiert heftig das
spanische Abtreibungsgesetz von 1985, nach dem
Schwangerschaftsabbruch bei Gefahr für das Leben
der Mutter, bei der Gefahr von Mißbildung des Kindes
und nach Vergewaltigung straffrei ist. Die spanische
Gesetzgebung sei ein Angriff auf das Leben. Hinter
dem Zulassen eines ungerechtfertigten Todes von
Unschuldigen sehen die Bischöfe lediglich Bequem-
lichkeit, Unwissenheit, Einsamkeit und mangelnde In-
formation. Die spanischen Gesetzgeber hätten Grenz-
fälle klären wollen, der Gesellschaft sei aber „der fal-

sche Eindruck vermittelt worden, daß Abtreibung un-
ter bestimmten Voraussetzungen kein Delikt ist".
Ebenso verurteilen die Bischöfe die soziale Indikation
sowie die Fristenregelung, die in Spanien bei der Dis-
kussion über die Abtreibungsreform eine große Rolle
spielen. Der Gesetzgeber würde damit den Frauen so-
gar einen Anspruch auf Beseitigung ihrer ungebore-
nen Kinder zubilligen, meint die Kirche.

Geburtenkontrolle ,kriminell'
Brasiliens Gesundheitsminister hat internationale Or-
ganisation der Finanzierung der Sterilisation von Mil-
lionen brasilianischer Frauen mittels „eines verzerrten,
kriminellen Geburtskontrollprogrammes" beschul-
digt.

Millionen ,sind illegal sterilisiert'
(Jan Rocha in Sao Paulo)

Brasiliens Gesundheitsminister hat internationale Or-
ganisationen der Finanzierung der Sterilisation Millio-
nen Brasilianischer Frauen beschuldigt, mittels - wie
er es nennt - „eines verzerrten kriminellen Geburts-
kontrollprogrammes, dem größten ungehörigen Pro-
gramm der Welt."
Obwohl Sterilisation in Brasilien illegal ist, es sei denn,
das Leben der Mutter ist gefährdet, hatten wenigstens
7,5 Millionen Frauen die entsprechende Operation in
den jüngsten Jahren. Offizielle Statistiken zeigen, daß
70 % der Frauen in der Altersgruppe 15 - 54 Geburten-
kontrolle anwenden und von diesen sind 45 % sterili-
siert. Viele sind in den Zwanzigern, einige im Teena-
geralter.
Die ärmsten Staaten weisen die höchsten Zahlen auf,
angeführt von dem nördlichen Staat Maranhao, wo 80
% der Frauen in dieser Kategorie jetzt unfähig sind,
Kinder zu haben. In weiteren acht Staaten, einschließ-
lich der Hauptstadt Brasilia, liegt die Anzahl bei über
50 Prozent.
Der Minister, Dr. Alceni Guerra, erklärte in einem, von
einem brasilianischen Magazin veröffentlichten Inter-
view, daß unter den Organisationen, welche dieses
inoffizielle Programm finanzierten, das in privaten bra-
silianischen Kliniken durchgeführt wird, sich die Inter-
national Planned Parenthood Federation, der Popu-
lation Council, die Internationale Förderation für die
Förderung des Familienlebens, die Ford- und Rocke-
fellerstiftung, die Weltbank und andere multilaterale
Behörden befinden. Zwischen 1985 und 1989 wurden
32 Millionen Dollar brasilianischen Agenturen für Ge-
burtenkontrolle gespendet. Als Ergebnis davon ist die
jährliche brasilianische Bevölkerungswachstumsrate
von über 3 %, nach Auskunft des Ministers, auf 1,7 %
im Jahre 1990 zurückgegangen.
Dr. Guerra hat jetzt eine Untersuchung der Sterilisa-
tionsprogramme angeordnet, welche von dem Kin-
derarzt Antonio Marcio Lisboa aus dem Gesundheits-
ministerium verantwortlich durchgeführt werden soll.
Dr. Lisboa gestand ein, daß Privatorgane in den jüng-
sten Jahren durch Unterlassung der Regierung ent-
standene Lücken gefüllt haben. „Aber wir können uns
nicht den Luxus leisten, eine ältere Bevölkerung zu ha-
ben, wie dies in der entwickelten Welt ist."
Aurelio Molina, ein brasilianischer Gynäkologe, der
soeben seine Dissertation über Familienplanung an
der Leeds University fertiggestellt hat, argumentiert,
daß die internationalen Organisationen Geburtskon-
trollprogramme finanzieren, weil sie eine große Bevöl-
kerung als Bedrohung für ihren Nachschub an billigen
Rohstoffen aus der Dritten Welt und eine Bedrohung
für die Umwelt betrachten.
Er sagte, daß Kliniken Informationen über alternative
Methoden zurückhalten und viele Ärzte sich nicht der
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Konsequenzen der Sterilisation in vollem Umfang be-
wußt seien. Dr. Molina erklärt, daß diese Organisatio-
nen die irreführende Idee verbreiten, daß Geburten-
kontrolle das Problem der Armut lösen würde und daß
Brasilien einen Bevölkerungsüberschüß habe. In
Wirklichkeit, sagt er, hat Brasilien als das fünftgrößte
Land der Welt und der viertgrößte Nahrungsmittelex-
porteur einen Überschuß an Raum und Nahrung für
seine 153 Millionen Menschen.
Dr. Molina glaubt auch, daß Sterilisation als eine Form
der genetischen Auswahl angewandt wird. Er meint,
daß schwarze Frauen überproportional betroffen
seien. In Rio de Janeiro teilt seine Bewegung für das
Recht der Schwarzen, CEAP, seine Überzeugung und
hat eine Kampagne gestartet, welche Sterilisation
gleichsetzt mit einem „Genozid der schwarzen Bevöl-
kerung." Die Programme sind gezielt auf die Armen
gerichtet, und - sagt CEAP - „über arme Frauen zu
sprechen heißt, zu 90 % der Zeit über schwarze und
Frauen mit gemischtem Blut zu sprechen. Es bedeu-
tet, über sterilisierte Frauen zu sprechen."
Kritiker der Sterilisation erklären, daß viele Frauen sich
nicht darüber im klaren seien, daß es sich dabei um
eine endgültige Operation handele und bis zu 8 % hat-
ten nur ein oder gar kein Kind, als sie sterilisiert wur-
den. Übersetzung: Roland Rösler

THE GUARDIAN, 5.2.91

Anmerkung: Man beachte in diesem Zusammenhang die Bundes-
tagsdrucksachen 11/4901 und 11/7439, Große Anfrage „Zu der
Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland an bevölkerungspoli-
tischen Programmen in Entwicklungsländern" bzw. Antwort der
Bundesregierung auf die Große Anfrage..."
- Des weiteren: One World Fragmente, zu beziehen beim Überset-
zer des obigen Artikels) und „Der Menschen Zahl", Roland Rösler,
Adelmann-Verlag, 5948 Schmallenberg und Christiana-Verlag, CH
8260 Stein am Rhein, 1989)

Geburtenregelung - Die WGO revidiert
ihre Philosophie
Abkehr von der Sterilisation und der Massen-Emp-
fängnisverhütung - «Entdeckung» der natürlichen
Methoden

Zwanzig Jahre nach dem Erscheinen der Enzyklika
«Humanae vitae» von Papst Paul VI. ändert die Welt-
gesundheits-Organisation (WGO) ihre Philosophie
über die Methoden der Geburtenregelung oder bringt
sie mindestens in signifikanter Weise auf einen neuen
Stand. Von der bisherigen ausschließlichen Verbrei-
tung der Massen-Empfängnisverhütung, der Sterilisa-
tion und der Früh-Abtreibung geht sie nun zur Gut-
heissung und zur Unterstützung der natürlichen Me-
thoden über. Dabei bestätigt sie nicht nur kraft ihrer
Autorität deren Wirksamkeit, sondern hebt auch deren
Wert für die Erziehung, die Selbsterkenntnis und die
Paar-Beziehung hervor.

Diese Aussagen der WGO bildeten das Thema eines
nationalen Kongresses über die Fruchtbarkeitsrege-
lung, der an der Università Cattolica in Rom abgehal-
ten wurde. Sie sind festgehalten in einem Dokument
der WGO aus dem Jahre 1988 - Natural family plan-
ning, a guide to Provision of Services -, das aber in Ita-
lien erst jetzt bekannt wurde und in dem ausdrücklich
von den bekannten natürlichen Methoden (Basaltem-
peratur, Mutterhals-Schleim oder Billings-Methode,
syntothermische Methode und schließlich Ogino-
Knaus) die Rede ist. Diesen Methoden wird eine Wirk-
samkeit von durchschnittlich 95 bis 99 % zuerkannt,
gegenüber einem geschätzten Prozentsatz von 97 bis
99,7 % bei chemischen Methoden von 95 bis 99 % bei
mechanischen Methoden oder Spermiziden. Die Bil-
lings-Methode hat zudem, wie dies deren Entdecker

selbst (das Ehepaar John und Evelyn Billings) bele-
gen, nicht nur eine negative Wirksamkeit, also die der
Schwangerschafts-Verhütung, zwischen 99 und 100
%, sondern auch eine positive, nämlich die Erzielung
einer Schwangerschaft in Fällen von Sterilität aus un-
bekannten Gründen, von 60 bis 70 % Wahrscheinlich-
keit.

Eine Methode der Achtung vor dem andern
Was im Dokument der WGO aber am meisten über-
rascht, ist die Hervorhebung des tiefern Sinnes der na-
türlichen Methoden: «Gegenüber den andern Metho-
den der Familienplanung hängt die natürliche Gebur-
tenregelung (nG) viel mehr von der gegenseitigen Ach-
tung ab, vom Verständnis und der Kommunikation
zwischen Mann und Frau. Die von der nG befriedigten
Anwender weisen oft darauf hin, daß die Notwendig-
keit der zeitweiligen Abstinenz vom ehelichen Verkehr
ihnen die Gelegenheit verschafft hat, andere Formen
der sexuellen Beziehung zu finden, um die Liebe und
die Zuneigung auszudrücken. Die Vorteile der nG sind
vor allem bildender Natur.» Das Dokument spricht so-
dann von der Wichtigkeit einer richtigen Einführung in
diese Methoden, die außerdem leicht zu erlernen
seien, und es schließt mit der Feststellung, daß es
«wünschenswert wäre, wenn die Regierungen die
Förderung und Verbreitung der privaten oder nicht-
staatlichen Stellen unterstützten», die in der Lage
sind, diese Methoden zu propagieren.

Aufschlußreiche Beobachtungen natürlichen Ver-
haltens
Zu dieser Änderung der Philosophie ist die WGO nach
Prof. Salvatore Mancuso von der Università Cattolica
gelangt, nachdem sie «entdeckt» hatte, daß eine sehr
große Zahl von Frauen aller Kulturen die Stillzeiten ver-
längert, um die Abstände zwischen den Schwanger-
schaften zu vergrößern, und nachdem sie festgestellt
hat, daß es angezeigt sei, die Mechanismen der damit
zusammenhängenden Fruchtbarkeitsregelung zu
kennen, dies auch zufolge von Anfragen aus vielen
Ländern (wie UdSSR, Schweden oder China). Zwei
«task forces» (besondere Studiengruppen), an denen
sich auch die Università Cattolica mit Prof. Mancuso
selbst beteiligte, sind zu bedeutenden wissenschaftli-
chen Erkenntnissen und zu einer Einsicht in die sozio-
kulturellen Zusammenhänge bei der Anwendung der
natürlichen Methoden gekommen. Zwanzig Jahre
nach «Humanae vitae» läßt sich sagen, daß die Einla-
dung von Paul VI., diese Studien zu vertiefen, recht ei-
gentlich prophetisch war. Heute ist es gerade die
WGO, die sich einerseits dieser vertieften Einsichten
annimmt und andererseits die Texte für die Verbrei-
tung der Methode Billings erstellt, die sie einst so ver-
achtet hat. .

Ein neuer Test
Ebenfalls hat das Ehepaar Billings anläßlich dieses
Treffens eine letzte Neuigkeit in Sachen nG vorge-
stellt, die Erfindung des Australiers James Brown: ein
«Kit» oder «Ovar-Monitor», der auch zu Hause ver-
wendet werden kann. (Im Gemelli-Spital in Rom ist er
bereits verfügbar). Mittels dieser Einrichtung können
die Werte derovariellen Hormone im Urin «abgelesen»
werden. Der «Monitor» erlaubt es, mit großer Leichtig-
keit die Ovulation und damit die fruchtbaren bzw. un-
fruchtbaren Phasen zu ermitteln. Damit können, wenn
nötig, die durch die Frauen mittels des Mutterhals-
Schleims oder der Billings-Methode festzustellenden
Indikationen bestätigt werden.

Pier Giorgio Liverani
Avvenire, 9.3.1990
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Humor ist, wenn man trotzdem lacht?

Frei nach Aristophanes Dichtung

„Die Frösche"
Öko-Ballade im „vierten Reich"!

Ein Frosch quakt laut im Sumpf der Zeit
schimpft aufgebläht auf andre Leut
und macht mit Froschkonzertmusik
Froschperspektivenpolitik!
Quak, quak, quak, quak!

Das „Vierte Reich" verdient sein Lob
als sumpfgeschützter Biotop!
der jede Sumpfpflanze ernährt
und Sumpfhühnern Asyl gewährt!
Quak, quak, quak, quak!

In dem gesellschaftlichen Sumpf
ist „Selbstverwirklichung" der Trumpf,
wo man die Allerkleinsten schluckt
und vor den Größeren sich duckt!
Quak, quak, quak, quak!

Abrüstung schafft den Frieden nur
bis hin zur Freikörper"Kultur"!
Der Nacktfrosch der bringt Geld und Glück
für Fernsehn, Spiegel, Stern und Quick!
Quak, quak, quak quak!

Sebastian Hafners „Stem"-bericht
verpaßte uns ein Froschgesicht,
weil innert der Dreimonatsfrist
„der Mensch eine Art Kaulquapp ist!" *
Quak, quak, quak, quak!

Ob der Erkenntnis schwelgt im Glück
die Feministenrepublik,
wo manche Emma-Riesen-Gosch
quakt vorlaut wie ein Ochsenfrosch!
Quak, quak, quak, quak!

Mit weiblicher Psychologie
herrscht Rita Süßmuth als Genie!
Im Bonner Haus durch „sich'ren Sex"
beseitigt sie den AIDS-Komplex!
Quak, quak, quak, quak!

'S Gesundheitsministerium
quakt auch im Sex-Delirium:
„Gegen das Homosexsyndrom
hilft ganz alleine das Kondom!"
Quak, quak, quak, quak!

Es stimmt die Bayerische Synode
für Antibabypillen-Mode
und für die Straffreiheit beim Töten!
Das Lebensrecht verbleibt den Kröten!
Quak, quak, quak, quak!

Studenten der Theologie,
sind auch dafür, weil Er und Sie,
im Kaulquappstadium noch waren,
als sie begannen sich zu paaren!
Quak, quak, quak, quak!

Ja selbst die Pseudokatholiken
wollen dem Papst am Zeuge flicken!
Münchens Akademie probt schon
die Pillenrevolution!
Quak, quak, quak, quak!

Der Kirchentag braucht Akt-Belebung
für Erhard Epplers Schlußkundgebung,
um durch getanztes Striptease-Schaukeln
das Paradies uns vorzugaukeln!
Quak, quak, quak, quak!

Selbst in Australien schaut zu
dem Nacktfrosch-Tanz vom Känguruh
hüpfender Aborigenesse **
der ÖRK *** mit viel Interesse!
Quak, quak, quak, quak!

So wächst der Wunschtraum weltenweit
für Biotop-Gerechtigkeit!
Glasnost und Peristroika
von Rußland bis Amerika!
Quak, quak, quak, quak!

Medicus wider den tierischen ERNST.

* Sebastian Hafner Zitat im „Stern"
** Australische Ureinwohner
*** Ökumenischer Rat der Kirchen
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Da stört ein rotes Bein die Ruh',
ein roter Schnabel schnappte zu!
Man hört den Frosch verzweifelt schrei'n:
„Herr Storch, das muß ein Irrtum sein!"
Quak, quak, quäääk!

Der Storch verschluckt den Frosch und spricht:
„Für Deine Dummheit kann ich nicht!
Es weiß doch jeder Kinderschüler
ein Schnabel ist kein Friedensfühler!
Klipp, klapp, klipp, klapp!

Wenn ich Dich jetzt aus Liebe freß',
so führt dieser Geschichtsprozeß,
mit Dialektik-Konsequenz
zur„Frosch-im-Storch-Koexistenz"!
Schnipp, schnapp, schnipp, schnapp!

Und die Moral von der Geschicht':
Der Sumpf schützt unsre Freiheit nicht!
Wer Frieden will in Welt und Ländern,
muß Frosch- und Storchnaturen ändern!
Quak, quak, klipp, klapp!

Nachtrag:

Ja, dieses wäre die Moral!

Doch ist die Sachlage fatal
im bundesdeutschen Fröschetümpel
Denn mancher Volksvertretungs-Simpel
ist eben völlig a-moralisch,
besonders wenn gerade Wahl isch!
Dann schallt laut aus dem Bundestag
das Unken- und das Froschgequak
der Ungebor'nen-Baby-Killer
und and'rer Stasiplan-Erfüller!
Denn auch manch' weibliches Amphib
ist leider nicht so kinderlieb,
um für die Zukunft und das Leben
im Parlament die Hand zu heben!
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